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Polen

Die Sowjetunion droht und zögert, die NATO 
lauert auf Interventionsmöglichkeiten
Nach wie vor stehen die vor Monaten 
zusammengezogenen sowjetischen Di­
visionen einsatzbereit an der Grenze zu 
Polen. „Antisozialistische Kräfte“, 
drohte die Nachrichtenagentur Tass zu 
Neujahr, „verbreiten durch ‘Solidari- 
tät‘-Kanäle bewußt provokatorische 
Forderungen, deren Verwirklichung zu 
einer Vertiefung der Disproportionen 
in der polnischen Wirtschaft und zu ei­
ner wachsenden Spannung auf dem 
Binnenmarkt führen würde“ - das 
Kommunique für einen Einmarsch in 
Polen ist bereits abgefaßt.

Aber, können die Sozialimperiali­
sten, wie sie wollen? Die Gründe, die 
(sie ihre Truppen in Marsch haben set­
zen lassen - die Auswirkungen, die 
ein Erfolg der polnischen Arbeiterbe­
wegung auf die Entfaltung der Klas­
senkämpfe im ganzen RGW-Block un­
weigerlich hat -, sind dieselben, die 
sie zögern lassen. Sicher, unter militä­
rischen Gesichtspunkten ist die Beset­
zung Polens für sie kein unlösbares 
Problem. Das Problem aber, das ihnen 
die polnische Arbeiterbewegung berei­
tet, läßt sich' mit dem Militärstiefel 
nicht einfach niedertrampeln, gerade 
weil die Arbeiterbewegung sich nicht 
vor den Karren bürgerlich-nationalisti­
scher Kräfte spannen läßt, sondern den 
Kurs, den sie mit den 21 Punkten von 
Gdansk eingeschlagen hat, mit viel tak­
tischem Gespür weiterverfolgt. Viel­
leicht könnte eine sozialimperialisti­
sche Besatzung die Gewerkschaft ‘Soli­
darität* zerschlagen; aber selbst wenn 
tdie sowjetischen Generäle jedem polni­
schen Arbeiter einen Besatzungssolda­

ten zur Seite stellten, was praktisch oh­
nehin undurchführbar ist, ließe sich die 
seit mehr als zehn Jahren gereifte so­
ziale Bewegung schwerlich ersticken.

Außerdem: Würde die sowjetische 
Arbeiterklasse bei der Unterdrückung 
ihrer Klassenbrüder, deren Ergebnis 
schließlich auch wäre, daß sie selbst in 
den nächsten Jahren kaum Luft holen 
könnte, stillhalten? Bei ihrem Überfall 
auf die CSSR 1968 hatten die Sozialim­
perialisten die Invasionstruppen in den

Breschnew vor Weltkrieg II-Karte. 
Heute ist die SU selbst Aggressor.

Städten bereits nach drei Tagen 
austauschen müssen. Würden die 
Wehrpflichtigen, die sie einsetzen 
müßten, für Invasion und langwierige 
Besatzung überhaupt einsetzbar sein? 
Jedenfalls, die Sozialimperialisten zö­
gern.

Schließlich bindet auch der anhal­
tende Widerstandskrieg des afghani­
schen wie des kampucheanischen Vol­
kes erhebliche Kräfte der Supermacht 
und engt ihren Handlungsspielraum 
ein.

Dennoch, die Gefahr eines Einmar­
sches ist nicht gebannt. Die Aufgaben 
der polnischen Arbeiterklasse sind um­
so komplizierter, als die westlichen Im­
perialisten, v.a. die USA, die BRD, 
Großbritannien und Frankreich, auf 
der Lauer liegen, um bei einem mögli­
chen Rückschlag für die Sowjetunion 
nachzusetzen. Gegenwärtig ist Polen 
mit 23 Mrd. $ bei ihnen verschuldet. Es 
fordert ein Schuldenmoratorium, um 
den doppelten Druck wenigstens etwas 
zu lockern; aber anstatt diese Forde­
rung zu erfüllen, bieten die vier Mächte 
jetzt neue Kredite in Höhe von zusam­
men 1,4 Mrd. $, für die Polen bei ih­
nen zu kaufen hat und mit denen sie ih­
ren Zugriff und ihre direkten Einfluß­
möglichkeiten weiter ausbauen. Unter 
diesen Bedingungen und in dieser Lage 
sind die Kreditangebote, lautstark un­
termalt von Gegendrohungen gegen 
die SU, halbe Garantieerklärungen.

Auch wenn die Sozialimperialisten 
nicht in Polen einmarschieren, weil sie 
nicht können - und dies wäre für sie 
ein empfindlicher Rückschlag -, neh­
men die Kriegsvorbereitungen der im­
perialistischen Rivalen immer mehr 
Gestalt an. Die Sowjetunion würde 
nicht zurückstecken und könnte es 
auch kaum. Sie wird ihre Rüstungsan­
strengungen forcieren. Sowieso ist sie 
durch den NATO-Mittelstreckenrake- 
tenbeschluß in der Lage, für 50 Mrd. $

Friedenstaubengurren

,,Die Ausführung der NATO-Pläne 
(zur Mittelstreckenraketenstationie­
rung) würde die Situation in Europa 
unweigerlich verschärfen und die in­
ternationale Atmosphäre als Ganzes 
weitgehend vergiften.

Es ist kein Geheimnis, daß bei der 
Vorbereitung dieser gefährlichen Plä­
ne neben den USA der Bundesrepu­
blik Deutschland nicht die beschei­
denste Rolle eingeräumt worden ist. 
Offen gesagt stehen diejenigen, die 
die Politik dieses Landes bestimmen, 
heute vor einer sehr ernsten Alterna­
tive. Sie werden sich entscheiden 
müssen, was für die BRD besser ist: 
zur Festigung des Friedens in Europa 
und zur Entwicklung einer auf gegen­

seitigen Vorteil beruhenden friedli­
chen Zusammenarbeit der europäi­
schen Staaten im Geiste guter Nach­
barschaft und wachsenden gegensei­
tigen Vertrauens beizutragen oder 
aber eine neue Verschärfung der Si­
tuation in Europa und in der Welt zu 
begünstigen, indem sie auf ihrem Bo­
den amerikanische Raketen- und 
Kernwaffen stationieren, die auf die 
UdSSR und deren Verbündete zielen. 
Verständlicherweise würde sich in 
diesem zweiten Fall auch die Gefahr 
eines Gegenschlags gegen die BRD 
selbst um ein Vielfaches erhöhen, 
sollten diese Waffen einmal von ih­
ren Herren und Gebietern eingesetzt 
werden ...

Was die Sowjetunion betrifft, so 
wiederhole ich immer wieder, daß wir 
keine militärische Überlegenheit an­
streben. Es war und ist nie unsere 
Absicht, irgendeinen Staat oder eine 
Gruppe von Staaten zu bedrohen ... 
Als Vorsitzender des Verteidigungs­
rates der UdSSR erkläre ich mit aller 
Bestimmtheit: In den letzten zehn 
Jahren ist im Bereich des europäi­
schen Teils der Sowjetunion die Zahl 
der Träger von Kernwaffen mittlerer 
Reichweite um keine einzige Rakete, 
um kein einziges Flugzeug erhöht 
worden. Im Gegenteil, die Zahl der 
Abschußrampen sowie die Stärke der 
Kernladungen dieser Raketen sind 
sogar etwas zurückgegangen.“ 
(Breschnew auf einer Festveranstal­
tung zum 30. Jahrestag der DDR am 
6.10.1979)



Seemacht UdSSR

Befähigt der enorme Ausbau der Ma­
rinekapazitäten die UdSSR zum 
Kampf um die Vorherrschaft auf den 
Weltmeeren? Würde man der sozial­
imperialistischen Flottenrüstung dies 
Ziel unterstellen, müßte man die 
Kriegsgefahr unterschätzen, die von 
der russichen Flottenrüstung gegen­
wärtig bereits gesteigert wird, denn 
diese Flottenrüstung reicht auf lange 
Sicht nicht hin, den Kampf um die 
Beherrschung der Weltmeere aufzu­
nehmen. Die strategische Bedeutung 
der Flottenrüstung der UdSSR ergibt 
sich aus den vielseitigen Möglichkei­
ten von kombiniertem Land/See- 
krieg, die die UdSSR hat und aus de­
nen sich begrenzte Anforderungen an 
die Flottenkapazität stellen.

In der Ostsee muß die Kapazität 
ausreichen, um die Verbindung zwi­
schen der BRD und Nordskandina­
vien auf dem Seeweg zu unterbre­
chen, Landungsunternehmungen der 
NATO an der südlichen Ostseeküste 
bereits im Entwicklungsstadium zu 
zerschlagen und gegebenenfalls Lan­
dungsunternehmen auf der jütländi- 
schen Halbinsel durchzuführen. Ge­
nügt die Ostseeflotte diesen Forde­
rungen, sind die Bedingungen für 
Landoperationen gegen das Staatsge­
biet der BRD und Westberlins sowie 
gegen die skandinavischen Länder 
bedeutend verbessert.

Die Nordmeerflotte der UdSSR 
muß im Stand sein, die Verbindung 
zwischen den USA und Mitteleuropa 
so unsicher zu machen, daß Nach­
schub im großen Stil jedenfalls un­

kalkulierbar unsicher wird. Bereits 
für diesen begrenzten Zweck braucht 
die UdSSR sehr große Verbände, um 
so mehr, als diese ziemlich knapp vor 
den Küsten Norwegens operieren 
müßten und landgestützen Luftan­
griffen sowie U-Boot-Angriffen aus­
gesetzt wären. Eine große See­
schlacht um die Beherrschung des 
Nordatlantik müßte die UdSSR un­
bedingt vermeiden, denn die Mög­
lichkeit, Verluste aufzufüllen, ist 
durch den Umfang des gesamten, auf 
die Küste ausgerichteten Industriepo­
tentials der Gegner bestimmt, und 
hier ist die UdSSR hoffnungslos un­
terlegen. Indes würden Verbände, die 
den Transport unsicher, teuer, zeit­
lich unbestimmt machen können, 
ausreichen, um die Lage auf dem eu­
ropäischen Schauplatz zu. Gunsten 
der UdSSR zu verschieben und au­
ßerdem Landoperationen gegen die 
skandinavischen Länder stark er­
leichtern. Eine solche Stärke hat die 
Nordmeer flotte der UdSSR, auch 
wenn sie eine Seeschlacht nicht ge­
winnen würde.

Die Schwarzmeerflotte der UdSSR 
kann ohne Landoperationen gegen 
die Türkei kaum zum Tragen ge­
bracht werden, aber sie ist stark ge­
nug, um diesen Zweck zu fördern, 
und würde, im Fall eines Gelingens 

mit der im Mittelmeer operierenden 
3. Eskadra vereinigt, das östliche 
Mittelmeer sehr unsicher machen, 
auch wenn diese vereinigten Flotten 
nicht in der Lage sind, die Kräfte der 
USA und der NATO im Mittelmeer 
zu zerschlagen.

Für die Stützpunkte, die sich die 
UdSSR im südostasiatischen Raum 
verschafft und ausbaut, ist zu beach­
ten, daß diese bloß ausreichend sein 
müssen, um relativ kleine Verbände 
logistisch'zu sichern. Im Seekrieg las­
sen sich mit ziemlich kleinen Verbän­
den ziemlich große Flächen sehr unsi­
cher machen. Wenn die Flottenver­
bände der UdSSR hinreichen, um ge­
wisse Verbindungslinien der imperia­
listischen Weltwirtschaft praktisch zu 
unterbrechen und andere extrem un­
sicher zu machen, ist eine wesentliche 
Voraussetzung für erfolgreichen 
Landkrieg um Europa geschaffen, 
und so erhöht sich der strategische 
Wert der Landstreitkräfte der 
UdSSR mit jeder einzelnen Bruttore­
gistertonne, um die sie ihre Flotten­
kapazität ausweitet, ganz überpro­
portional. Den USA, deren strategi­
scher Zweck sein muß, die Weltmee­
re für ihre Bewegungen sicher zu ma­
che, müssen ganz überproportional 
dagegenrüsten, sonst kämen sie ins < 
Hintertreffen.

.1

ihr Raketenabwehrsystem zu erneuern. 
Zugleich wird sie ihr eigenes Mittel­
streckenpotential ausbauen, die Pro­
duktion der SS-20 erhöhen, mit denen 
sie auch die Atlantikhäfen bedrohen 
kann. Ebenfalls ist eine Modernisie­
rung ihrer land- und seegestützten 
Langstreckenraketen zu erwarten, da 
die bisherigen durch die Stationierung 
der beweglichen US-MX-Raketenab- 
schußsysteme an Schlagkraft verlieren.

Trotz der ungeheuren Summen für 
die atomare Aufrüstung liegt der Rü­
stungsschwerpunkt inzwischen eindeu­
tig bei der Stärkung der konventionel­
len Kampfkraft. Seit 1964, als Bre­
schnew Chruschtschow ablöste, stieg 
die Armeestärke von ca. 3,4 auf 4,4 
Mio. Soldaten, die Zahl der Divisionen 
von 145 auf 170, der Panzer von 30000 
auf 45000, der Artilleriegeschosse von 
11000 auf 20000, der Jagdflugzeuge 

von 3 500 auf 4500. Die SU-Flotte wur­
de enorm ausgebaut. Seit 10 Jahren 
verfügt die SU auch erstmals über stra­
tegische Lufttransportkapazitäten. Ge­
genwärtig wird die Ausrüstung aller 
Truppenteile modernisiert, v.a. des 
Heeres und hier der motSchützenregi- 
menter, wodurch die SU ihre Fähigkeit 
zu schnellen Angriffen auf breiter 
Front zu erhöhen trachtet. Zuverlässi­
ge Angaben über die Höhe der Rü­
stungsausgaben existieren nicht. Doch 
zweifellos kommt der Farbwechsel der 
Sowjetunion, der langwierige Um- und 
Aufrüstungen nach sich zog, die so­
wjetischen Volksmassen auch in dieser 
Hinsicht teuer und verschärfen die Rü­
stungslasten die wirtschaftlichen Pro­
bleme der Supermacht.

Ca. ein Drittel aller Endprodukte im 
Maschinenbau und in der Metallverar­
beitung geht in die Aufrüstung. Die 

Folgen sind gravierend. Die über­
durchschnittlichen Wachstumsraten in 
diesen Bereichen gehen v.a. auf Kosten 
der Landwirtschaft. Bis 1955 war die 
Sowjetunion Netto-Getreideexporteur, 
heute ist sie von Impor­
ten abhängig. Die Produktion land­
wirtschaftlicher Produktionsmittel 
hängt zurück, im jetzt auslaufenden 
Planjahrfünft fehlten den Bauern z.B. 
40 Mio. t Mineraldünger. Der indu­
strielle Anlagenpark ist über weite 
Strecken überaltert - ein wesentlicher 
Faktor für die vergleichsweise niedrige 
Produktivität der Arbeit. Umso wü­
tender versucht die neue Bourgeoisie, 
die Intensität zu steigern, wenngleich 
ohne die angestrebten Erfolge - der 
Widerstand der Arbeiterklasse ist zäh.

Zugleich können die Sozialimperiali­
sten ihre Militärmacht bloß durch Aus­
raubung ihrer Verbündeten erhalten, 
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deren Produktionsapparat sie endgül­
tig mit dem 1971 beschlossenen „lang­
fristigen Programm der sozialistischen 
ökonomischen Integration“ unter 
Kontrolle genommen haben. Polen 
z.B. liefert den größten Teil der produ­
zierten Schiffe und Eisenbahnwaggons 
an die SU.

Daß die Sozialimperialisten diesen 
Militärapparat für den Kampf um die 
Weltherrschaft brauchen, ist eine Sa­
che; daß sie die ungeheuren Rüstungs­
lasten den eigenen Volksmassen und 
Verbündeten abpressen können, eine 
andere. Man darf nicht vergessen: Der 
Große Vaterländische Krieg hatte dem 
sowjetischen Volk unsagbare menschli­
che und materielle Opfer abverlangt. 
Die Aggressionspolitik der USA gegen 
die Sowjetmacht erzwang auch nach 
Kriegsende hohe Verteidigungsausga­
ben. Nicht nur konnten die sowjeti­
schen Truppen nur langsam demobili­
siert werden; das US-Monopol an zu­
nächst A-Bomben, dann H-Bomben 
iiswusf. zwang die SU nachzuziehen, 
wollte sie sich nicht unerträglichen Er­
pressungen aussetzen. Man darf weiter 
nicht vergessen, daß die Arbeiterklasse 
in Westeuropa im Kampf um die prole­
tarische Revolution vorerst unterlegen 
war und die imperialistische Bedro­
hung nicht verhindern konnte und daß 
dies den Machtantritt der neuen Bour­
geoisie in der SU erheblich erleichterte.

Aber auch nach dem von Chruscht­
schow eingeleiteten Machtantritt 
konnten die US-Imperialisten der So­
wjetunion die Aufrüstung noch diktie­
ren. Noch 1965 verfügten sie über 854, 
die SU dagegen gerade über 270 Inter­
kontinentalraketen. Nicht das „Wett­
rüsten“ ist Chruschtschow vorzuwer­
fen, sondern daß die UdSSR unter sei­
ner Führung versuchte, den USA 
„gleichberechtigt“ im Kampf um Ein­
flußsphären und Aufmarschgebiete 
entgegenzutreten. - Und heute? Mit 
dem Überfall auf die CSSR wurde die 
Sowjetunion, die seit Beginn von Ag­
gression bedroht war, endgültig selbst 
zum Aggressor. Die Unterstützung der 
polnischen Arbeiterklasse kann nicht 
darin bestehen, sich von den US-, 
BRD- und anderen westlichen Imperia­
listen ins Schlepptau nehmen zu lassen, 
die selbst ein Auge auf die Beute wer­
fen und auf Interventionsmöglichkei­
ten lauern. Solange diese Gefahr be­
steht, können sich die Klassenkämpfe 
in den RGW-Ländern nicht richtig ent­
falten.

Was ist zu tun? Die Arbeiterbewe­
gung in der BRD und in Westberlin 
muß den Kampf für einen Friedensver­
trag, für völkerrechtliche Anerken­
nung der Grenzen, insbesondere der 
polnischen, für Austritt aus der NATO 
zu ihrer Sache machen. Das wird die 
Imperialisten so beschäftigen, daß sie, 
wenn sie auch wollen, nicht intervenie­
ren können.

1939: Nichtangriffspakt und Zweifrontenkrieg

‘Der sowjetische Expansionismus hat 
mit dem Stalin-Hitler Pakt vom 23. 
August 1939 begonnen“, verbreiten 
die bürgerlichen Zeitschriften. Eine 
besagte “Stalinfrage“ wird zu ver­
schiedenen Anlässen aufgeworfen 
und gibt neues Material. So werden 
Parallelen zwischen der Besetzung 
Polens 1939 und heute gezogen. 
Schauergeschichten, losgelöst von 
jeglichem politischen Zusammen­
hang.

War die Sowjetunion nicht ein so­
zialistisches Land im Aufbau und 
keine Supermacht wie heute? Wurde 
nicht der Sowjetunion der Kampf ge­
gen die Hitler-Armee überlassen, um 
nach der wichtigen Niederlage Hitlers

bei Moskau 1941 erst den Zweifron­
tenkrieg gegen Deutschland zu füh­
ren? War nicht Stalin einer der ange­
sehensten Politiker auf der Welt, daß 
selbst die amerikanische Zeitschrift 
„Time“ Stalin 1943 zum Mann des 
Jahres erklärte? War nicht die ameri­
kanische Waffenlieferung an die So­
wjetunion viel zu spät, wenn Ende 
September 1941 die USA Waffenlie­
ferungen beschloß, aber bereits An­
fang Dezember der Gegenangriff der 
Sowjetunion gegen die deutschen 
Truppen geführt wurde? Fragen an 
die Bourgeoisie.

Die Geschichtsschreiber bemühen 
sich seit Jahren, diese Tatsachen zu 
entstellen, die nach dem Sieg über 
Hitler 1945 den Volksmassen bewußt 
waren. Die Hetze gegen Stalin ist des­
halb groß, weil die Strategie Eng­
lands, Frankreichs und der USA 

nicht aufging. Hitler sollte die So­
wjetunion schlagen, damit die impe­
rialistischen Staaten untereinander 
die Neuaufteilung der Welt entschei­
den konnten. Stalin beschreibt 1939 
auf dem 18. Parteitag die Lage wie 
folgt: „Wie konnte es geschehen, 
daß die nichtaggressiven Länder (ge­
meint ist England, Frankreich, 
USA, d.V.), die über gewaltige Mög­
lichkeiten verfügen, so leicht und oh­
ne Widerstand zugunsten der Angrei­
fer ihre Positionen preisgaben und 
sich von ihren Verpflichtungen lossa­
gen? Ist dies etwa durch die Schwä­
che der nichtaggressiven Staaten zu 
erklären? Natürlich nicht! Die nicht­
aggressiven, demokratischen Staa­
ten sind zusammen unzweifelhaft 
stärker als die faschistischen Staaten, 
sowohl in ökonomischer als auch in 
militärischer Hinsicht. Wodurch sind 
also in diesem Falle die systemati­
schen Zugeständnisse dieser Staaten 
an die Aggressoren zu erklären? Man 
könnte dies zum Beispiel mit der 
Furcht vor der Revolution erklären 
... Die wichtigste Ursache besteht 
darin ... daß sie die Positionen der 
Nichteinmischung, die Positionen 
der »Neutralität“ bezogen haben . “

Daß Stalin mit Hitler zusammen 
operierte, ist lächerlich. Hat doch be­
reits 1936 die Sowjetunion den Wi­
derstandskrieg in Spanien unter­
stützt. Die Sowjetunion hat sich vor 
1939 um eine Einigung mit Polen be­
müht. Die reaktionäre Regierung Po­
lens hat dann mit England im April 
1939 einen Nichtangriffspakt abge­
schlossen. Gleichzeitig hatte Hitler 
Ansprüche auf Polen. Die sozialisti­
sche Sowjetunion hatte damit nicht 
nur den Hitler-Faschismus zum Geg­
ner, sondern über den polnischen 
Nichtangriffspakt die Engländer mit 
einem Bein in Polen stehen und im 
Osten die Japaner. Der Nichtangriffs­
pakt mit Deutschland, der erst Ende 
August geschlossen wurde, spaltete 
das imperialistische Lager. Dieser 
strategische Schritt war deshalb wich­
tig, da innerhalb der Bourgeoisie 
auch Kräfte da waren, die ein Bünd­
nis aller Großmächte gegen die So­
wjetunion beabsichtigten.

Stalin durchkreuzte diese.Möglich­
keit. Der Sieg über den Hitler-Fa­
schismus ist ein Ergebnis, der Sieg 
des Sozialismus und die Errichtung 
von Volksdemokratien in Osteuropa 
ein anderes.
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Aus Politik und Wirtschaft — kurz berichtet

Arbeits-KZs für 
den Kriegsfall 

Der Generalsekretär des Deut­
schen Roten Kreuzes (DRK) 
Schilling tritt in Reformvor­
schlägen für den Zivilschutz 
für eine ,,systematische Tren­
nung von Kampfzonen und 
Schutzzonen“ ein. Diese 
Schutzzonen könnten dann - 
so Schilling - nach den Zu­
satzverträgen der Genfer Kon­
vention gemäß Artikel 59 zu 
,,un verteidigten Orten“ er­
klärt werden, die der Gegner 
zu respektieren hätte. Was in 
den Schutzzonen zu geschehen 
hätte, wäre nach Meinung 
Schillings die Einrichtung von 
,,Fluchtburgen“. Der Ausbau 
von Schutzräümen, sowieso 
nur zugänglich für Kapitali­
sten, Regierung und ihren An­
hang, könnte dann eingestellt 
werden. Diese kostengünstigen 
,,Fluchtburgen“ würden darin 
bestehen, daß die Bevölkerung 
aus einem weiten Gebietsum­
kreis in einer Stadt zusammen­
gepfercht wird. Die ständige 
„Militarisierung der Gesell­
schaft“ durch Ausbau des Zi­
vilschutzes müsse aufhören, 
das sei die Absicht seiner Vor­
schläge, erklärte Schilling. 
Tatsächlich handelt es sich um 
den Plan, im Kriegsfall Ar­
beitslager an der Heimatfront 
in den Städten einzurichten.

Erhebliche Zu­
nahme der Pleiten 

Nach einer Untersuchung der 
Frankfurter „Wirtschafts- 
Auskunft Schimmelpfennig 
GmbH“ nahm die Zahl der 
Konkurse 1980 um 500 zu. Die 
Gesamtzahl erhöhte sich damit 
um 5,9% gegenüber 1979 auf 
8740. Die Zahl der bei den 
Konkursgerichten angemelde­
ten Forderungen erhöhte sich 
sogar um 50%. Sie betrugen 
1980 6,6 Mrd. DM gegenüber 
4,3 Mrd. 1979.

A. Fuchs Beitet SPD- 
Sozialkommissiomi 

Anfang Januar hat SPD-Frak- 
tionsvorsitzender im Bundes­
tag Herbert Wehner den Vor­
sitz der sozialpolitischen Kom­
mission der SPD niedergelegt. 
Auf Antrag dieser Kommis­
sion hatte sich die SPD im 
Bundestagswahlkampf auf ei­
ne 70prozentige „Teilhabe“ 
des Witwers oder der Witwe an 
den gemeinsam erworbenen 
Rentenansprüchen bei der Re­
form der Hinterbliebenenver­
sorgung 1985 ausgesprochen. 
In der Regierungserklärung 
wurde darauf die Höhe dieses 

Teilhabeanspruchs ausdrück­
lich offengehalten. Und in der 
Regierungserklärung wurde 
u.a. die mit der FDP ausge­
handelte Variante der Netto­
anpassung der Renten ab 1985 
mitgeteilt. Die Aufgaben der 
SPD-Sozialkommission haben 
sich offenbar geändert: Anke 
Fuchs aus dem Sozialministeri­
um leitet jetzt.

,, Kleineinleiter“ 
sollen zahlen

Die Verschmutzung des Lan­
des durch die große Industrie, 
die Zerstörung der Umwelt 
sollen jetzt die Kleineinleiter 
unter 8 Kubikmetern Abwas­
ser zahlen, so nach Bundesge­
setz ab 1.1.81. Jede Gemeinde 
muß pro Einwohner und Jahr 
zahlen: 1981 6 DM, 1982 9 
DM, 1983 12 DM, 1984 15 
DM, 1985 18 DM. Ob sie die­
ses Bundesgesetz „schlucken“ 
müssen, obwohl sie dagegen 
sind, wurde in den letzten Wo­
chen in vielen Gemeinden be­
raten. Einige haben die Abwäl­
zung der Abgabe auf die Be­
völkerung für dieses Jahr ab­
gelehnt umd stimmten für die 
Entnahme aus dem laufenden 
Gemeindehaushalt.

Friedensstiftung durch 
Waffenhandel

Die westdeutsche Monopol­
bourgeoisie drängt ins interna­
tionale Rüstungsgeschäft. Die 
Vorteile wären vielseitig. Die 
eigene Rüstung würde billiger, 
wegen der höheren Stückzah­
len und der hohen Profite. Die 
Abnehmer würden einen Bei­
trag zur militärischen Stärkung 
der BRD leisten. Der Export 
von Waffensystemen schafft 
die Notwendigkeit von In­
struktionen. BRD-Instrukteu- 
re würden in ausländischen 
Armeen wirken, Offiziers­
nachwuchs käme zur Ausbil­
dung in die BRD. Mannigfalti­
ge Einflußmöglichkeiten tun 
sich auf. Kommen exportierte 
Waffensysteme zum Einsatz, 
stellt sich dies nicht nur als ein 
Folgegeschäft wegen des 
Nachschubs dar, sondern das 
dringende Bedürfnis des Nach­
schubs schafft unmittelbare 
politische Einflußmöglichkei­
ten. Die Vorzüge sind enorm. 
Die westdeutsche Monopol­
bourgeoisie, von derartigen 
Mitteln internationaler Politik 
seit dem 2. Weltkrieg ausge­
schlossen, nutzt die verschärf­
te Spannung zwischen den Su­
permächten aus und steigt wie­
der ein. - Die Länder der

i

Am letzten Wochenende haben die Befreiungsorganisationen El 
Salvadors eine Großoffensive gegen die von den USA installierte 
Junta eingeleitet und zum Generalstreik aufgerufen. Auch in den 
Volksvierteln der Hauptstadt und ihrer unmittelbaren Umgebung 
wird gekämpft (Bild). Eine Gruppe von Offizieren um das ehe­
malige Junta-Mitglied Majano hat „alle Patrioten unter den Mili­
tärs“ aufgerufen, „ihre Kasernen zu stürmen und sich der Revo­
lution anzuschließen.“ In der zweitgrößten Stadt Santa Ana ist 
ein Großteil der Garnison zu den Aufständischen übergegangen. 
Nach einem Sieben-Punkte-Programm der Demokratischen Re­
volutionären Front FDR wird die künftige'Revolutionsregierung 
tiefgreifende Reformen durchführen, eine neue Armee aufbauen 
und eine blockfreie Außenpolitik betreiben.

Dritten Welt sind bei Waffen­
beschaffungen aus imperiali­
stischen Ländern immer an­
geschmiert. Zwar benötigen sie 
dringend Waffen, um ihre na­
tionale Souveränität zu si­
chern, aber gerade das läßt 
sich mit importierten Waffen 
schwer bewerkstelligen. Zumal 
im Falle kriegerischer Ausein­
andersetzungen die Erstaus­
stattung zwar selbstverständ­
lich viel ausmacht, die eigentli­
che Entscheidung aber durch 
den Nachschub bestimmt ist. 
Besteht in dieser Hinsicht kei­
ne Souveränität, so sind die 
Waffen gar nicht souverän ver­
fügbar. Viele Länder der Drit­
ten Welt wissen das und kau­
fen bloß, was sie selber repa­
rieren und alsbald nachbauen 
können.

AStA-Räume in Osna­
brück durchsucht

Gegen den AStA der Universi­
tät Osnabrück wurde ein Straf­
verfahren wegen „Beleidigung 
eines ausländischen Staatso­
berhauptes“ und „Verun­
glimpfung einer Religionsge­
meinschaft“ eingeleitet. Anlaß 
war eine in der AStA-Zeitung 
abgedruckte Satire zum Papst­
besuch aus der Zeitschrift Ti­
tanic. Die AStA-Räume, die 
Wohnungen der AStA-Mit- 
glieder und ihre Zimmer bei 
den Eltern wurden in Anwe­
senheit des zuständigen Behör­
denchefs, dem Leitenden 
Oberstaatsanwalt Dreher, 
durchsucht. Eingeleitet wurde 
die Aktion durch Wissen­
schaftsminister Pestei, er hat 
den Strafantrag gestellt.

Streik gegen 
B AF ÖG-Kürzung

Kiel. Die Erzieherfachschüler 
an den Beruflichen Schulen am 
Königsweg haben einen Warn­
streik durchgeführt. 200 Schü­
ler boykottierten in der 3. 
Stunde den Unterricht. Der 
Grund war die Ablehnung des 
Landes Verwaltungsgerichts 
Schleswig, eine einstweilige 
Anordnung zu treffen, daß für 
Erzieherfachschüler vorerst die 
Fachschul-BAFöG-Sätze zu 
zahlen sind. Das Kultusmini­
sterium hatte eine BAFöG- 
Kürzung verordnet. Einige 
Schüler klagten deshalb um ei­
ne einstweilige Verfügung. Am 
6.2. will das Gericht gründ-' 
sätzlich entscheiden. Als bis 
zum 16.12. die Forderungen 
nicht erfüllt waren, und die 
Landesregierung nichts verlau­
ten ließ, traten die Erzieher­
fachschüler erneut in einen 
zweistündigen Streik. Am dar­
auffolgenden Tag wurde eine 
Demonstration von der Schule 
zum Kultusministerium durch­
geführt.

Massenentlassungeini 
bei VW dö Brasil

VW do Brasil hat vorletzte 
Woche 3000 von 48000 Lohn­
abhängigen entlassen und 7400 
in drei Wochen Zwangsurlaub 
geschickt. Das Automonopol 
begründet die Maßnahmen mit 
Absatzschwierigkeiten, hat 
aber auch sonst regelmäßig 
entlassen, um zu niedrigerem 
Lohn neu einzustellen.
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Bundeshaushalt 81
MaUIhiöffers „Spanretal66 — 
stalü Notverordmningemi

Mit der Herstellung des Bundeshaus­
halts 81 (Volumen 224,6 Mrd. DM, 
plus 4,3% gegenüber 1980) exerzieren 
die Regierungsparteien gegenwärtig 
Notverordnungspolitik - freiheitlich­
demokratisch . Entscheidende Statio­
nen dieser Politik waren vor Verab­
schiedung des Haushalts am 16. De­
zember im Kabinett:
— Erhöhung der Mineralölsteuer 
(Mehreinnahme 81: 1,76 Mrd. DM) 
und der Branntweinsteuer (plus 0,75 
Mrd. DM): Damit würde der Konsum 
an der richtigen Stelle getroffen.
)— Kürzung des Bundeszuschusses an 
die Rentenversicherung um 3,5 Mrd. 
DM, also etwas mehr als die in Höhe 
von 3 Mrd. DM erwartete zusätzliche 
Beitragseinnahme der Rentenversiche­
rung durch die Beitragserhöhung. So­
mit hat die Regierung eine neuartige di­
rekte Besteuerung ausschließlich der 
Arbeiter und Angestellten geschaffen. 
Hinzu kommt: Der Bundeszuschuß ist 
Ersatzleistung für während des impe­
rialistischen Kriegs für die Soldaten 
nicht gezahlte Beiträge. Die Rentenver-

Angaben nach „Arbeitskreis Steuerschätzung“ v. 1.—3.80; 1979 kassenmäßige Steuereinnahmen; 
Umsatzsteuer: nur Mehrwertsteuer einschl. Einfuhrumsatzsteuer

Steuerschätzung Dezember 1980
Einnahmen Einnahmen in Mrd. DM Steigerungsraten in %

1979 1980 1981 1979 1980 1981 1982

Lohnsteuer........ 97,1 111,1 113,1 + 5,5 + 14,4 + 1,8 + 12,2
Veranlagte Ein­
kommenssteuer . 37,6 36,8 37,7 + 0,5 - 2,0 + 2,2
Umsatzsteuer ... 84,2 93,0 98,6 + 14,9 + 10,4 + 6,0
Nicht veranl. St.
vom Ertrag........ 4,9 4,3 4,5 —12,9 + 4,7
Körperschaftsst. 22,9 22,2 23,0 +15,6 - 3,1 + 3,6
Bundeshaushalt . 167,4 177,4 181,7 + 8,6 + 6,0 + 2,4 + 7,2
Länderhaushalte . 120,1 125,7 128,9 + 3,9 + 4,7 + 2,6 + 8,5
Gemeindehaush . 45,0 51,2 51,0 + 9,0 + 13,7 -0,4 + 7,6

Sicherung muß jedoch heute für die 
Rentenansprüche aus diesen Jahren ge­
rade stehen.
- Schließlich, eine Woche vor Kabi­
nettsberatung, demonstrierte Apel, 
daß die Rüstungspolitik in diesem 
Haushalt an erster Stelle steht: Mitten 
aus der NATO-Ministerratstagung her­
aus machte er 700 Mio. zusätzlich 
locker für den Fortgang des deutsch­
britisch-italienischen Gemeinschafts­
werkes „Tornado“, ein Mehrzweck- 
Kampfflugzeug.

Der Finanzplanungsrat in Begutach­
tung dieses Haushaltswerkes ließ einen 
deutlichen Hinweis gegen die Lohn- 
und Gehaltsforderungen im öffentli­
chen Dienst nicht fehlen: ,,Damit sich 
die notwendigen Sparmaßnahmen 
nicht überwiegend auf Investitionsaus­
gaben konzentrieren, müssen auch 
konsumtive Ausgaben begrenzt wer­
den. Dabei wird die Entwicklung der 
Personalausgaben eine entscheidende 
Rolle spielen.“ (12.12.80)

Das nächste Datum wurde durch die 
Mitteilung „negativer“ Wachstums­
aussichten für 1981 zu Anfang dieses 
Jahres gesetzt. Im letzten halben Jahr 
habe das Wachstum nunmehr lediglich 
noch 0,2% ausgemacht.

Kaum war das bekannt, meldeten 
die „Arbeitgebervertreter“ aus dem 
Verwaltungsrat der Bundesanstalt für 
Arbeit, daß Beitragserhöhungen un­
umgänglich seien, da man absichtlich 
zwecks Haushaltsausgleich zu niedrige 
Ansätze verwendet habe. Z.B.: Es sei 
davon ausgegangen worden, daß bloß

50,5% der Arbeitslosen Anspruch auf 
Arbeitslosengeld habe. -Ehrenberg 
entschloß sich schließlich zu der Mittei­
lung, daß der in Arbeit befindliche 
Rentenbericht 1981 das bisher behaup­
tete „günstige Bild“ über die Finanzla­
ge der Rentenversicherung nicht mehr 
aufrecht erhalten könne. Konsequen­
zen behielt er sich vor. Und vom Bund 
der Steuerzahler mußte sich die Regie­
rung - unter vorerst heftiger Ableug­
nung - vorhalten lassen, daß die wei­
tere Mehrwertsteuererhöhung um 1% 

auf 14% spätestens zum nächsten Jah­
resanfang bereits ausgemachte Sache 
sei.

Diese Haushaltspolitik der Regie­
rung ist klar und durchgängig auf die 
Entlastung des „Kapitalertrags“ und 
der höheren Einkommen und die zu­
nehmende Belastung des Lohns mit di­
rekten und indirekten Abzügen kalku­
liert. Die Steuerschätzung der Regie­
rung (vergl. Tabelle) bestätigt dies dra­
stisch. Für die Lohnbewegung der Be­
schäftigten im öffentlichen Dienst und 
mehr noch für die Forderungen der 
Gewerkschaften zur Entlastung des 
Lohns von der unerträglich hohen 
Steuer- und Abgabenlast ist diese Re­
gierungspolitik direkte Herausforde­
rung.

Namibia-Konferenz
Südafrika führt
Marionetten vor

Es sei zu früh, einen Waffenstillstand 
zu unterzeichnen, denn seine Seite ha­
be nicht genug Vertrauen in die Unpar­
teilichkeit der Vereinten Nationen - 
damit ließ die südafrikanische Delega­
tion, vertreten durch Dirk Mudge, 
Vorsitzender der sog. „Demokrati­
schen Turnhallen-Allianz“ (DPA), am 
letzten Dienstag in Genf die UN-Nami- 
bia-Konferenz nach einer Woche Dau­
er platzen.

Die Vereinten Nationen hatten die 
Konferenz einberufen, um über einen 
Waffenstillstand zwischen Südafrika 
und der Befreiungsfront Namibias, der 
SW APO, zu verhandeln. Der Waffen­
stillstand wäre die erste Stufe des Pro­
zesses von Wahlen unter UN-Auf  sicht 
und der schließlichen Unabhängigkeit. 
Über die Wahlen, die Aufsicht durch 
UN-Personal und die Anwesenheit von 
UN-Truppen gibt es einen Plan, über 
den drei Jahre lang verhandelt wurde. 
Die SW APO hat ihm zugestimmt, und 
auch Südafrika mußte den Plan „prin­
zipiell“ gutheißen.

Die imperialistischen Herren des 
südafrikanischen Kolonialregimes, 
v.a. die USA, hofften allerdings, bei 
diesen Wahlen einer von ihnen selbst 
aufgebauten Marionettengruppe, der 
,, Demokratischen Turnhallen-
Allianz“, zum Sieg zu verhelfen. Die 
DPA sollte die Rolle spielen, die die 
Imperialisten Muzorewa in Zimbabwe 
zugedacht hatten. Aber dessen un­
rühmliches Ende und der Sieg der ZA- 
NU haben die Imperialisten davon 
überzeugt, daß die SWAPO die Wah­
len in Namibia ebenfalls gewinnen 
würde.

Deshalb hatte das südafrikanische 
Regime von Anfang an nicht vor, in 
Genf ernsthaft über einen Waffenstill­
stand zu verhandeln. P. Botha, der 



Außenminister, erklärte in einem Ra­
diointerview am Tag des Konferenzbe­
ginns, seine Regierung würde eher ei­
nen wirtschaftlichen Boykott hinneh­
men als die Regierung einer „terroristi­
schen Gruppe“ in Namibia.

Bei der Konferenz kam es deshalb 
der südafrikanischen Delegation nur 
darauf an, die Rolle der sieben mitge­
brachten Marionettenparteien, v.a. der 
DPA, herauszustellen und damit eine 
„innere Lösung“ ohne Beteiligung der 
SWAPO vorzubereiten. Schon bei der 
Sitzordnung forderte Südafrika, 
SWAPO und DPA seien gleichberech­
tigte Verhandlungspartner, es selbst sei 
nur Beobachter. Dabei sind es südafri­
kanische Truppen, die die koloniale 
Besetzung Namibias aufrechterhalten.

Seit 1966, als die UN-Vollversamm­
lung die Besetzung des UN-Mandats- 
gebietes Namibia durch Südafrika aus­
drücklich für illegal erklärte, ist die 
SWAPO als einzige Vertreterin des 
Volkes von Namibia von der UN aner­
kannt. Der Höhepunkt der südafrika­
nischen Forderungen bei der Konfe­
renz war deshalb die Aufforderung, 
die UN-Vollversammlung solle der

USA
Banken kassieren Rekordzinsen — 
neue Welle der Kapitalvernichtung
Drei Mrd. Dollar wird der US-Ölkon- 
zern Conoco (JET) in diesem Jahr in 
die öl- und Erdgasförderung investie­
ren, hauptsächlich im Westen der 
USA, daneben in Kanada und in der 
Nordsee. Zur Finanzierung hat der 
Konzern u.a. eine Anleihe aufgenom- 
men mit einer garantierten Rendite von 
13,75%. Die Spekulation auf Super­
profite im Ölgeschäft - angeheizt 
durch die bald erfolgende vollständige 
Freigabe der öl- und Gaspreise und 
Reagans Versprechen, alle Schranken 
wie Umweltschutzverordnungen oder 
Indianerreservate aufzuheben, wo öl 
gefunden wird - läßt die Ölmonopole 
auch Rekordzinsen zahlen. „Wir kön­
nen Öl und Gas immer noch billiger 
finden, als wir es kaufen können“, be­
schrieb der Conoco-Sprecher die Aus­
sicht auf Extraprofite. Das Ölfieber 
hat in den letzten Monaten Teile des 
Gebirgszuges Rocky Mountains in Öl­
felder verwandelt, aus verschlafenen 
Touristenstädtchen Heerlager für Öl- 
und Bauarbeiter gemacht, die dem Zug 
des Kapitals folgen müssen.

Kündigt sich in den USA ein Wirt­
schaftsboom an, der den ebenfalls in 
der Krise steckenden europäischen Im­
perialisten neue Exportgeschäfte eröff­
net? Dafür spricht wenig.

SWAPO die Anerkennung und jegli­
che finanzielle Hilfe entziehen.

Die „prinzipielle“ Zustimmung des 
südafrikanischen Kolonialregimes zum 
UN-Plan hat die SWAPO durch ihren 
Erfolg im bewaffneten Kampf durch­
gesetzt. Daß die Kolonialisten jetzt die 
Durchführung des Waffenstillstandes 
torpedieren können, zeigt, daß dieser 
Kampf noch nicht gewonnen ist. Na­
mibia ist mehr als zweimal so groß wie 
die BRD und hat 1 Mio. Einwohner.

Da können sich die Kolonialisten rela­
tiv lange in den Städten und Bergbau­
zentren verschanzen. Mit Überfällen 
auf das benachbarte Angola versuchen 
sie zur gleichen Zeit, die Widersprüche 
innerhalb Angolas zu schüren (wo im­
mer noch Zehntausende von kubani­
schen Soldaten stehen) und so die Un­
terstützung für die SWAPO zu schwä­
chen. Vertreter der SWAPO sagten am 
Dienstag, die SWAPO würde als diplo­
matische Maßnahme in der UN Wirt­
schaftssanktionen gegen Südafrika be­
antragen. Vor allem aber würde der be­
waffnete Kampf ausgedehnt.

Im letzten Jahr ist das Bruttosozial­
produkt in den USA um 0,75% zu­
rückgegangen. Die durchschnittliche 
Auslastung der Industrie lag bei 75%. 
Die Zahl der Pleiten wächst, und die 
wegen Pleiten nicht mehr eintreibbaren 
Schulden beliefen sich monatlich auf 
400 Mio. $ 1980 - doppelt soviel wie 
1979. Die gewaltigen Zinssätze - ge­
genwärtig 21,5% für erstklassige 
Bankkunden - sorgen dafür, daß die 
Kapitalvernichtung sich noch beschleu­
nigt und noch mehr Unternehmen - 
darunter womöglich der Autokonzern 
Chrysler, dem das Reagan-Kabinett er­
klärtermaßen den Kredithahn zudre­
hen will - in den Strudel gerissen wer­
den. Die Industrieinvestitionen sind 
seit Anfang 1980 ständig gefallen, die 
Lagerhaltung ist dagegen enorm ge­
wachsen. Allerdings ist das Bild für die 
verschiedenen Industriezweige äußerst 
unterschiedlich: Während das Ge­
schäft der Ölkonzerne, der Elektronik­
industrie, der Rüstungsindustrie und 
des Flugzeugbaus blüht und die hitzige 
Konjunktur die Spekulation gedeihen 
läßt, ist vor allem die Produktion der 
Industriezweige gefallen, deren Güter 
in die Reproduktion der Massen einge­
hen - Wohnungsbau, Auto- und 
Reifenindustrie, Stahlindustrie als Zu­

lieferer des Automobilbaus. Die US- 
Autokonzerne verzeichneten die nied­
rigsten Verkaufszahlen seit 20 Jahren 
ren.

Zielstrebig haben die US-Konzerne 
in den letzten Jahren die Reallöhne ge­
drückt und dabei vor allem auch Ein­
brüche im Lohnstandard der weißen 
„Mittelklasse“ - besser verdienender 
Arbeiter und kleiner und mittlerer An­
gestellter — erzielt. Auf 4,5% (BRD 
11%) ist die Sparquote gesunken, ob­
wohl in den USA wegen völlig ungenü­
gender Sozialversicherungen die Er­
sparnisbildung elementar ist für die 
Existenzsicherung bei Krankheit, Alter 
oder Arbeitslosigkeit. „Die Sparquote 
ist schon so niedrig ..., daß nur noch 
wenig Raum ist für wachsenden Kon­
sum durch verringertes Sparen,“ kom­
mentiert zynisch die Chase Manhattan 
Bank, die gemeinsam mit anderen New 
Yorker Großbanken alle gesetzlichen 
Schranken für Zinsen auf Konsumen­
tenkredite und Kreditkarten zu Fall ge­
bracht hat. Der Bau von Eigenheimen
- Symbol des „american way of life“
- ging 1980 um fast 50% gegenüber 
1979 zurück.
Unter diesen Umständen rechnet die 
US-Wirtschaftspresse für 1981 besten­
falls mit einer Stagnation. Die Wirt­
schaftskrise in den anderen kapitali- 
schen Ländern läßt keinen großen An­
stieg der Exportgeschäfte erwarten. 
Weiter steigende Nahrungsmittel- und 
Energiepreise werden die Inflationsrate 
über 10% halten und die Zinssätze 
noch weit darüber.

Das Lamento der US-Politiker, - 
Bankiers, -Ökonomen usw. über den 
Zustand der US-Wirtschaft läßt weni­
ger das Interesse an einer schnellen all­
gemeinen Geschäftsbelebung erkennen 
als vielmehr die Erwartung, langfristig 
bessere Verwertungsbedingungen für 
die US-Kapitale zu schaffen. Zu 
Jahresanfang erklärte der Chef der 
US-Notenbank Volcker, die Bank wer­
de nicht „alle (Kredit-)Wünsche, die in 
einer so expandierenden und inflatio­
nären Wirtschaft entstehen“, erfüllen. 
Ein anderer Bankier gab Reagan mit 
auf den Weg ins Weiße Haus: „Es ist 
wichtig, daß die Regierung eine glaub­
würdige Politik verfolgt, eine langfri­
stige Politik damit die Erwartungen zu 
wirken beginnen. Wenn sich Reagan 
wie Carter auf kurzfristige Verbesse­
rungen konzentriert, dann wird er für 
ein Jahr gut dastehen, aber 1982 und 
1983 in Schwierigkeiten kommen.“ 
Die Chase Manhattan Bank betonte: 
„Die Inflation bleibt die größte Bedro­
hung für die amerikanische Prosperi­
tät. Das muß der Leitgedanke der 
Geld- und Steuerpolitik sein, bis die 
Inflation vorbei ist - und jene glückli­
che Zeit liegt wenigstens einige Jahre in 
der Zukunft.“

Zusammenbrechende Reproduktion 
der Volksmassen ist das eine Resultat



dieses Kurses, kurzfristig massive Ka­
pitalvernichtung und langfristig Pro­
duktivitätssteigerung durch zielstrebige 
Umrüstung des US-Produktionsappa- 
rates soll das andere Ergebnis sein. 
Mangel an anlagesuchendem Kapital 
für den neuen Investitionsschub be­
steht ohnehin nicht. Die US-Auslands- 
investitionen haben sich 1980 gegen­
über 1978 fast verdoppelt. Die Kapital­
verknappung durch die expolodieren- 
den Zinssätze in den USA - 1979 
12,6%, Januar 1980 14%, April 1980 
2o%, Juni 1980 9% und zum Jahresen­
de 21,5% - deutet darauf hin, daß die 
US-Finanzbourgeoisie mit der Kredit- 
Waffe ein zielstrebiges Vernichtungs- 
sprogramm von unrentablen Betrieben 
und Farmen betreibt, nachdem in den 
Jahren zuvor schon die Inflation ent­
sprechend gewirkt hat.

Gegenüber den imperialistischen 
Konkurrenten verfehlt dieser Kurs 
nicht seine Wirkung. Zunächst hatte 
die US-Finanzbourgeoisie systematisch 

' die Abwertung des Dollar betrieben - 
in den letzten acht Jahren um 55% ge­
genüber dem DM -und so mit billi­
gem Geld die wachsenden Rohölim­
porte bezahlt und die eigenen Export­
preise relativ gesenkt. Das war mög­
lich, weil der Dollar vorher unter dem 
Druck der geballten Kapitalmacht der 
USA künstlich überbewertet war. Der 

650000 Arbeiter haben die US-Konzerne arbeitslos gemacht.

Preis für die Dollarabwertung war die 
forcierte Inflation in den USA. Inzwi­
schen ist eine Wende in der US-Außen- 
handelsbilanz eingetreten. Während in 
den Jahren zuvor das Außenhandels­
defizit kontinuierlich wuchs, ist es 1980 
auf 31-32 Mrd. Sgesunken gegenüber 
37 Mrd. $ 1979. Die Öleinfuhren konn­
ten um 7% gesenkt werden, während 
die Ölförderung in den USA nach jah­
relangem Rückgang wieder rapide 
steigt. Die niedrigeren Energiepreise 
verschaffen den US-Kapitalen einen 
unschätzbaren Konkurrenzvorteil.

Der Dollar konnte seine zeitweilig 
gefährdete Stellung als Weltgeld wie­
der festigen und damit die US-Banken 
ihre Kontrolle über die internationalen 
Kapitalmärkte. Auf den Euromärkten 
wurden 1980 erstmals seit Jahren wie­
der mehr Anleihen in $ aufgelegt, wäh­
rend das Volumen von Anleihen in 
DM und Schweizer Franken zurück­
ging. Das Kapital angelockt haben die 
hohen Zinsen auf $-Einlagen und die 
Verbesserung der US-Handels- und 
Zahlungsbilanz. Außerdem setzt bei al­
len politischen Erschütterungen, die 
die westlichen Imperialisten bedrohen, 
die „Flucht in den Dollar“ ein. Der 
US-Imperialismus gilt allen Ausbeu­
tern immer noch als die sicherste 
„Sparkasse“.

USA, EG, Japan
Krach um Export­
kredite in vollem Gang

Am 19. Dezember 1980 hatten die 22 
OECD-Staaten ihre Verhandlungen 
über eine Angleichung der Bedingun­
gen für Exportkredite ergebnislos ab­
gebrochen. Die Konferenz in Paris war 
gescheitert an der Weigerung der EG- 
Staaten, Zugeständnisse an die US- 
amerikanischen und japanischen For­
derungen zu machen. Noch auf dem 
Wirtschaftsgipfel in Venedig hatten die 
Vertreter der größten imperialistischen 
Länder eine solche Angleichung in ih­
rer Schlußerklärung gefordert.

Inzwischen aber hatte sich die Kon­
kurrenz des europäischen, amerikani­
schen und japanischen Finanzkapitals 
auf den Exportmärkten so verschärft, 
daß der amerikanische Staatssekretär 
Cornell schon gleich zu Beginn der 
Konferenz mit dem Ausbruch eines 
,,Exportkrieges“ drohte, falls keine 
„Einigung“ zu erzielen sei.

Diese „Einigung“ forderten die Ver­
treter der US-Regierung in einer An-

BRD und Frankreich — mit billigen 
Exportkrediten gegen Konkurrenz

gleichung der EG-Exportkredite an das 
internationale und vor allem US-ameri­
kanische Zinsniveau. Die EG-Finan- 
ziers erklärten sich zu einer Anhebung 
des Zinssatzes um ein Prozent für In­
dustriestaaten und 0,8% für Entwick­
lungsländer als Maximum bereit, was 
die Vertreter der US-Regierung für 
vollständig unzureichend* ‘ hielten. 
Anschließend beteuerten alle Beteilig­
ten ihr Bedauern über das Scheitern 
der Konferenz, und daß der Kredit­
krieg nun eben weiterginge. Deshalb 
erklärten die Vertreter der USA, sie 
würden die Exportfinanzierung der eu­
ropäischen Imperialisten durch Verlän­
gerung der Laufzeit ihrer Kredite aus­
gleichen, kommentiert von amerikani­
schen Zeitungen als „gerechter Rache­
akt“ gegen die europäische Konkur­
renz.

Die japanische Regierung ließ ver­
lauten, sie würde zwar höhere Kredit­



zinsen beibehalten, allerdings nur in ei­
gener Währung und zu unterschiedli­
chen Zinssätzen. Inzwischen hatten 
sich aber auch Widersprüche innerhalb 
der EG aufgetan. Die englische Regie­
rung ließ verlauten, daß sie vor allem 
von der BRD und Frankreich verfolg­
ten niedrigen Zinssatz der Exportfi­
nanzierung nicht beibehalten könnte, 
und erhöhte ihre Zinsen um ca. 5%. 
Ihre eigenen Kapitalisten vertröstete sie 
mit dem Hinweis, sie sollten sich mit 
einer genauen Verfolgung und Notie­
rung von Dumping-Verstößen ihrer 
ausländischen Konkurrenten erwehren 
und alle Vorfälle bei der EG-Komis- 
sion melden. Da die EG sowieso perso­
nell unterbesetzt sei, wäre gute Vorar­
beit vonnöten. Die Differenzen zwi­
schen EG, Japan und USA sowie in­
nerhalb der EG über die Methoden, 
sich gegenseitig Weltmarktanteile ab­
zujagen, sind sowohl Ausdruck ver­
schiedenartiger Maßnahmen im Han­
delskrieg der Imperialisten, wie auch 
der unterschiedlichen Konkurrenzbe­
dingungen.

Während das westdeutsche und 
französische Finanzkapital darauf spe­
kuliert, durch niedrige Zinssätze und 
hohe Bürgschaften in neue Export-

Agrarpreise

Die Unterstützung der Bauern 
ist dringend erforderlich
Eine Erhöhung der EG-Agrarpreise 
um 9 bis 10% hat der Deutsche Bau­
ernverband im Dezember gefordert. 
Selbst wenn diese 9 bis 10% voll durch­
gesetzt werden könnten, würden sie bei 
weitem nicht reichen.

Zentral im EG-Agrarpreissystem ist 
der Richtpreis. Er soll, so schreibt die 
EG-Kommission, „dem Erzeuger 
durch die gemeinsame Marktorganisa­
tion gewährleistet werden.“ Nichts 
wird gewährleistet! Im Wirtschaftsjahr 
1979/80 z.B. lag der Richtpreis für 
Weich weizen um über 14% über dem 
Marktpreis (Erzeugerpreis), ähnlich 
verhält es sich mit den anderen Pro­
dukten, oft klaffen sogar 20 und mehr 
Prozent. Eine Erhöhung der Richtprei­
se bleibt deshalb erst einmal ohne jede 
Auswirkung, wenn nicht auch die In­
terventionspreise, praktisch Mindest­
preise, zu denen die staatlichen Inter­
ventionsstellen „überschüssige“ Pro­
dukte aufkaufen müssen, kräftig er­
höht werden. Der Erzeugerpreis für 
Weich weizen lag 1979/80 im Durch­
schnitt lediglich um 2,5% über dem In­
terventionspreis: Der Richtpreis war 
faktisch um 2,3-2,8% erhöht wor­
den, der Interventionspreis dagegen 
nur um 1,5%.

w 

märkte einzubrechen - und die US- 
Regierung mit wachsendem Mißbeha­
gen den westdeutschen Osthandel be­
lauert -, haben sich die USA auf dra­
stische Steuersenkungen zur Export­
förderung verlegt. Bereits 1971 hatte 
die US-Regierung als Gegenmaßnah­
men zur Mehrwertsteuer in der EG 
Steuererleichterungen für Gewinne aus 
Exporten erlassen. Ein wesentlicher 
Teil der Wahlpropaganda Reagans für 
Steuersenkungen der Kapitalisten war 
das Versprechen auf weitere Steuersen­
kungen für Exporte. Rechtzeitig zu 
den Pariser Verhandlungen hatte die 
EG beim Rat des Zoll- und Handelsab­
kommens in Genf Protest gegen die 
von Reagan angekündigten weiteren 
Steuersenkungen für amerikanische 
Exportprofite erhoben. Im amerikani­
schen Senat wurde dafür im Vorgriff 
auf die erwartete Politik Reagans ein 
Antrag lanciert, sämtliche Einkommen 
von „amerikanischen Staatsbürgern 
im Ausland“, die in die USA transfe­
riert werden, für steuerfrei zu erklären.

Damit ist für Krach auf der nächsten 
Wirtschaftskonferenz von USA, Ja­
pan, England, Kanada, Italien, Frank­
reich und der BRD im Sommer dieses 
Jahres gesorgt.

Es wäre deshalb notwendig, die For­
derungen auf den Interventionspreis zu 
konzentrieren, um das zu erreichen, 
was die Bauernmassen auf den derzeit 
stattfindenden Versammlungen for­
dern, daß nämlich die EG-Preiserhö- 
hungen auch bei ihnen „ankommen“ 
müssen. Dabei wird man sich aller­
dings mit den Großagrariern ä la Hee- 
reman von Zuydtwyck auseinanderset­
zen müssen, denn die sind mit dem 
Agrargroßhandel verwachsen, und die 
Agrargroßhandelskapitalisten profitie­
ren direkt von niedrigen Interventions­
preisen. Allgemein, weil der Interven­
tionspreis das Erzeugerpreisniveau dik­
tiert. Im Besonderen, weil die EG- 
Marktordnungen mit ihrem Preissy­
stem ihnen fette Extraprofite ermögli­
chen.

Ein vereinfachtes Beispiel: Die Bau­
ern sind gezwungen, einen Teil ihrer 
Rinder an die Interventionsstellen zu 
verkaufen, zum Interventionspreis von 
sagen wir 4000 DM/t. Der Großhänd­
ler kauft diese Menge zu gegebener 
Zeit auf - zum Interventionspreis von 
4000 DM - und verkauft sie auf dem 
Weltmarkt z.B. zu 3 800 DM. Ein Ver­
lustgeschäft? Der EG-Landwirt­
schaftsfonds ersetzt ihm die Differenz 
- zum Richtpreis (bei Rindern heißt er 

Orientierungspreis), der 4400 DM be­
tragen soll. Pro Tonne bleiben ihm al­
so 400 DM. Hätte der Interventions­
preis bei 3900 DM gelegen, hätte sich 
sein Betrag auf 500 DM erhöht; eben­
so, wenn der Richtpreis nicht 4400, 
sondern 4500 DM gewesen wäre. Die 
Agrarhandelskapitalisten haben also 
Interesse an niedrigen Interventions­
preisen und hohen Richtpreisen, und 
deshalb wird eine Forderung nach Er­
höhung der Interventionspreise um 
10% auf ihren erbitterten Widerstand 
stoßen.

Weiter muß man sich fragen, was die 
Führung des Deutschen Bauernverban­
des bewogen hat, der COPA, dem Zu­
sammenschluß der Bauernverbände in 
Westeuropa, in den Rücken zu fallen. 
Diese nämlich fordert eine Erhöhung 
der EG-Agrarpreise um 15,3%, von 
denen Heereman gleich um über 5 Pro­
zentpunkte heruntergestiegen ist.

Dem Bauernverband zufolge ist das 
„Reineinkommen je Familienarbeits­
kraft“ im Wirtschaftsjahr 1979/80 ab­
solut um 1,6% auf 20443 DM zurück­
gefallen. 1977/78, also zwei Jahre vor­
her, hatte es noch bei 24084 DM gele­
gen, und wie sehr die Durchschnitts­
zahl hier schroffe Klassenwidersprüche 
verdeckt, wird annähernd an der Tat­
sache ersichtlich, daß das obere Viertel 
der landwirtschaftlichen Betriebe dabei 
auf den 9- bis lOfachen Betrag des un­
teren Viertels kommt.

Die Masse der Bauern droht in der 
Zange zwischen den Monopolpreisen 
der Landwirtschaftskonzerne, wach­
senden Zinsforderungen der Banken 
und Steuerforderungen des Staates auf 
der einen, real oder sogar nominal sin­
kenden Erzeugerpreisen auf der ande­
ren Seite zu ersticken. Die durch­
schnittlichen Schweinepreise z.B. sind 
von 1971 bis 1977 in der BRD gestie­
gen. Diese Steigerung deckte die Erhö-^ 
hung der laufenden Kosten nur knapp 
ab, wenn überhaupt. Seit 1977 fallen 
die Schweinepreise wieder: 1980 liegen 
sie um ca. 25% niedriger als 1977 und 
nur wenig höher als 1971. Die Betriebs­
kosten sind jedoch weiter gestiegen, 
von notwendigen Modernisierungsan­
schaffungen, die den Schweinemästern 
durch die Konkurrenz aufgezwungen 
werden, ganz zu schweigen.

Diese Zahlen verdeutlichen die Ver­
bitterung der Bauern und verdeutli­
chen, warum sie zum äußersten Kampf 
für ihre Forderungen entschlossen 
sind. Mit Sicherheit werden die Bour­
geois ein wahres Trommelfeuer loslas­
sen, und sie werden dabei versuchen, 
die Lohnabhängigen mit dem Verweis 
auf steigende Verbraucherpreise gegen 
diesen Kampf aufzubringen. Gelingt 
ihnen das, wären nicht nur die Bauern, 
sondern auch die Lohnabhängigen ge­
schlagen. Die Arbeiterklasse hat auf 
die Preise ihrer Reproduktionsmittel



Seit 1970 sind die Düngemittelpreise um 56% gestiegen

Preisindex der Produktionsmittel- und Erzeugerpreise, 1970 = 100

Jahr Futter- Dünge- u. Bo- Energie u. Maschinen landw.
mittel denverbesser. Schmier- Produkte

mittel mittel

1972 ................. 98,3 101,6
1973 ..................... 126,1 112,7
1974......... 124,1 137,0
1975 ..................... 120,7 154,4
1976 ................. 137,0 157,3
1977 ..................... 140,3 164,8
1978 ..................... 129,9 153,4
1979 ..................... 130,0 156,0
Quelle: Die Lage der Landwirtschaft in der Gemeinschaft, verschiedene Jahrgänge. Angaben für 1979 
geschätzt.

keinen Einfluß. Sind diese hoch, so 
steigt der Wert der Arbeitskraft, und 
sie muß im Lohnkampf durchsetzen, 
daß die Kapitalisten diesen gestiegenen 
Wert der Arbeitskraft zahlen. Auf die- 

i se Weise schmälern steigende Agrar- 
' preise die Profite der Kapitalisten und 
ihre Fähigkeit zur Kapitalakkumula­
tion, sonst nichts, deshalb sind sie auch 
so fuchsig.

Bei wachsender Verausgabung der Arbeitskraft sinken die Einkünfte der Bauern

90,6 118,1 114,4
124,9 119,1 121,6
148,6 130,9 117,6
158,3 143,3 133,2
167,9 149,5 149,0
168,3 155,8 142,3
171,1 160,3 137,0
203,0 165,0 138,0

Umgekehrt. Verlieren die Bauern­
massen diese Schlacht, werden Unzäh­
lige endgültig ruiniert und auf den Ar­
beitsmarkt geworfen. Die Konkurrenz 
unter den Arbeitern wächst, und die 
Kapitalisten werden keine großen Pro­
bleme haben, drastische Lohnsenkun­
gen durchzuführen. Es besteht daher 
jeder Anlaß, die Bauern in ihrem 
schwierigen Kampf zu unterstützen.

Antarktis
F orschungsexpedition 
der BRD: Rohstoffjagd

Nach zwei Krillexpeditionen der BRD 
1975/76 und 77/78 läuft jetzt eine 
westdeutsche Forschungsexpedition 
für mehrere Monate in der Antarktis 
mit 115 Wissenschaftlern aus 32 Insti­
tuten, davon 14 ausländischen. Auf 
dem Filchner-Ronne-Schelfeis soll eine 
Forschungsstation aufgebaut, biologi­
sche, physikalische, chemische Prozes­
se im Wasser und am Meeresboden un­
tersucht werden. Ein Schwerpunkt 
liegt auf der Erforschung des Krill (er 
ist z.Zt. wegen des hohen Fluoranteils 
als Nahrungsmittel nicht verwendbar). 
Bedeutsam ist die Antarktis wegen der 
hohen Vorkommen an Fisch, Krill, öl, 
Gas, Schwermetallen mit Kupfer, 
Gold, Silber, Platin, Chrom und Ei­
senerzen.

Neben der Klärung der technischen 
Probleme der Ausbeutung der Roh­
stoffe geht es den BRD-Imperialisten 
um politischen Einfluß und damit den 
Zugriff auf die Antarktis-Reichtümer. 
Zweijährige „erhebliche wissenschaft­
liche Forschung“ nach Beitritt zum 
Antarktis-Vertrag ist Bedingung dafür, 
um vom einfachen zum Konsultativ­
mitglied aufzusteigen und damit be­
sondere Rechte im Hinblick auf Ände­
rung oder Ergänzung des Vertrages zu 
erlangen und an den vertraulichen Be­
ratungen teilnehmen zu können. So ist 
es im Antarktis-Vertrag 1959 von den 
Unterzeichner-Staaten: Argentinien,
Australien, Belgien, Frankreich, Groß­
britannien, Japan, Neuseeland, Nor­
wegen, Südafrika, UdSSR und USA 
festgelegt worden, die Konsultativmit­
glieder sind. Als letztes neben 7 weite­
ren Ländern ist die BRD am 5.2.79 
dem Vertrag beigetreten.

Die Frage, wem die Rohstoffe gehö­
ren und wer sie ausbeuten darf, wurde 
im Vertrag 1959 - wohl in Unkenntnis 
der vorhandenen Reichtümer - nicht 
ausdrücklich festgelegt. Das ist jedoch 
der aktuelle Streitpunkt im Hinblick 
auf die Revisionsmöglichkeit des Ver­
trages 1991. Zwar gibt es inzwischen ei­
ne Aufteilung eines Teils der Antarktis 
unter 7 Staaten, die aber keine interna­
tionale Rechtsgültigkeit besitzt und 
auch keine zukünftigen Rechtsansprü­
che vorwegnimmt. Die Länder der 
Dritten Welt, die schon jetzt vom Ver­
trag durch die Festlegung auf „erhebli­
che wissenschaftliche Forschung“ 
weitgehend ausgeschlossen sind, for­
dern, daß die Reichtümer der Antark­
tis analog der UNO-Resolution von 
1970 über die Tiefsee als „gemeinsa­
mes Erbe der Menschheit“ behandelt 
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werden. Gegenüber dieser Forderung 
schlägt ein Rechtsexperte der Bundes­
regierung vor, zwar keine Territorial­
ansprüche in der Antarktis zu erheben, 
weil sie sonst gegenüber den Ländern 
der Dritten Welt unglaubwürdig wür­
de, und auch keine anzuerkennen, son­
dern die ,,bessere Lösung“ für 1991 
liege in der ,,treuhänderischen Verwal­
tung der Antarktis zugunsten der ge­
samten Menschheit durch die am mei­
sten interessierten und dort aktiv täti­
gen Staaten ... “ Daß sich die Länder 
der Dritten Welt mit so einer Regelung 
abspeisen lassen, ist kaum zu erwarten.

Metall
2,5 % geboten, IGM 
auf dem Teststand

Die Metallkapitalisten sind überhaupt 
nicht gesonnen, die Forderungen der 
IG-Metall zu erfüllen. Bei den ersten 
Verhandlungsbegegnungen stellten sie 
ein Angebot von 2,5% gegen die For­
derung der IGM - für Baden-Würt­
temberg beträgt diese 8% sowie für die 
untersten Lohn- und Gehaltsgruppen 
107 DM garantiert, dasselbe Angebot 
auch für das Saarland. Die Kapitali­
sten wollen austesten, zu welchen Ge­
genmaßnahmen die IG Metall imstan­
de wäre. Für den weiteren Gang der 
Verhandlungen wird daher bedeutsam, 
ob die IG Metall die Energie zu einer 
Propagandakampagne und zu Aktio­
nen aufbringt oder nicht.

Die Taktik der Kapitalisten, freiweg 
auszutesten, was sich machen ließe, 
läßt sich übrigens auch betrieblich fest­
stellen. Ankündigungen, die Tarif­
lohnerhöhung nicht ins Effektive zu 
überwälzen, bei schlecht gesicherten 
Sonderzuwendungen auch direkte Kür­
zungen, derartiges mehrt sich in den 
letzten Wochen. Die Kapitalistenklasse 
braucht dringend Bares, und sie will 
jetzt dazu übergehen, die Steigerung 
der Ausbeutung mit der Senkung des 
Konsums der Arbeiterhaushalte zu ver­
binden.

Der eigentümliche Zustand der 
Weltkonjunktur, überall Ansteigen der 
Arbeitslosigkeit, Stagnation, ja sogar 
vielfach Rückgang der Produktion, 
gleichzeitig aber fieberhafte Bemühun­
gen, durch neue Anlagen in bestimm­
ten Zweigen der Produktion die Pro­
duktivkraft zu heben, macht die Ge­
schwindigkeit der Kapitalakkumula­
tion zum brennend akuten Interessen­
punkt der Kapitalisten. Eine Beschleu­
nigung der industriellen Umrüstung, 
die teils durch die brutale Rohstoffver­
schwendung der vergangenen Jahr­
zehnte und der jetzt auftretenden Wir­

kung auf die Preise veranlaßt, teils 
durch die Einführung neuer Produk­
tionsmethoden ermöglicht ist, könnte 
die BRD-Monopole an die Spitze der 
Produktivitätsskala bringen.

Angebot und Abschlußziel der Kapi­
talistenverbände in den Lohnverhand­
lungen sind Teil einer kompliziert 
komponierten Taktik. Zwar hat die 
Bundesregierung die Lohnsteuer­
schraube etwas lockergelassen, aber 
dennoch rechnet man mit einem 
Wachstum des Lohnsteueraufkom­
mens auch bei sinkender Beschäfti­
gung. Gleichzeitig verdient die Bundes­
regierung per Mineralölsteuer an jeder 
Ölpreisanhebung kräftig mit. Die Ver­
braucherzentralen empfehlen jetzt, we­
gen den hohen Spritkosten marktwirt­
schaftliches Bewußtsein zu entwickeln 
und auf die öffentlichen Verkehrsmit­
tel umzusteigen. Diese, staatlich kon­
trollierte Monopole, haben bereits vor­
gesorgt und begrüßen den Umsteiger 
mit kraftvollen Preiserhöhungen.

Dann, so liest man in der Presse, emp­
fehlen die Grünen, man solle die Bun­
desbahnfahrkarte künftig im Zug kau­
fen und große Geldscheine zur Bezah­
lung anbieten. Inzwischen haben die 
meisten DGB-Ortskartelle sich wegen 
der Arbeitsplatzsicherheit der städti­
schen Versorgungsunternehmen für 
deren Preispolitik breitschlagen lassen. 
So gibt es viele Sachen, die jetzt in der 
Propaganda der Lohnbewegungen ent­
wickelt werden könnten, und oft sind 
die politischen Voraussetzungen hier­
für nicht glänzend. - Wie aber ohne 
Kampagne gegen die staatlich kontrol­
lierten Monopolpreise - denn diese 
vor allem treffen die niedrigen Ein­
kommensklassen besonders - der 
Kampf für die überproportionale An­
hebung der unteren Lohn- und Ge­
haltsgruppen erfolgreich sein sollte, ist 
nicht zu sehen.

Korsische Nationalisten
Massive Proteste gegen 
Sondergerichtsprozeß

Am 14.1. begann in Paris vor dem Ge­
richtshof für Staatssicherheit der Pro­
zeß gegen 17 korsische Nationalisten. 
Die Anklage lautet auf Bildung einer 
verbrecherischen Vereinigung, An­
schlag auf die Sicherheit des Staates 
und die Einheit der Nation, unerlaub­
ter Waffenbesitz. Dem Gericht, als In­
strument gegen den nationalen Befrei­
ungskampf des algerischen Volkes ge­
schaffen worden, gehören ständig zwei 
Militärs an, die Prozeßordnung ähnelt 
der von Kriegsgerichten.

Die angeklagten Korsen, fast alle 
Mitglieder der „Union des korsischen 
Volkes“ (UPC), die für weitgehende 
Autonomie Korsikas und Anerken­
nung der korsischen Nation durch die 
französische Bourgeoisie eintritt, sit­
zen seit fast genau einem Jahr in Haft. 
Sie hatten am 6. Januar 1980 in Baste- 
lica den Chef der rechtsradikalen Ter­
rororganisation Francia Bertolini bei 
der Vorbereitung eines Anschlages auf 
korsische Nationalisten festgesetzt und 
sich sodann in einem Hotel Ajaccios 
verschanzt. Auf ihre Forderungen 
nach Pressekonferenz in Anwesenheit 
eines Staatsanwaltes, Auflösung von 
Francia und Festnahme von Bertolini 
reagierte der Innenminister mit Einsatz 
tausender Polizisten und Angriffen auf 
Solidaritätskundgebungen korsischer 
Arbeiter und Bauern. Zivilpolizei er­
schoß zwei von ihnen. Die UPC-Mit-

Ajaccio, 27.12.: Laßt die Gefangenen 
frei, verurteilt die Faschisten von Fran­
cia!

glieder mußten der militärischen Über­
macht weichen, wochenlang jedoch 
kam es zu Massenkundgebungen und 
Streiks, in denen Freilassung der politi­
schen Gefangenen und Selbstbestim­
mungsrecht für das korsische Volk ge­
fordert wurden. Die französische Poli­
zei mußte Bertolini festnehmen.

Ob es der Bourgeoisie gelingen wird, 
den Prozeß reibungslos über die Bühne 
zu ziehen und mit den beabsichtigten 
hohen Haftstrafen abzuschließen, ist 
heute völlig unsicher. Sechs Gefangene 
befinden sich seit 6Ö Tagen im Hunger­
streik für ihre Freilassung. Justizmini­
ster Peyrefitte tönt von Erpressung 
und läßt zwangsernähren, Bertolini 
hingegen ist schon längst von Haft ver­
schont. Seit Wochen demonstrieren 
und streiken auf Korsika tausende, die 
Befreiungsfront FLNC verstärkt ihre 
Sprengstoffattentate, in Frankreich 
entfaltet sich eine starke Solidaritäts­
bewegung, die auch die Auflösung des 
Gerichtshofes verlangt.
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Jugend
Gewerkschaften, Parteien und Verbände beziehen 
Position zu Forderungen der Jugendbewegungen

Wie die großen Verbände auf die Forderungen 
der Jugend eingehen

Deutscher Gewerkschaftsbund DGB 
„Der DGB verlangt ein neues und 
wirksames Berufsbildungsgesetz ... 
Eine umfassende und wirksame Neu­
regelung der Finanzierung der Be­
rufsbildung ist der entscheidende An­
satz für eine Reform der Berufsbil­
dung. Der DGB fordert dazu eine Be­
rufsbildungsabgabe aller Betriebe 
und Verwaltungen und damit die Er­
richtung eines zentralen Fonds für 
die Berufsbildung ...

Im Vordergrund gesellschaftspoliti­
scher Erwartungen der Gewerk­
schaftsjugend stehen:
— Der Kampf um eine Reform der 
beruflichen Bildung, durch die eine 
qualifizierte Ausbildung aller Ju­
gendlichen über die Bedarfsinteres­
sen der Unternehmer hinaus gesichert 
ist.
- Der Kampf um die Einhaltung des 
Jugendarbeitsschutzes, durch den 
Jugendliche vor Überforderungen 
und vorzeitigem Verschleiß ihrer Ar­
beitskraft geschützt werden sollen.

Die wichtigste und zur Zeit dring­
lichste Forderung ist jedoch die Be­
seitigung der Jugendarbeitslosigkeit 

cc

Sozialistische Jugend Deutschlands - 
Die Falken SJD
„Die Sozialistische Jugend will gegen 
die Arbeitslosigkeit angehen, und sie 
unterstützt den Kampf der Gewerk­
schaft, insbesondere für die Verkür­
zung der Arbeitszeit und die Reform 
der Berufsbildung.

Die Sozialistische Jugend unter­
nimmt und unterstützt Aktionen, die 
sich gegen die weitere Aushöhlung im 
Grundgesetz verankerter demokrati­
scher Rechte wenden. Sie fordert ihre 
volle Wiederherstellung.

Die Sozialistische Jugend wendet 
sich ... nicht nur gegen das Atom­
programm der Bundesregierung, son­
dern gegen jede Schädigung und Ge­
fährdung unserer Lebensgrundlagen 
durch die kapitalistische Produk­
tionsweise.“

Bund der Deutschen Katholischen 
Jugend BDKJ
„Die Bedingungen des Lernens müs­
sen verändert werden. Eine Lernsi­
tuation ist zu schaffen, deren Kenn­
zeichen nicht Angst, Leistungsdruck 
und Konkurrenzdenken, sondern 
Vertrauen, Freude, Leistungswille 
und solidarisches Handeln sind.

Lernort Schule und Lernort Be­
trieb sind inhaltlich und organisato­
risch besser miteinander zu verzah­
nen.

Wir erwarten von den Mitgliedern 
des BDKJ, die in der Bundeswehr 
Dienst tun, daß sie sich für die Ziele 
und Notwendigkeiten unserer frei­
heitlichen Demokratie einsetzen und 
ihren Dienst in dieser Verpflichtung 
erfüllen.

Kriegsdienstverweigerung aus Ge­
wissensgründen ist ein Grundrecht, 
das vor jeder Einengung zu schützen 
ist... Der BDKJ setzt sich dafür ein, 
daß der zivile Ersatzdienst der 
Kriegsdienstverweigerer möglichst 
wirksam im Sinne eines Dienstes für 
die Entwicklung der Gesellschaft ge­
leistet werden kann. Das schließt die 
Forderung nach einer Grundausbil­
dung der Ersatzdienstleistenden so­
wie die Auswahlmöglichkeit und die 
Einrichtung weiterer geeigneter Ein­
satzstellen auch im Bereich der Ju­
gendhilfe ein ... Als neue Bezeich­
nung für den zivilen Ersatzdienst 
schlagen wir den Namen „Zivil­
dienst“ vor.“

Christlicher Verein Junger Menschen 
CVJM
„In Anbetracht der Prägung des 
CVJM in der Welt von heute werden 
... den verschiedenen Vereinen und 
ihren Mitgliedern als Mitarbeiter 
Gottes Forderungen auferlegt. Zu 
diesen gehören:
Für Chancengleichheit und Gerech­
tigkeit für alle zu wirken.
Für eine Umwelt und deren Erhal­
tung zu wirken, in der Beziehungen 
der Menschen untereinander durch 
Liebe und Verständnis gekennzeich­
net sind.“

In die Debatte um die Fortschreibung 
des Bildungsgesamtplans, der 1973 ver­
abschiedet wurde, hat der DGB im Ju­
ni 1980 mit einer Stellungnahme einge­
griffen. Erneut erhebt er bestimmte 
Forderungen, die in den Bildungsge­
samtplan II aufgenommen werden sol­
len.

Der Elternbeitrag im Vorschulbe­
reich soll gestrichen werden. Zur Ver­
besserung der Unterrichtsbedingungen 
in der Grundschule wird verlangt, die 
Bemessungszahlen für die Einrichtung 
von Grundschulklassen unterschreiten 
und bis auf acht Schüler herabsetzen 
zu können, damit Grundschulen auf 
dem Land erhalten werden können. 
Bei der Bemessungsgrundlage der Re­
lation von Schülern zu Lehrern sollen 
Ausländerkinder doppelt zählen; das 
wäre ein brauchbares Verfahren zur 
Entlastung der Lehrer und würde dem 
Druck gegen Kinder anderer Nationali­
täten entgegenwirken.

Zur Beurteilung der Leistungen der 
Schüler fordert der DGB die „Ab­
schaffung der Notengebung und eine 
Zeugnisgestaltung mit Beschreibungen 
des Arbeits- und Sozialverhaltens“, 
„das Abschaffen des Sitzenbleibens“ 
und „die nur in besonders begründeten 
Fällen mögliche Sonderschulüberwei­
sung“. Für den Sekundarbereich I hält 
der DGB an der Forderung nach der 
Integrierten Gesamtschule fest. Seine 
Gründe macht er an der Ungleichbe­
handlung bei der materiellen und per­
sonellen Ausstattung, den von Bundes­
land zu Bundesland wechselnden Ab­
schlüssen und den unterschiedlichen 
Schulzeiten im dreigliedrigen Schulsy­
stem fest, das die CDU/CSU unbe­
dingt erhalten wissen will.

Der DGB erklärt die Notwendigkeit 
der „obligatorischen zehnjährigen All­
gemeinbildung“ vor allem damit, daß 
die zukünftigen Veränderungen des 
Produktionsprozesses unsicher seien 
und eine perfekte Abstimmung zwi­
schen Bildungs- und Beschäftigungssy­
stem nicht möglich sei. Soweit damit 
die Absicht verfolgt wird, die Arbeits­
kraft verkaufbar zu halten unter den 
Bedingungen des Arbeitsmarktes, die 
nicht vom Willen des einzelnen Arbei­
ters abhängen, und die Zahlung zu ih­
rem Wert zu sichern, kann man zu­
stimmen. Dagegen ist die Hoffnung, 
die Kapitalisten möchten „andere For­
men der Arbeitsorganisation und eine 
flexiblere Gestaltung der Arbeitsaufga­
ben und -prozesse ... ermöglichen“, 
und hierin liege eine Bewährungsprobe 

j für das Wirtschaftssystem und seine
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Broschüre des DGB zum Jugendarbeitsschutz: „Bangemachen gilt nicht“

Fähigkeiten bei der Umsetzung neuer 
Gegebenheiten in humane Gestaltung 
der Arbeitsbedingungen, nicht so 
ernsthaft als Forderung gedacht, viel­
mehr als Umschreibung der Erwar­
tung, daß sie genau dies nicht tun wer­
den.

Bei der Berufsbildung kritisiert der 
DGB die weitere Aufsplitterung der 
Berufsfelder und ihrer Schwerpunkte, 
die von einer möglichst breiten Grund­
bildung wegführen. Berufsschulunter­
richt soll an zwei Wochentagen zu je 
sechs Stunden erteilt werden. Auch an 

Teilzeitberufsschulen soll zwölf Stun­
den unterrichtet werden. Das ist neu 
und müßte durchgesetzt werden gegen 
die Versuche der Kapitalisten, mit der 
Ausdehnung der Teilzeitarbeit alle für 
den Normalarbeitstag erkämpften 
Rechte zu bestreiten.

Insgesamt hat die Befassung der Ge­
werkschaften mit Fragen der Ausbil­
dung bedeutende Fortschritte ge­
macht, während sie auf dem Gebiet des 
Jugendarbeitsschutzes schon lange und 
mit Erfolg tätig sind.

Unter den Jugendorganisationen, 

die Einfluß auf die Jugend ausüben 
oder doch spontane Strömungen re­
präsentieren, kann man ungefähr drei 
Richtungen ausmachen.

Diejenigen, die sich programmatisch 
an eine reformistische oder revisionisti­
sche Partei anschließen, teilen mehr 
oder weniger die Auffassungen der Ge­
werkschaften zu dem, was die Jugend 
braucht. Zu den Organisationen, die 
spürbare Aktivitäten entwickeln, zäh­
len sicher die Falken. Sie ziehen eine 
gewisse Stärke aus der Teilnahme am 
gewerkschaftlichen Kampf, der auf 
den Erfahrungen bei der kapitalistisch 
organisierten Arbeit beruht. Manch­
mal gewinnen sie die Kraft zu Forde­
rungen, die sich gegen die offiziellen 
Auffassungen der SPD richten. Sie 
greifen das Energieprogramm der Re­
gierung an und unterstützen Bewegun­
gen, die sich gegen Atomkraftwerke 
richten. Eine deutliche Hilflosigkeit, 
die aus der reformistischen Fesselung 
entspringt, tritt hervor in ihrer Agita­
tion bei Wahlen zu bürgerlichen Parla­
menten, so bei der Bundestagswahl 
1980. Die Falken versuchten, eine Lat­
te von fortschrittlichen Forderungen in 
Verbund zu bringen mit der Zumu­
tung, die Jugend müsse SPD wählen, 
damit Strauß nicht den Spielraum der 
Linken beschneide.

In den katholischen Jugendverbän- 
den findet eine lebhafte Auseinander-

Die Kapitalisten haben sich von Ausbildungskosten entlastet: 
Seit 1976 steigt die Berufsausbildungsquote wieder an
Auf 640000 schätzt der Bildungsbe­
richt 1980 des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft die Zahl 
der im Berichtszeitraum 1979 abge­
schlossenen betrieblichen Ausbil­
dungsverträge: 6,8% mehr Verträge 
als 78 (599000) und überhaupt ange­
sichts der geburtenstarken Jahrgänge 
ein „Nachkriegsrekord“, Zu verdan­
ken sei das alles der „gemeinsamen 
Verantwortungsbereitschaft“ der 
„Beteiligten“. Der runden halben 
Million Jugendlicher, die sich gegen­
wärtig von Januar bis z.T. über den 
August hinaus die Hacken abläuft, 
um einen Ausbildungsplatz zu fin­
den, wird also allertiefste Dankbar­
keit nahegelegt. Wie das Ministerium 
versichert auch die Bundesvereini­
gung der Arbeitgeberverbände in ih­
rem Bericht 78/79, die in betriebli­
cher Ausbildung befindliche Jugend 
sei „mit positiver Einstellung“ bei 
der Sache, und überhaupt habe sich 
in diesen Jahren erwiesen, daß das 
„duale Ausbildungssystem“, also die 
vollständige Verfügung der Kapita­
listen über die Berufsausbildung, 
der „Rettungsanker“ für das 

ganze Bildungswesen geworden sei.
1,517 Mio. der insgesamt 3,043 Mio.

Tabelle 1: Erwerbstätige 
und Auszubildende

Berufs­
bereich

Erwerbstätige Auszu­
bildendegesamt ausgeb.

Landw.» 1536 480 41
Fischerei 6,4% 3,2% 2,9
Bergleute 96 60 4

0,4% 0,4% 0,3%
Fertigungs­ 7342 4722 700
berufe 30,6% 31,5% 50,1%
Techn. 1344 1094 41
Berufe 5,6% 7,3% 2,9%
Dienstlei­ 13341 8499 612
stungen 55,6% 56,7% 43,8%
Alle 23994 14989 1397
Bereiche 100% 100% 100%
Angaben in Tsd., ohne „sonstige 
Arbeitskräfte“; Quelle: Stat. Bundesamt, zit. 
nach Berufsbildungsbericht 1980

Jugendlichen im Alter von 15 bis unter 
18 Jahren befanden sich 1978 unter 
Ausbildungsvertrag. Damit steigt der 
Anteil der Jugendlichen dieses Alters 
in betrieblicher Ausbildung wieder an. 

Nachdem diese Quote Anfang der 60er 
Jahre noch über 66% betrug, sank sie 
bis auf 46,4% im Jahr 1976 ab. Inzwi­
schen sind die 50% bereits wieder über­
schritten. Keineswegs Sorge um die 
Ausbildung der geburtenstarken Jahr­
gänge hat die Kapitalisten jedoch dazu 
bewegt, in den vergangenen Jahren die 
betriebliche Ausbildung wieder auszu­
dehnen. Im Gegenteil, sie hatten eine 
Entlastung von den sie so schwer 
drückenden „Ausbildungskosten“ ge­
fordert und damit bessere Bedingun­
gen für die Ausbeutung der infolge der 
Ausbildungstarife billigen jugendli­
chen Arbeitskraft verlangt:

- Knapp ein Fünftel der abgeschlosse­
nen Ausbildungsverträge besteht in­
zwischen aus „verkürzten Verträgen“. 
Für das Jahr 1979 wird die Zahl dieser 
um ein halbes bis ein Jahr verkürzten 
Verträge auf 109000 oder 17% der neu 
abgeschlossenen Verträge geschätzt. 
Dieses Fünftel setzt sich in etwa zusam­
men: aus rund 11% der Hochschulzu­
gangsberechtigten des Jahres, die sich 
um einen Ausbildungsplatz bewerben; 
aus Absolventen beruflicher Vollzeit-



Setzung mit den gewerkschaftlichen 
Forderungen statt. Verbände wie der 
BDKJ sind wohl imstande, Forderun­
gen, die der DGB aufstellt, zu unter­
stützen. Das müßte für die Aktionsein­
heit in vielen Fällen reichen, wenn auch 
die Begründung meistens nicht auf 
Klasseninteressen, sondern auf das Sy­
stem der Soziallehre gestützt wird. 
Z.B. wird die Forderung nach Bil­
dungsurlaub übernommen. Die Be­
gründung für zwei Wochen Bildung­
surlaub für „die jungen Arbeitnehmer 
unter 25 Jahren“ wird genommen aus 
der Notwendigkeit der „eigenen 
Selbstfindung“, der „Standortfindung 
und Standortüberprüfung“ und der 
Absicherung des Einflusses der Kirche 
auf Veranstaltungen in der Freizeit. 
Mit fast der gleichen Begründung wird 
aber auch ein Angriff auf die Ganz­
tagsschule vorgetragen.

Was der CVJM darstellt, ist schwer 
zu sagen. Nach seiner Verfassung ist er 
so alliebend, daß schon fast alles in sei­
nen Reihen vertreten werden kann. Die 
Klammerung an die Religion wird we­
niger durch Auseinandersetzung mit 
bestehenden Problemen gesichert, son­
dern mehr durch unaufhörliches Sto­
chern in der Bibel und daraus gezoge­
ner Beruhigung, die schon an Gleich­
gültigkeit grenzt. Vielleicht stellt aber 
gerade diese Methode eine zeitweilige 
Ausflucht für Hoffnungslose dar.

Katholischer Jugendgottesdienst, Praktizierung der „offenen Gemeinde“

Bekannt ist, daß unter den Mitglie­
dern faschistischer Jugendorganisatio­
nen der höchste Prozentsatz an Ar­
beitslosen ist. In den wenigsten Fällen 
sind Leute darunter, die sich mit dem 
Nationalsozialismus gründlich befaßt 
hätten. Wahrscheinlich ist, daß sie 
durch den frühen und anhaltenden 
Ausschluß vom Verkauf der Arbeits­
kraft nicht mit den Gewerkschaften in 
Berührung kommen, keine Erklärung 
für ihre hoffnungslose Lage finden 
und den Wunsch entwickeln, die eige­
ne Person, aus der die Unfähigkeit 
zum Leben zu entspringen scheint, 

aufzulösen in einer übergeordneten 
und würdevolleren Instanz.

Anfang der siebziger Jahre haben 
solche Organisationen Versuche unter­
nommen, ökologische Forderungen 
aufzunehmen. Sie nannten sich selber 
Nationalrevolutionäre und sprachen 
von „Biohumanismus“ und „Ethno- 
pluralismus“. Die Bewegung, die sich 
jetzt unter den Grünen zusammenfin­
det, wird sich aber auch bei Verschär­
fung der Krise und größerer Arbeitslo­
sigkeit sicher nicht in eine solche Rich­
tung abdrängen lassen.

schulen, z.B. einem Teil der 1978 
321000 Berufsfachschüler oder der 
46000 Schüler im Berufsgrundbil­
dungsjahr.

— Für rund 44812 Schulabgänger der 
Haupt- und Sonderschulen in der Re­
gel ohne Abschluß wurde 1978 ein Be­
rufsvorbereitungsjahr eingeschoben, 
isie gelten als „schwer vermittelbar“.

— Für rund 14807 weitere Haupt- oder 
Sonderschulabgänger wurden von der 
Bundesanstalt für Arbeit „Förde­
rungslehrgänge“ veranstaltet. Aus die­
sen Jugendlichen wurden 1977/78 
6900 als „berufsreif“ für ein Ausbil­
dungsverhältnis heraussortiert, der 
Rest zusammen mit weiteren etwa 8000 
Teilnehmern von Eingliederungslehr­
gängen“ gilt als freigegeben für die 
„Ungelerntentätigkeit“ oder eine Be­
hindertenwerkstatt . Entsprechende 
Maßnahmen werden an den überbe­
trieblichen Ausbildungszentren für den 
ersten Teil der Ausbildung oder ganz 
finanziert.

— Ein Hauptfeld der finanziellen 
Entlastung der Kapitalisten bildet 
schließlich der Aufbau und die Unter­
haltung der überbetrieblichen Ausbil­
dungszentren (Ende 1979 mit 58126 
Ausbildungsplätzen), für die die Ko­

sten zu 80% aus öffentlichen Mitteln 
bestritten werden.

Im Ergebnis dieses ganzen etwa in 
den letzten zehn Jahren vor der beruf­
lichen Ausbildung im Betrieb errichte­
ten Siebes waren 1978 123000 Jungar­
beiter und -angestellte sowie weitere

Tabelle 2: Berufswechsel bei der ersten 
Anstellung nach der Ausbildung in 10 
stark besetzten Ausbildungsberufen 1979

Ausbildungs- betrieblich Berufs­
beruf ausgebild. Wechsler

KFZ-Mechaniker . 604000 16,3%
Maschinenschi ... 590000 16,2%
Maurer.................. 490000 15,8%
Friseur.................. 409000 10,9%
Elektriker............ 344000 10,6%
Einzelhandels-.... 927000 19,1%
Industriekaufm... 647000 14,5%
Verkäufer(in) .... 
Groß- u. Au-

528000 13,0%

ßenhandelskaufm 447000 37,8%
Bürokaufmann ... 417000 22,0%
Berufswechsel definiert als Wechsel der Berufs­
gruppe; Quelle: Erhebung des Bundesinstituts 
für Berufsbildung und des Instituts für Arbeits­
markt- und Berufsforschung, zit. nach Berufs­
bildungsbericht 1980.

60000 berufs- und arbeitslose Jugend­
liche deutscher Nationalität zwischen 
15 und 18 Jahren direkt von der Be­
rufsschulpflicht „befreit“. Dazu kom­
men die ausländischen Jugendlichen. 

Geschätzt werden etwa 28900 in 
beruflicher Ausbildung und noch et­
wa drei mal soviel von der Berufs­
schulpflicht „befreite“ ausländische 
Jugendliche.

Der Preis für alle diese die Kapita­
listen entlastenden Maßnahmen wur­
de für das Jahr 1980 mit 4,6 Mrd. 
DM angegeben (Preise von 1975).

Auch über all diese Sondermaß­
nahmen hinaus ist der große Umfang 
der betrieblich stattfindenden Ausbil­
dung von Handwerkern und Fachar­
beitern doch keineswegs eine Garan­
tie für den Lohnstandard der Fachar­
beiter. Eher deutet sich das gerade 
Gegenteil an: die beiden nebenste­
henden Tabellen zeigen, daß in den 
gängigsten Fertigungs-und Dienstlei­
stungsberufen eine Überzufuhr an 
Auszubildenden absehbar ist, so daß 
Berufswechsel in nahe verwandte Tä­
tigkeiten bis zu Hilfsarbeiten bereits 
in einem erheblichen Umfang statt­
finden. - „Ausbildung ist immer 
gut“, kommentiert der Sachverstän­
digenrat diesen Vorgang. - Das ein­
zig Beeindruckende an dieser Berufs­
ausbildungspolitik ist die Unverfro­
renheit, mit der die Jugendlichen da­
für auch noch zu Dankbarkeit aufge­
fordert werden.
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Kasernier-e Jugend: Dienstunterkunft einer Zivildienstgruppe

Der bürgerliche Staat erläßt seiner­
seits Gesetze zum Schutze der Jugend, 
die der Jugend die Vorstellungen der 
Bourgeoisie aufoktroyieren sollen. Un­
ter der von der CDU geführten Bun­
desregierung wurde das Gesetz über die 
Verbreitung jugendgefährdender 
Schriften erlassen, das hauptsächlich 
ein Zensurgesetz für die unter Jugend­
lichen verbreitete Lektüre ist. Viele 
werden sich an entsprechende Unter­
weisungen in der Schule über Schmutz 
und Schund erinnern. Von den Leh­
rern wurde vor gewissen billig aufge­

machten HePchen gewarnt und vielen 
ein Abscheu fürs Leben eingeimpft. 
Die Bundesprüfstelle verlegte sich nach 
einer Weile auf Klagen, daß fast nie­
mand käme, um eine Schrift bei ihr an­
zuzeigen. Erwischte sie doch was Pas­
sendes für einen Prozeß, dann empör­
ten sich die gebildeten Richter darüber, 
daß Leute, die mit diesen Sachen in 
Kiosken neben Bier, Würstchen und 
Tabak handelten, nicht kompetent in 
literarischen Fragen seien. Gefahndet 
wurde u.a. nach allem, was die Familie 
und die Ehe herabsetzte und nach der 

Verherrlichung von Gewalttaten, also 
Darstellung von Verhältnissen und 
Verhaltensweisen, die aus der fehlen­
den Möglichkeit, die Arbeitskraft voll­
ständig zu reproduzieren, und aus For­
men der Rebellion stammen. Ein Co­
mic-Heft wurde indiziert mit der Be­
gründung, es sei „die Darstellung eines 
Helden (mit Halbstarkentolle) ..., der 
mit immer überlegener körperlicher 
Kraft und unbesiegbarem Schlagver­
mögen eine außerhalb von Recht und 
Gesetz stehende Selbstjustiz ausübt, 
ein schon an sich äußerst bedenkliches 
Leitbild.“ Die Heftchen-Verleger, die 
gerade begonnen hatten, gute Geschäf­
te zu machen, zettelten eine Kampagne 
gegen die Leihbücher und für deren 
schärfere Kontrolle an. Zwölf Leih­
buchverleger antworteten mit der 
Gründung der „Aktion 57“, einer Art 
freiwilligen Selbstkontrolle, die reak­
tionär ausfiel: „Nicht nur die Verherr­
lichung, sondern jedes Verständnis für 
das Verbrechen muß im Unterhal­
tungsroman abgelehnt werden.“

Seit 1974 bemüht sich der „informa­
tive Verfassungsschutz“ um das Pro­
blem, was Jugendliche lesen dürfen 
und was nicht. Ein Verfassungsschutz­
beamter, der auf einer Veranstaltung 
des Bundesjugendringes Ende 1978 
sich zu diesem Thema äußerte, recht­
fertigte seine Tätigkeit auch gleich da­
mit, daß sich Eltern und Lehrer nicht

Pumk — Versuch der Gegenwehr 
mit bürgerlichen Mitteln

... wurden die Leute sauer und fin­
gen an, Bierdosen und Papierbecher 
auf die Bühne zu schmeißen, wo ein 
paar häßlich aussehende Punks In­
strumente aufbauten. Schließlich war 
die Band bereit und die Menge brüll­
te, aber über die krachende Leadgi­
tarre und das rasende Schlagzeug 
hörte man den Song:

„Gib mir den Tod / will nich leben 
/ gib mir doch den Tod / oder ich 
mach Deine Alte kalt / hab genug 
von der Wohlfahrt / hab genug von 
Leben / ich will den Tod / gib mir 
doch den Tod / oder ich schlag Dir 
den Schädel ein / dann bist Du tot / 
ich mach Hackfleisch aus Dir / und 
geb es meiner Katze / weil ich den 
Tod brauche“

Der Sänger, Jonny Blood, 
schnappte sich eine Bierflasche und 
warf sie in die tobende Menge, die so 
hoch sprang, wie sie nur konnte und 
dabei versuchte, Löcher in die kaput­
te Decke des Clubs zu schlagen. Die 
Band machte weiter ...
(The Punk ’n Roman Von Giden 

Samms)

Die Philosophie des Punk ist auf 
dem Boden der Jugendarbeitslosigkeit 
gewachsen. In vielen kapitalistischen 
Ländern, und in der BRD und West­
berlin vielleicht am stärksten, erscheint 
die Jugendarbeitslosigkeit nicht haupt­
sächlich als Ergebnis der Kapitalisten­
wirtschaft, jedenfalls nicht so, wie sie 
den einzelnen trifft.

Die Arbeitslosigkeit ausgebildeter 
Lohnabhängiger findet ihre unpersön­
liche Erklärung fast immer im Miß­
wuchs einer Branche oder eines Betrie­
bes durch die Konkurrenz.

Die Arbeitslosigkeit der Jugend hin­
gegen ergibt sich dem Anschein nach 
aus dem persönlichen Erfolg oder Mi­
ßerfolg beim Schulbesuch. Das Sortier­
system der öffentlichen Schule reicht 
hin, um dem gesellschaftlichen Phäno­
men der Arbeitslosigkeit einen ganz 
persönlichen Stempel aufzudrücken. 
Wo aussortiert wird, gibt es Abfall. 
Wo Menschen zu Abfall deklariert 
werden, bleibt Gegenwehr nicht aus.

Was liegt näher, als die persönliche 
Würde zu behaupten durch die De­
monstration, daß Menschen zu Abfall 

i gemacht werden und daß dieser Abfall 
aus Menschen besteht? Was näher als 
die Aufforderung, dann bringt mich 
doch gleich ganz um? Was näher als 
die dumpfe Ankündigung, was 
Schreckliches zu tun? Auf diese unbe­
holfene Weise läßt sich sagen, wer der 
wirkliche Abfall ist. Aber die Brutali­
tät, mit der im Zusammenwirken von 
Schulsystem und Arbeitsmarkt die per­
sönliche Würde eines ganzen Teils der 
heranwachsenden Generation zermah­
len wird, erzeugt zwar gebieterisch das 
Bedürfnis von Gegenwehr, gibt aber 
die Grundsätze für eine erfolgreiche 
Gegenwehr nicht her. Die Punk-Philo­
sophie ist deswegen anfällig für reak­
tionäres Gedankengut und enthält sol­
ches auch tatsächlich.

Die schwüle Todessehnsucht, die 
ziellose Drohung, die Abwehr, keines­
wegs bloß gegen die Reichen, sondern 
gegen alle, die nicht mit der amtlichen 
Stempelmarke Abfall gezeichnet sind, 
fast scheints, die „neue soziale Frage“, 
Heiner Geißlers Vorstellung vom Klas­
senkampf zwischen Arbeitsplatzbesit­
zern und Arbeitsplatzvernichtern, fän­
de hier soziale Realität und politischen 
Stoff. Die Texte weisen viele Bezüge 
auf zu Lyrikern wie Gottfried Benn, 
der zwischen den Kriegen textete und 
zum Propagandisten des Faschismus 



ausreichend um die Kinder kümmern, 
so daß der Staat zugreifen muß. Er äu­
ßerte: „Wenn im Elternhaus oder in 
der Schule keine genügende Aufklä­
rung erfolgt, wo können dann die Ju­
gendlichen ihr Wissen beziehen? Hier 
bietet sich seit Jahren ein breites Feld 
sogenannter Trivialliteratur an, das 
unter der Bezeichnung ,Heftchen- 
Markt4 bekannt ist.“ Die Methode ist, 
den Jugendlicheh, nachdem ihre 
künstlerischen und musischen Fähig­
keiten in der Schule nicht entwickelt 
worden sind, ihre Lektüre nicht geför­
dert worden ist und sie nicht beraten 
worden sind über den Charakter der 
unterschiedlichen Lebensanschauun­
gen, die sich in gut und schlecht ge­
machter Literatur niederschlagen, ih­
nen das einzige, was sie lesen, als 
Dreck hinzustellen und ihnen zu ent­
ziehen.

Diese Sorte Schutz ergänzt die Un­
terdrückung der kulturellen Tätigkeit 
der Jugend in der Schule und im Be­
trieb. Gestützt auf die bürgerlichen 
Parteien arbeiten die Staatsorgane dar­
an, möglichst viel Lebenszeit der Ju­
gendlichen in Arbeitszeit für die Kapi­
talisten zu verwandeln und sie daran zu 
gewöhnen, ihr Bedürfnis nach ausrei­
chend freier Zeit für anregende Unter­
haltung, Sport und Teilnahme an der 
Arbeit von Gewerkschaften und Orga­
nisationen als unerfüllbar anzusehen.

wurde. Wieso schrecken die bürgerli­
chen Propagandisten trotzdem davor 
zurück, dies Gemenge von konserva­
tivem, reaktionärem und teils auch 
faschistischem Gedankengut auf ihre 
politischen Mühlen zu lenken?

Das Hauptelement des Punk ist 
das Bedürfnis nach Gegenwehr. Die 
Punk-Philosophie drückt dies aus, 
aber eben mit den Mitteln, die in der 
bürgerlichen Gesellschaft auf der 
Straße liegen. Wo aber der Punk die 
Sphäre schummriger Gefühlsbildung 
verläßt und sich politisch verhalten 
muß - und dies ist schon öfter ein­
getreten -, treten andere Grundsät­
ze in Wirkung. Die Erfahrung der 
Schulunterdrückung erzeugt demo­
kratische Bestrebungen. Die Erfah­
rung der Hilfsarbeit Haß gegen die 
Ausbeuter. Obwohl in der Philoso­
phie des Punk Ansatzpunkte zur Bil­
dung eines reaktionären Sammel­
beckens genug enthalten wären, 
wehrt sich deswegen die bürgerliche 
Gesellschaft. Denn was ihr nützen 
würde, ist bloß aufgepappt, und poli­
tische Entwicklung dieser Bewegung 
muß auf die Gründe zurückführen 
und wendet sich gegen die herrschen­
de Klasse. Daß eine solche Entwick­
lung durch die Punk-Philosophie 
nicht gefördert, sondern erschwert 
ist, ist eine andere Sache.

Einkommemslage der Jugend
A usbildungsvergütung:
1978 wiesen die Ausbildungsvergü­
tungen (alle Lehrjahre gerechnet, alle 
Ausbildungsberufe erfaßt) eine 
Streuung zwischen 140 DM (Damen­
schneider, 1. Lehrjahr) und 1 195 
DM (Baugewerbe, 3. Lehrjahr) auf.

In den am stärksten besetzten Aus­
bildungsberufen im Metallgewerbe 
wurden 1980 folgende Ausbildungs­
vergütungen gezahlt:

Ausbildungsvergütungen Metall­
gewerbe 1980 (NRW)

Azubi
(1978)

Vergütung DM
1. Lj. 3. Lj.

KFZ-Mechan . 88633 325 390
Elektroinstall . 48614 295 410
Schlosser........ 18737 397 527
Heizungsbauer 15397 401 490
Gasinstallateur 27938 401 490
Werkzeugm... 21511 473 574
Quelle: IG Metall, Daten-Fakten-Informatio- 
nen 1980

Im Handel und im Dienstleistungs­
sektor liegen die Ausbildungsvergü­
tungen z.T. erheblich darunter. Im 
Öffentlichen Dienst erhielt ein Kran­
kenpflegeschüler im 3. Ausbildungs­
jahr 1 007 DM monatlich 1980. Die 
Gewerkschaftsjugend fordert eine 
Anbindung der Lehrlingslöhne an die 
Facharbeiterlöhne und die Erhöhung 
der Ausbildungsvergütungen um 
denselben DM-Betrag wie die Eck­
löhne, um die elterlichen Haushalte 
zu entlasten. Verschiedentlich wird 
die Anhebung der Ausbildungsvergü­
tungen auf das Niveau im Öffentli­
chen Dienst gefordert.

Bundesausbildungsförderungsge ­
setz (BAföG):
.,,Ausbildungsförderung wird gelei­
stet für den Besüch von weiterfüh­
renden allgemeinbildenden Schulen 
und Fachoberschulen ab Klasse 11, 
Abendhauptschulen, Berufsaufbau­
schulen, Abendrealschulen, Abend­
gymnasien und Kollegs, Berufsfach­
schulen (ab Kl. 10) einschließlich Be­
rufsgrundbildungsjahr, Fachschulen 
und Hochschulen ...

BAFöG-Bezleher 1978

Fälle 
gesamt

15-20 
Jahre

20-25
Jahre

durchschn. 
mon. Förderung

Gymnasien.......... 205405 172459 32043 194 DM
Berufsfachsch.... 174164 154215 18018 243 DM
Fachschulen........ 56600 27144 25 530 418 DM
Wiss. Hochschulen 307055 190706 80231 459 DM
Fachhochschulen 115214 75050 30831 462 DM
gesamt.................. 967552 414531 395 149 -
Quelle: Grund- und Strukturdaten 80/81 , a.a.0.

Auf individuelle Ausbildungsför­
derung besteht für eine der Neigung, 
Eignung und Leistung entsprechende 
Ausbildung ein Rechtsanspruch, 
wenn dem Lernenden die für seinen 
Lebensunterhalt und seine Ausbil­
dung erforderlichen Mittel ,ander­
weitig nicht zur Verfügung stehen4, 
d.h. wenn er selbst, sein Ehegatte 
oder seine Eltern diese Kosten nicht 
decken können.4 4 (Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft, 
Grund- und Strukturdaten 1980/81)

„Förderung der betrieblichen Be­
rufsausbildung ... Nach § 40 AFG 
gewährt das örtlich zuständige Ar­
beitsamt Auszubildenden für eine be­
triebliche oder überbetriebliche Aus­
bildung bei Bedürftigkeit Berufsaus­
bildungsbeihilfen in Form von Zu­
schüssen, in Ausnahmefällen auch in 
Form von Darlehen. Für die Berufs­
ausbildungsbeihilfe gelten nach Le­
bensalter und Familienstand folgen­
de Höchstsätze: eine Pauschale für 
den Lebensunterhalt in Höhe von 
375 DM bis 620 DM im Monate ... “ 
(Berufsbildungsbericht 1980)

Rechnet man von den BAföG- 
Zahlungen 1978 an Studenten die 
Darlehenszahlungen ab, die zurück­
gezahlt werden müssen, so reduzieren 
sich die angegebenen Durchschnitts­
werte um 35%. Eine Deckung der 
Kosten für Lebensunterhalt und Aus­
bildung ist durch BAföG nicht mög­
lich, Arbeit neben der Berufsausbil­
dung oder dem Studium plus Finan­
zierung aus den Elterneinkommen 
die Regel.

„Am Geldbeutel braucht eine Aus­
bildung kaum noch zu scheitern. Zur 
Gleichheit der Bildungschancen ge­
hört auch, daß junge Menschen und 
ihre Eltern Bildungs- und Berufsent­
scheidungen weitgehend unabhängig 
von ihrer wirtschaftlichen Lage tref­
fen können.“ (300 Mal Bildung, Bür­
ger fragen - Antworten für Bürger; 
Bundesminister für Bildung und Wis­
senschaft, Bonn 1980)

1



Nachrichten aus der Arbeiterbewegung

P US-Kongreß will 
Rentenalter erhöhen

Von 65 auf 68 J.ahre soll das 
Rentenalter spätestens um die 
Jahrhundertwende erhöht wer­
den nach den Vorschlägen ei­
nes Ausschusses des US-Kon­
greß. Der Ausschuß, der die 
US-Sozialversicherungen un­
tersuchte, fordert ferner, daß 
bei hoher Inflation die auto­
matische Rentenanpassung 
entfällt - zur Erhaltung der 
Liquidität der Rentenversiche­
rung. Ebenfalls den US-Kapi- 
talisten aus der Seele gespro­
chen ist der Vorschlag, die 
Hälfte der Krankenhauskosten 
im Rahmen der Medicare-Ver­
sicherung aus Lohn- und Ein­
kommenssteuern zu finanzie­
ren statt wie bisher aus den So­
zialversicherungsbeiträgen der 
Arbeiter und Kapitalisten 0e 
6,65% vom Lohn). Außerdem 
wird Kostendämpfung bei der 
Krankenversicherung vorge­
schlagen.
3
Kampf um arbeitsfreie 

Samstage in Polen
Am 10. Januar 1981 fand die 
erste größere Auseinanderset­
zung um die zugesicherten frei­
en Samstage in Polen statt. Es 
gibt Berichte, daß die Mehr­
heit der Lohnabhängigen ent- 

2) Mit einem zweistündigen Streik und einer Demonstration ant­
worteten am 8';. Januar 3500 Arbeiter und Angestellte des Olym­
piawerkes in Wilhelmshaven auf die Pläne des Vorstands der 
AEG-Tochter, Massenentlassungen vorzunehmen. Der Betriebs­
rat und die örtliche IG-Metall hatten ihre Kenntnisse über die 
Vorhaben des Kapitalisten am 6. Januar in einer Pressekonferenz 
bekanntgegeben. Am Dienstagvormittag fand bereits eine ein­
stündige Protestkundgebung im Werk Leer statt, an der sich ca. 
1000 Arbeiter und Angestellte beteiligten. Mit einigen tausend 
Entlassungen wird sich der Druck auf den Arbeitsmarkt in Ost­
friesland noch weiter verschärfen. Nach Angaben des Betriebs­
rats sind schon jetzt über 70% der Belegschaft unter dem Eck­
lohn eingestuft.

“Am 25.11. hat das Oberver­
waltungsgericht Lüneburg die 
Klage einer Realschullehrerin 
gegen eine Geldbuße von 100 
DM wegen Beteiligung an dem 
von der GEW organisierten 
Lehrerstreik im Kampf um Ar­
beitszeitverkürzung zurückge­
wiesen. Es gebe für Beamte 
kein Streikrecht. Damit wur­
den Prozesse gegen 3000 Leh­
rer in Niedersachsen eingelei­
tet. Erstmalig hat der GEW- 
Gewerkschaftstag 1980 einheit­
liche Forderungen zur Verkür­
zung der Lebens- und der Wo­
chenarbeitszeit auf 40 Stunden 
sowie nach Streikrecht für Be­
amte beschlossen. (Bild) 

sprechend der Festlegung der 
Regierung zur Arbeit gekom­
men sei, aber auch Berichte, 
daß eine Mehrheit dem Aufruf 
der Gewerkschaft Solidarität 
gefolgt sei, diesen Samstag als 
arbeitsfrei zu behandeln. Auf 
jeden Fall führte die Unsicher­
heit über die Auslegung des 
Abkommens von Gdansk, ob 
nämlich sämtliche Samstage 
nur für die Bergarbeiter oder 
für alle frei sein sollen, zu 
Kompromissen in der Aktion. 
Teils waren die Arbeiter zwar 
erschienen, trugen sich aber 
nicht in die Anwesenheitslisten 
ein; teils befolgten die Betriebe 
den Vorschlag der Gewerk­
schaft, den für den 31. Januar

angesetzten freien Samstag für 
Vorgezogen zu erklären, so daß 
ein Spielraum für Verhandlun­
gen bleibt. Viele arbeiteten, 
weil sie eine weitere Ver­
schlechterung der wirtschaftli­
chen Lage fürchteten. Unklar 
ist, wie freie Samstage für die 
Beschäftigten im Handel und 
im Verkehrswesen durchge­
führt werden sollen. Bei der 
nächsten Lohnzahlung stellt 
sich heraus, ob dieser Samstag 
bezahlt wird oder nicht.

(3 Ablehnung des 
Kammerhaushalts

Die Arbeitnehmervertreter der 
Handwerkskammer Mann­
heim .stimmten gegen den Ge­
samthaushalt der Kammer. 
Die mit zwei Dritteln in der 
Vollversammlung vertretenen 
Arbeitgeber waren nicht be­
reit, über die Beiträge an den 
Deutschen Handwerkskam­
mertag und an den ba-württ. 
Handwerkstag getrennt abzu­
stimmen. Diese Beiträge leh­
nen der DGB und die Arbeit­
nehmervertreter ab, da es sich 
„um reine Arbeitgebervereini­
gungen handelt“. Sie fordern 
eine ,,paritätische Besetzung 
sämtlicher Kammerorganisa­
tionen durch Novellierung der 
Handwerksordnung* ‘.

h Streik bei BL 
beendet

1500 Arbeiter im Werk Long- 
bridge von British Leyland be­
schlossen am 4. Januar, ihren 
seit dem 15.12. dauernden 
Streik zu beenden. Sie hatten 
gegen die Entlassung von acht 
Arbeitern, darunter vier Ver­
trauensleuten, gekämpft (s. 
1/81, S. 18). Die Kapitalisten 
haben die acht Arbeiter wegen 
Teilnahme an einer Demon­
stration mit Sachschaden von 
mehreren hundert Arbeitern 

am 21.11. entlassen. Damals 
hatten die Kapitalisten zum 
wiedprholten Male den 500 Ar­
beitern des Metro-Bandes erst 
bei Arbeitsbeginn mitgeteilt, 
daß sie wegen Teilemangels 
nicht arbeiten würden. BL- 
Vorsitzender Edwardes drohte 
allen 1500 Streikenden mit 
Entlassung, mit Stillegung und 
Pleite des Konzerns, falls sie 
den Streik nicht beendeten. Ei­
ne Kommission aus Gewerk­
schafts- und Kapitalvertretern 
soll jetzt die acht Entlassungen 
untersuchen.

/
VBL-Verhandlung von 
ÖTV vorerst abgelehnt 
Seit Jahren greift die Bourge­
oisie das Prinzip der Rentenzu­
satzversorgung der Beschäftig­
ten im öffentlichen Dienst an. 
Sie habe zu einer ,,Überversor­
gung“ geführt, da die Gesamt­
versorgung oft höher sei als 
der letzte Nettolohn. Dagegen 
die ÖTV: ,,... nicht die Ver­
sorgung (ist) in ihrem Nettobe­
trag zu hoch, sondern ... das 
Arbeitseinkommen zu niedrig 
... und zwar infolge zu hoher 
Steuern und Sozialbeiträge.“ 
An diesen Angriffen sind Ta- 
rifverhandlungen zwischen 
ÖTV und Bundesinnenmini­
ster über eine Sonderregelung 
für Teilzeitbeschäftigte ge­
scheitert, die für die Arbeiter 
und Angestellten, die aus ge­
sundheitlichen Gründen in den 
letzten Jahren vor der Verren­
tung teilzeitarbeiten, eine an­
gemessene G^samtversorgung 
sichern sollten. Nach den gel­
tenden Bestimmungen geht für 
viele dieser Kollegen der An­
spruch ganz verloren, da er 
sich nach den Bruttolöhnen 
der letzten 3 Arbeitsjahre rich­
tet. Baum will die Sonderrege­
lung nur abschließen, wenn die 
ÖTV über die ,,Überversor­
gung“ zu verhandeln bereit ist.
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A utomobilindustrie
MAN-Nutzfahrzeugbau: 
Kein Konjunkturtief in Sicht
Vom Gesamtumsatz des MAN-Kon- 
zems von 5,3 Mrd. DM entfielen auf 
den Nutzfahrzeugbau im vergangenen 
Geschäftsjahr 3,7 'Mrd. DM. Der 
Nutzfahrzeugbau bildet damit die 
Hauptstütze des Konzerns. 18121 
LKW's und 3086 Busse rollten vom 
Band. 5000 Firmen lieferten Teile für 
die Montage. Ihre Produkte unterlie­
gen einer engmaschigen Qualitätskon­
trolle. Von den 3,7 Mrd. DM Umsatz 
entfallen auf Kaufteile' 2 Mrd. DM 
(56%). Mit 130 Grundtypen, die in 764 
Ausführungsvarianten produziert wer­
den hält der MAN Konzern auf dem 
LKW-Markt einen Marktanteil von 

,21% in der BRD, bei den Bussen, die
in 46 Typen produziert werden, hat die 
MAN in der BRD einen Marktanteil 
von 25%. Obiger Marktanteil bei den

Bild links: Die durchrationalisierte Achstransferstraße. Bild rechts: Innenansicht 
des Pilotmodells MAN X 90.

LKW’s bezieht sich auf die Gewichts­
klassen von 9-40 Tonnen Gesamtge­
wicht. Durch einen Kooperationsver­
trag mit VW produzieren beide Kon­
zerne LKW’s der Gewichtsklasse 6-9 
Tonnen Gesamtgewicht. Mit diesem 
Gemeinschaftsprojekt sollen in der EG 
10% Marktanteile erobert werden. Die 
MAN AG ist Hauptlieferant für die 
Bundeswehr, wo gegenwärtig ein 
Hauptauftrag von 8500 Fahrzeugen 
läuft. Der Abschluß eines Vertrages 
mit der US-Armee über 430 Fahrzeuge 
steht bevor.

Zunehmend entwickelt sich in den 
letzten Jahren der Export. Gut im Ge­
schäft liegt die MAN AG im Nahen 
Osten, in der Türkei, dem Iran und 
Irak. Der Lieferumfang hat ein Volu­
men erreicht, daß die MAN AG in 
Bagdad ein zentrales Ersatzteillager er­

richtet. In den USA ist die MAN jetzt 
mit Bussen auf dem Markt eingebro­
chen. Im Herbst dieses Jahres wird in 
North Carolina ein Montagewerk in 
Betrieb gesetzt, das zunächst 350 Ge­
lenkbusse pro Jahr produzieren soll.

Das Auftragsvolumen im Nutzfahr­
zeugbau belief sich am 30.10.80 auf 
1,139 Mrd. DM, wobei 59% des Auf­
tragsbestandes vom Ausland stammen. 
Die Entwicklung und Konstruktion ar­
beitet auf Hochtouren. Auf der IAA 
79 hat die MAN AG ein Pilotprojekt 
vorgestellt, einen LKW für große 
Strecken mit neukonstruiertem Fahrer­
haus für eine intensivere Ausbeutung 
des LKW-Fahrers. So befindet sich das 
Armaturenbrett nicht mehr unterhalb 
der Frontscheibe, sondern oberhalb. 
Im Versuch erprobt werden gegenwär­

tig Systeme, die Bremsenergie zu spei­
chern, um sie bei der Beschleunigung 
wieder nutzbar zu machen. Eine Kraft­
stoffeinsparung von 10% läßt sich da­
durch erreichen.

Von dem gegenwärtig vielpropagier­
ten Konjunkturtief vor allem in der er­
sten Jahreshälfte, dem Zeitpunkt der 
Lohnkämpfe, scheint die MAN AG ei­
ne Ausnahme zu bilden. Ihr Stand­
punkt ist jetzt: die Auftragsbücher sei­
en zwar voll, aber die Ertragslage sei 
schlecht, daß keine Mark Gewinn 
mehr gemacht würde. Die Ursache 
hierfür seien die hohen Löhne und Ge­
hälter und die Faulheit. Der MAN 
Vorstand in der Zeitschrift für die Mit­
arbeiter 12/80 nach der Weihnachts­
gratulation auf der Seite 2: ,,Zusam- 
menfassend kann gesagt werden: Die 
Japaner haben eine ganze Reihe von 

Vorteilen. Sie haben einen niedrig be­
werteten Yen. Sie zahlen weniger Steu­
ern und haben niedrigere Löhne. Sie 
sind in der Arbeitseffizienz mindestens 
gleich gut wie wir. Das Entscheidende 
aber scheint zu sein: Sie arbeiten mehr 
... Was also können wir tun, wenn wir 
wettbewerbsfähig bleiben wollen? Zu­
nächst uns entschieden und entschlos­
sen wehren gegen jeden Versuch, die 
Arbeitszeit noch stärker zu verkürzen 
oder den Schichtbetrieb noch mehr zu 
erschweren.“

Diese Argumentation dünstet aus al­
len Stellungnahmen, insbesondere aus 
den Jubiläumsschriften anläßlich des 
25jährigen Bestehens des MAN-Wer- 
kes München. Eine generelle Auswei­
tung des Schichtbetriebes, EDV­
gesteuerte Verwaltung und EDV­
gesteuerte Materialwirtschaft, Ratio­
nalisierungen für die Erhöhung der 
Bandgeschwindigkeit, sind die näch­
sten Maßnahmen der Rationalisierung. 
Z.B. wurde der Finish-Bandabschnitt 
örtlich verlagert, um Platz zu schaffen 
für den Ausbau der Lackiererei. Die 
Achstransferstraße, eine in Europa als 
am weitesten durchrationalisiert gel­
tende Achsenfertigung, ist an der 
Grenze der Auslastung. Die Einfüh­
rung des Schichtbetriebs steht dort auf 
der Tagesordnung. Die Ausweitung 
der EDV in der Verwaltung und ihre 
Ausweitung in der Materialwirtschaft 
intensiviert die dortige Arbeit und wird 
viele Angestellte den Arbeitsplatz ko­
sten.

Im Frühjahr dieses Jahres sind Be­
triebsratswahlen, und ein Prüfstein für 
die Kandidaten wird sein, wie sie sich 
zu der Frage der Ausweitung des 
Schichtbetriebes verhalten.

Bauhauptgewerbe
BRTV abgeschlossen: 
Fahrtkosten erstattet

Im Bauhauptgewerbe ist mit dreijähri­
ger Laufzeit zum 1.1.81 ein neuer Bun­
desrahmentarifvertrag (BRTV) in 
Kraft getreten. Entscheidende Verän­
derungen in der Bezahlung der Fahrt­
kosten und der Wegezeitvergütung 
(Verpflegungszuschuß) treten ein. Gab 
es, bedingt durch die ständig wechseln­
den Arbeitsstätten im Baugewerbe, im 
Gegensatz zu den Arbeitern in der In­
dustrie und im öffentlichen Dienst, be­
reits eine Regelung über die Bezahlung 
von Fahrtkosten, so war diese bisher 
gebunden an die Entfernung der Bau­
stelle zum Betrieb. Bei über 6 km Ent­
fernung wurden pro Entfernungskilo­
meter eine Pauschale, gestaffelt von 24

X X



bis 28 Pf. gezahlt. Die Entfernung von 
der Wohnung zum Sitz der Firma blieb 
unberücksichtigt. Für große Teile der 
Bauarbeiter, die. aus dem ländlichen 
Umkreis der Städte kommen, hatte das 
nach Abbau der Firmenbusse erhebli­
che Lohneinbußen zur Folge. Eigenes 
Auto wurde zur Voraussetzung, um 
die Arbeitskraft anbieten zu können. 
Mit dem neuen BRTV wird die Entfer­
nung von der Wohnung zur Baustelle 
ab 6 km mit gestaffelten Pauschalsät­
zen von ca. 30 bis 40 Pf. pro Entfer­
nungskilometer abgegolten. Die Ko­
sten für das preisgünstigste öffentliche 
Verkehrsmittel werden voll erstattet. 
Damit ist im Bauhauptgewerbe eine 
Regelung durchgesetzt, die Vorbild für 
die anderen Branchen ist: die Bezah­
lung der Fahrtkosten direkt durch die 
Kapitalisten statt der bisherigen Lö­
sung, pro Entfemungskilometer 36 Pf. 
beim Lohnsteuerjahresausgleich als 
Werbungskosten abzusetzen, von de­
nen dann 22 bis 30% zurückerstattet 
wurden. Die direkte finanzielle Aus­
wirkung auf jeden Bauarbeiter wird 
unterschiedlich sein, hier nur ein Bei­
spiel. Ein Bauarbeiter, der täglich zu 
einer 20 km entfernten Baustelle fährt, 
und bisher keinen Anspruch auf Fahr­
geld hatte, erhält jetzt pro Tag 6,50 
DM, bei 20 Arbeitstagen 130 DM mo­
natlich. Demgegenüber~konnte er über 
den Lohnsteuerjahresausgleich dafür 
zwischen 30 bis 40 DM zurückerstattet 
bekommen.

Eine weitere Änderung tritt in der 
Bezahlung der Wegezeitvergütung 
(Verpflegungszuschuß) ein. Galt bisher 
die Zahlung von 5 DM täglich steuer- , 
frei bei mehr als 10-stündiger Abwe­
senheit von der Wohnung und der Ent­
fernung von mindestens 10 km der 
Baustelle zum Firmensitz, so entfällt 
jetzt die zweite Bedingung. Damit wer­
den alle Bauarbeiter ab 1. Januar mo­
natlich 100 bis 110 DM netto mehr er­
halten. Dies war bisher nur bei ca. der 
Hälfte der Arbeitstagen im Jahr der j 
Fall.

In den weiteren Vereinbarungen des 
BRTV wurden die Erschwerniszuschlä­
ge um 17,6% erhöht. Die Entlohnung 
von Jugendlichen unter 18 Jahren, die 
bisher bei 70% der LG VII lag, wurde 
auf 80% erhöht.

Das Entfallen des Lohnanspruchs 
infolge ungünstiger Witterung ist Be­
standteil des BRTV geblieben. Die 
Baukapitalisten haben gegenüber der 
Forderung nach Bezahlung der Aus­
fallstunden in den Sommermonaten 
geltend gemacht, daß ein bis 1976 vor­
handener Ausgleichsbetrag von damals 
einmalig 180 DM mit in den Lohntarif 
einbezogen worden ist und immer noch 
als Ausgleichsbetrag gelte. Es bestehe 
außerdem die Gefahr, so meinten die 
Kapitalisten, wenn sie zur Bezahlung 
des Witterungsausfalls im Sommer ver­
pflichtet wären, könnte auch eine Be­
zahlung im Winter gefordert werden.

Anwerbestopp
,,Berchtesgadener 
Modell“ verschlissen

Berchtesgaden. Bundesinnenminister 
Baum und der bayerische Innenmini­
ster Tandler haben sich Anfang Januar 
geeinigt, die beschlossene Ausweisung 
von 420 türkischen und jugoslawischen 
Arbeitern aus dem Berchtesgadener 
Land bis Ostern zu verschieben. Be­
reits einmal hatte das zuständige Land­
ratsamt den Termin 'hinausgezögert, 
um Gastronomen und Hoteliers über 
Weihnachten und Neujahr zu helfen. 
Nun soll zur „Abwicklung persönli­
cher Angelegenheiten“ aus „insbeson­
dere humanitären Erwägungen“ noch 
das laufende Wintersaisongeschäft ge­
sichert werden.

Das Berchtesgadener Landratsamt 
hatte gegen die Bestimmungen des An­
werbestopps für Arbeiter aus Nicht- 
EG Ländern verstoßen, indem es Auf­
enthaltserlaubnis und Arbeitsbewilli­
gung ersetzte durch den Stempel „Auf­
enthaltserlaubnis beantragt“ und die 
Arbeitsstätte im Paß eintrug. Zu Net­
tolöhnen zwischen 700 und 800 DM 
wurden die ausländischen Arbeiter im 
Hotel- und Gaststättengewerbe unter­
gebracht, bei Arbeitszeiten bis zu 65 
Wochenstunden und Mieten bis 200 
DM für Kellerlöcher. Nach einem hal- | 
ben Jahr mußte der Paßeintrag erneu­
ert werden. In der Hoffnung auf eine 
endgültige Aufenthaltserlaubnis haben 
viele der Arbeiter hohe Verschuldung 
in Kauf genommen. Nachdem die 
Staatsanwaltschaft Bußgeld bis zu 
2000 DM wegen unerlaubten Aufent­
halts abkassiert hatte, wurde die Aus­
weisung verfügt.

Baum, der seinen Weihnachtsurlaub 
vor Ort verbrachte, und mit den Spit­
zen des Hotel- und Gaststättengewer­
bes die Lage erörterte, will sich für eine 
Lockerung des Anwerbestopps einset­
zen. Strauß verlangt „kurzfristige sai­
sonale Beschäftigung“ für Erntehelfer 
und Aushilfskräfte im Hotel- und 
Gaststättengewerbe. Ehrenberg hat 
sich gegen eine Auflockerung ausge­
sprochen, „weil sich sonst Forderun­
gen aus anderen Sektoren und Regio­
nen nicht mehr abweisen ließen“. Die 
bayerische Landtags-FDP hat als Al­
ternative vorgeschlagen, „allem Ge­
schrei zum Trotze“ die Schraube der 
Zumutbarkeit noch fester anzuziehen, 
„so dafruiehr Deutsche für Übernah­
me einer solchen Arbeit verpflichtet 
werden können“.

Verbandsklage
Bundesregierung plant 
Spaltungsmanöver

In seiner Regierungserklärung vom 
24.11.1980 hat Bundeskanzler Schmidt 
als Absicht der Koalition verkündet: 
,,Im Naturschutz soll ... eine Ver­
bandsklage für anerkannte Verbände 
eingeführt werden“. In der Regie­
rungserklärung des Jahres 1976 war 
das noch als Gegenstand anzustellen­
der ,,Überlegungen“ abgehandelt.

Zwischen Überlegung und Absicht 
liegen Brokdorf, Grohnde, immer 
noch Wyhl, Flughafen München II, 
Frankfurt Startbahn West und und. .. 
Was 1976 noch als womöglich über­
flüssig erschien, erscheint der Regie­
rung 1980 als geeignetes Mittel, den al­
lenthalben gewachsenen Widerstand 
gegen die imperialistischen Pläne der 
Bourgeoisie für ihre Energie- und Ver­
kehrsvorhaben zu spalten.

Was ist eine Verbandsklage? - 
Nach den Vorschriften der Verwal­
tungs-Gerichtsordnung (VwGO) darf 
vor den Verwaltungsgerichten nur der­
jenige klagen, der geltend macht, 
durch ein Handeln oder Unterlassen 



des Staates in seinen Rechten verletzt 
zu sein, in der Regel also nur ein un­
mittelbarer Anwohner des Projekts, 
der um seine Gesundheit fürchtet, ein 
Bauer, dem seine Produktionsmittel 
bedroht werden. Der Kreis möglicher 
Kläger wächst jedoch mit den Gefah­
renquellen, die die imperialistischen 
Großprojekte schaffen. Die nach tau­
senden zählenden Einzelklagen gegen 
Atomkraftwerke dokumentieren das 
— zu Recht —fehlende Vertrauen der 
Massen in die Beherrschung dieser 
Technik unter dem Profitregime. So 
sehr nun die Bourgeoisie es schätzt, 
den massenhaften Protest „von der 
Straße weg“ an Klagen vor ihren Ge­
richten zu binden, macht ihr die Zahl 
und die dadurch verzögerte Vollzugs­
meldung der Gerichte einerseits sowie 
andererseits der „rechtsstaatliche 
Glaubwürdigkeits“-Verlust zu schaf­
fen, den die Verwaltungsgerichte unter 
dem Tempo-Diktat der Bourgeoisie in 

jüngster Zeit befördern. So hat das 
' Münchner Verwaltungsgericht kürzlich 
von ca. 5000 Klagen gegen den Groß­
flughafen München II - mit späterem

Bauern
Am 14. Februar Bauerndemon 
strationen in allen Kreisstädten
Die Bundesdelegiertenversammlung 
des Deutschen Bauernverbandes 
(DBV) hat für den 14. Februar zu örtli­
chen Demonstrationen bundesweit 
aufgerufen. Sie werden von den Be­
zirksbauernverbänden durchgeführt. 
Diese Gliederungen umfassen zumeist 
die Landkreise vor den Gebietsrefor­
men 1970, d.h. es werden in minde­
stens jeder Kreisstadt Demonstratio­
nen stattfinden. In vielen sicher mit 
Treckern.

Der Aufruf kommt eher spät: Die 
Öffnung der Erzeugerpreis-Betriebs­
mittelkosten-Schere auf jetzt 28 Punk­
te (1970: 17, 1974: 19 Punkte) auf Ba­
sis 1970 zuungunsten der Bauern hat 
sich lange abgezeichnet. Nicht zuletzt, 
weil die Brüsseler EG-Richtpreiserhö­
hung vom Frühjahr um durchschnitt­
lich 5% nicht bei den Bauern „ange­
kommen“, sondern in der Großhan­
delsstufe geblieben ist. D.h., die Bau­
ern haben am Markt keine Preiserhö­
hungen durchsetzen können. Hinzu 
kommt die Erhöhung der Lebenshal­
tungskosten der Bauernhaushalte wie 
in den Haushalten der Lohnabhängi­
gen auch. Die Bundesregierung will 
nachsetzen, u.a. mit der Ablehnung 
der Erhöhung der (Mehrwertsteuer)- 
Vorsteuerpauschale um 1%. Im Früh­
jahr war Matthöfers Begründung: Kein 
Geld da wegen „Türkeihilfe“, jetzt 
nach dem Putsch „allgemeine Spar­
maßnahmen“. Allein im Wirtschafts­

Segen des Bundesverfassungsgerichts 
- 17 zu einem Verfahren verbunden 
zugelassen, da diese alle relevanten 
Klagegründe der anderen enthielten, 
um zu einer raschen Entscheidung zu 
kommen.

Eine Verbandsklage (anerkannter (!) 
Verbände) dagegen müßte nicht mehr 
auf die Rechtsverletzung einzelner ab­
stellen, sondern könnte die Gefähr­
dung „der Natur“ rügen. Sie würde 
die Verfahren auf wenige reduzieren. 
Vor allem aber würde sie dem starken 
„grünen“ Element in der Bewegung ei­
ne Spielwiese einrichten, auf der nach 
großartig celebriertem Wissenschaft­
lerstreit der eine oder andere Filter, 
Lärmschutz etc. abgetrotzt werden 
kann, während die dem solcherart defi­
nierten „Gemeinwohl“ nicht huldigen­
den Kräfte dem durch Verbandsklage- 
Entscheidung gezähmten „Fort­
schritt“ zu opfern sind.

Strauß sieht darüber die „Unregier­
barkeit des Staates“ (Regierungserklä­
rung) heraufdämmern. Ob er nicht 
sieht, daß erst auf die Moral gezielt 
werden soll, bevor der Knüppel fliegt?

jahr 78/79 haben die Bauern nach Be­
rechnungen des Bauernverbandes 
0,9% zuviel MWSt an den Staat ge­
zahlt, insgesamt 500 Mio. DM; für ei­
nen 30 ha-Betrieb mit 40 Kühen sind 
das ca. 2100 DM jährlich an zusätzli­
cher Besteuerung.

Aus den Erfahrungen der Kampf­
maßnahmen 1967/70/71 heraus gab es 
eine starke Meinung der Bauern in 
Schleswig-Holstein, die sagte, daß die |

Demonstration November 1970 in 
Hamburg.

zentrale Großkundgebung des DBV im 
Frühjahr 80 in Dortmund nur ein Auf­
takt sein könne. So hat die Ortsver­
trauensleuteversammlung des Bezirks­
verbandes Schleswig im Mai einstim­
mig einen Beschluß für Treckerdemon­
strationen gefaßt. Das konnte im Lan­
desvorstand nicht durchgesetzt wer­
den. Heraus kam die zentrale landes­
weite Kundgebung in Eutin (ohne 
Trecker) mit Heereman. Jetzt finden 
in Schleswig-Holstein Bezirksbauem- 
versammlungen statt, oft mit 250 Teil­
nehmern. Probleme gibt es in der Fest­
legung der Forderungen, insbesondere 
der Nützlichkeit der 10%-Richtpreis- 
EG-Forderung, und der Formen der 
Demonstration, ob mit oder ohne 
Trecker. Die demonstrieren wollen, 
sind überwiegend dafür, den Trecker 
mitzunehmen. Heereman hat schon 
sagen müssen, daß „Sorge dafür getra­
gen werden muß, daß die 10% sich 
auch auf die Erzeugerpreise 
auswirken“. Bis jetzt ist nur geklärt, 
daß der DBV-Vorstand „Ende Januar 
eine Argumentationsmappe an die 
Kreisverbände ausliefern wird und zur 
Demonstration ein Flugblatt“.

Auf den Versammlungen und Bera­
tungen von Bauern im kleineren Kreis 
werden u.a. folgende Vorschläge ge­
macht: Milchlieferboykott an die Mei­
erei, Schlachtviehlieferboykott an die 
Schlachtereien, zugleich die Grenze 
blockieren, um auch zu verhindern, 
daß Importe hereinkommen. Das länd­
liche Handwerk soll mitdemonstrieren, 
auch der Landhandel und die Meierei­
fahrzeuge. An den Staat wird die For­
derung gerichtet, die Zinsen zu senken, 
da jetzt die schlechte Liquidität voll 
auf die Einkommen durchschlägt. Es 
werden Steuerboykottmaßnahmen er­
wogen, insbesondere wegen Nichtan­
hebung der Mehrwertsteuerpauschale.

Febr. 71: Die deutsch-dänische Grenze 
ist dicht.



Wohnungsnot

Wohnraumpolitik des Westberliner Senats: 
Gezielte Verknappung mietgünstiger Wohnungen
Westberlin.Betrachtet man den Hin­
tergrund, vor dem sich die Zuspitzung 
der Wohnungsmisere in Westberlin ab­
spielt, so läßt sich belegen: Nicht „die 
Bauwirtschaft ist allein für den besorg­
niserregenden Preisauftrieb (auf dem 
Wohnungsmarkt) verantwortlich“, 
wie Bürgermeister Stobbe gern glauben 
machen will, sondern eine systemati­
sche und politisch gewollte Verknap­
pung des Angebots an mietgünstigen 
Wohnungen. Seit 1976 wurde die Bau­
kostenbewilligung für den Sozialen 
Wohnungsbau radikal gekürzt. Von 
1977 auf 78 sank die Zahl der fertigge- 
stellten Sozialwohnungen um zwei 
Drittel. 85% des gesamten Wohnungs­
neubaus entfallen auf den Sozialen 
Wohnungsbau.

Zeitgleich mit der Drosselung des 
Wohnungsneubaus startete der Senat 
die „Modernisierung“ der Altbausub­
stanz. 1978 machten 570000 Altbau­
wohnungen noch 55% des gesamten 
Wohnungsbestandes in Westberlin 
aus. Durch die Mietpreisbindung fin­
den im Altbau vorwiegend untere Ein­
kommensschichten bezahlbare Woh­
nungen, die allerdings zum größten 
Teil in äußerst schlechtem Zustand 
sind. Dies ist der Ausgangspunkt für 
den Senatsplan, der folgendes vorsieht: 
100000 Altbauwohnungen sollen blei­
ben, wie sie sind, 170000 sollen abge­
rissen und 300000 mit einem Kapital­
aufwand von rund zehn Mrd. DM sa­
niert werden. Das voranschreitende 
Abrißprogramm bedeutet Umzug für 
jeden dritten Altbaumieter. „Kahl­
schlagsanierung“ und die Verwand­
lung von Miet- in Eigentumswohnun­
gen treiben das krasse Mißverhältnis 
von Angebot und Nachfrage bei miet­
günstigen Wohnungen auf die Spitze.

Ein Schwerpunkt des im Dezember 
1980 vom Senat beschlossenen Landes­
modernisierungsprogramms, in dessen 
Rahmen 97 500 Wohnungen mit einem 
staatlichen Zuschuß von durchschnitt­
lich 90000 DM saniert werden sollen, 
sieht die Umwandlung von Miet- in Ei­
gentumswohnungen vor, „wenn leere 
förderungsfähige Wohngebäude vor­
handen sind“. Das beschleunigt die 
„Entmietung“ mit allen Mitteln, ins­
besondere durch Spekulanten, die in­
zwischen groß eingestiegen sind. Rund 
7000 Wohnungen stehen derart „ent- 
mietet“ zur Zeit leer und warten auf 
die Sanierungsspritze. Über die „Sa­
nierung“ ihrer Besitzer spricht man in 
fachkundigen Kreisen nur hinter vor­
gehaltener Hand. Rasant emporschnel­
lende Preise für Altbaugrundstücke

mit Steigerungsraten von 20-30% in 
einem Jahr deuten die überdurch­
schnittlichen Profiterwartungen an.

Mit der rückwirkend zum 1. Januar 
1977 beschlossenen Erweiterung des 
Abschreibungsparagraphen 7b auf ei­
gengenutzte Altbauten und der Grund­
erwerbssteuerbefreiung hat die Bun­
desregierung gezielt'die Möglichkeit er­
öffnet, daß bei enormer Kreditver­

Wohnung 1: 1 Zi, Kü, Innentoil., Ofenh., 30 qm, 3,20 DM/qm 1979
Wohnung 2: 2 Zi, Kü, Bad, Sammelh., Sozialer Wohnungsbaus, 60 qm, 4,70 
DM/qm 1978
Wohnung 3: 3 Zi, Kü, Bad, Sammelh., Altbau, 90 qm, 5,00 DM/qm 1979

Die Kosten für die Kaltmiete sind berechnet nach den Angaben des Senators für 
Bau- und Wohnungswesen in Westberlin. Die Kosten für Gas, Strom, Heizung 
nach einer Berechnung des Deutschen Instituts für Urbanistik: 52% der Kaltmie­
te (1979). Die tatsächliche Warmmiete für die Wohnung 1 liegt u.E. um einiges 
höher, durch Beheizung mit Gasherd und Radiatoren. Die Wohnungsstichprobe 
des Senats von Berlin September 78 zeigt, daß 80% der Mieter Westberlins 25% 
ihres Nettoeinkommens für die Kaltmiete aufwenden müssen.

schuldung ein Teil der besser verdie­
nenden Facharbeiter und Angestellten 
eine umgewandelte Mietwohnung er­
werben kann. So wird der Keil zwi­
schen die getrieben, die künftig mit 
staatlicher Unterstützung „Eigentum 
bilden“, und jene, die aus preiswerten 
Mietwohnungen verdrängt immer grö­
ßere Teile des Lohnes für die Miete 
hinlegen müssen.



Niedersachsen
SPD-Gesetzentwurf zur
Ausführung des § 218

Am 14.11.80 hat die SPD-Fraktion im 
Niedersächsischen Landtag einen Ge­
setzentwurf zur Ausführung der §§ 218 
und 219 StGB vorgelegt. Das Gesetz 
regelt die Beratung, die Anerkennung 
der Beratungsstellen sowie der Einrich­
tungen zur Durchführung von 
Schwangerschaftsabbrüchen. Über 
den Gesetzentwurf wird noch in den 
Ausschüssen beraten. In Niedersach­
sen wird bislang in diesen Fragen nach 
Runderlassen verfahren.

In drei Punkten unterscheidet sich 
der SPD-Entwurf von den Runderlas­
sen. 1. Die Verpflichtung zur besonde­
ren Fortbildung. In § 7 ist festgelegt, 
daß die Mitarbeiter der Beratungsstel­
len: „ihre Kenntnisse über die zur Ver­
fügung stehenden öffentlichen und pri­
vaten Hilfen für Schwangere, Mütter 
und Kinder den Entwicklungen auf 
diesem Gebiet anzupassen und zu die­
sem Zweck regelmäßig, mindestens 
einmal jährlich, an dafür geeigneten 
Fortbildungsveranstaltungen teilzu­
nehmen (haben).“

2. Der ambulante Schwangerschafts­
abbruch soll aus Kostenersparnis 
möglich sein. Dazu heißt es im Land­
tagsprotokoll: „Es könnte unserer 
Meinung nach eine wirksame Kosten­
minderung eintreten, wenn dem Wun­
sche vieler Frauen, aus familiären 
Gründen einen ambulanten Abbruch 
durchführen zu lassen, entsprochen 
würde - immer vorausgesetzt, daß der 
Zeitpunkt des Abbruchs früh genug 
liegt.“ (Lewandowsky, SPD).

3. In § 14 des Gesetzentwurfs heißt 
es: „In Krankenhäusern des Landes, 
die über eine gynäkologische Abteilung 
verfügen, ist ein angemessener Betten­
anteil für Schwangerschaftsabbrüche 
bereitzustellen.“

Besonders über die beiden letzten 
Punkte wird es Streit geben. Denn 
nicht alle Krankenhäuser sind bereit, 
Schwangerschaftsabbrüche aufgrund 
der Notlagenindikation durchzufüh­
ren. Das zur Universitätsklinik gehö­
rende Oststadtkrankenhaus in Hanno­
ver ist z.B. nicht bereit, die Notlagen­
indikation anzuerkennen. Nach Aussa­
ge von Pro Familia lehnen in Nieder­
sachsen die katholischen Krankenhäu­
ser in der Regel prinzipiell den 
Schwangerschaftsabbruch ab. Die ka­
tholische Kirche hat gerade im letzten 
Jahr ihre Propaganda „Abtreibung ist 
Mord“ verstärkt. So empfehlen auch 
die katholischen Beratungsstellen, ent­
weder das Kind auszutragen oder es 
zur Adoption freizugeben. Das wird 

auch ein Grund mehr sein, diese erst 
gar nicht aufzusuchen, sondern nach 
Holland, Bremen oder Hamburg zu 
fahren. In Niedersachsen gibt es 1978 
neben den Gesundheits- und Jugend­
ämtern je 16 Beratungsstellen der evan­
gelischen und der katholischen Kirche, 
4 Beratungsstellen von Pro Familia, 3 
der Arbeiterwohlfahrt und 6 sonstige.

Gemeldete Schwangerschaftsabbrüche
Nds. Bremen Bund

1977 7581 900 54309
1978 8507 1447 73548
Veränd. +12,2% + 60,8% + 35,4%
1979 8911 4230 82788
Veränd. + 4,7% +192% +12,5%

Abbrüche nach Indikationen Bund 
Indikationen % aller Abbrüche

1977 1978 1979
medizinische ... .. 29,0 22,9 20,8
psychische........ .. 7,7 5,0 3,4
eugenische........ .. 4,3 3,7 3,8
ethische............ .. 0,1 0,1 0,1
Notlage............ .. 57,7 67,0 70,6
unbekannt........ 1,1 1,3 1,1

Die Zahlen entsprechen nicht den 
tatsächlichen Schwangerschaftsabbrü­
chen. Die Sachverständigenkommis­
sion der Bundesregierung ist in ihrer 
Untersuchung zu dem Ergebnis ge­
kommen, „daß die tatsächliche Zahl 
der in der BRD und im Ausland durch­
geführten Schwangerschaftsabbrüche 
für die Jahre 1977 und 1978 annähernd 
gleichbleibend zwischen 135000 und 
143000 gelegen haben dürfte“.

Schulen
Ganzes Kollegium 
versetzt

Seit 1975 versuchte die Hessische 
Schulaufsicht, den Abitursdurch­
schnitt am „Abendgymnasium für Be­
rufstätige der Stadt Frankfurt“ zu sen­
ken. Trotz massivem Einsatz hochbe­
zahlter Schulaufsichtsbeamter gelang 
dies erst nach einem mißlungenen 
sechsmonatigen Streik zunächst mit 
dem Abitur 1978, in dem der bislang 
erreichte 1,8-Durchschnitt auf 2,8 ge­
senkt wurde. Die Bürgerlichen nutzten 
die Niederlage der Schüler, entstanden 
durch mangelnde Verbindung mit an­
deren Instituten - die damaligen For­
derungen bezogen sich nur auf das AG 
Frankfurt, nicht auf das Notensystem 
und die Schulunterdrückung in ganz 
Hessen; ein „Landtagsausschuß zur 
Untersuchung der Notengebung am 
AG Ffm“ wurde begründet, dessen 
Aufgabe die Untersuchung der 

Schwachstellen der bürgerlichen Schul­
verfassung war. Die untersuchenden 
Abgeordneten kamen bereits in der 
zweiten Sitzung auf den Punkt: Land­
tagsabgeordneter der CDU und Ex- 
Schulleiter Lauterbach: „Es mag ja 
sein, daß alle Noten Vorkommen, es 
fragt sich, in welcher Verteilung ... “, 
worauf die von Kultusminister Kroll­
mann eingesetzte AG-Schulleiterin und 
Ex-SPD-Abgeordnete Vorbeck ergänz­
te, es sei „interessant, ... welche No­
ten bei welchem Kollegen 
vorkommen“. Vorbeck hat in den 
zwei Jahren ihrer Amtszeit für die 
Durchsetzung der verordneten Noten­
senkung einiges getan. Sie führte sich 
zunächst mit einem politischen Veröf­
fentlichungsverbot, Kontrollen der 
Schüleranwesenheit und Einziehung 
der Notenbücher der Lehrer zwecks 
Weitergabe an die Schulaufsicht ein. 
Höhepunkt ihrer bisherigen Tätigkeit 
war der formelle Vorsitz bei dem direkt 
von der Schulaufsicht durchgeführten 
Abitur im Dezember 1980. Die Mehr­
heit der Prüfer in diesem Abitur be­
stand entweder aus Dezernenten der 
erst 1978 durch die SPD/FDP-Landes- 
regierung auf Gemeindeebene gegrün­
deten „Unteren Schulaufsichtsbehör­
de“, dem Staatlichen Schulamt, oder 
von ihr eigens angeheuerten Bütteln 
aus dem Lehrerkorps Hessen.

In Zusammenhang mit dem Probe­
feld Abendgymnasium Ffm hat Kul­
tusminister Krollmann zunächst das 
„Ordnungsrecht“ so abgeändert, daß 
die Schulaufsicht gegen den Einspruch 
des Schulkollegiums einen Schüler von 
der Schule weisen kann, sofern der 
„Bildungsauftrag“ der Schule gefähr­
det ist, praktisch also immer dann, 
wenn das Kollegium nicht spurt. Die 
Eingriffsmöglichkeiten für die Schul­
aufsicht in Prüfungen wurde erwei­
tert, um die am AG gehandhabte Pra­
xis abzusichern. Die Begründungs­
pflicht der Lehrer gegenüber den Schü­
lern, die Noten betreffend, wurde 
1980 abgeschafft. Am 15.12.80 ist auf 
Grundlage eines speziellen Erlasses von 
Krollmann das gesamte Kollegium des 
AG Ffm mit Ausnahme der Schulleite­



rin Vorbeck versetzt worden. Damit 
werden der Schulaufsicht auch die Per­
sonalvertretungsrechte zum Fraß vor­
geworfen. Zwar hat Krollmann er­
klärt, er begehe mit der Auflösung der 
Dienststelle Abendgymnasium - not­
wendig geworden durch „nicht koope­
rationsbereite Personalräte“- - recht­
lich „Neuland“, zunächst sieht das Be­
amtenrecht bei Strafe der Kündigung 
jedoch die Ausführung der Verset­
zungsverfügung durch die dagegen kla­
genden Lehrer vor. Auch der Personal­
rat ist gegen seinen Einspruch „rechts­
widrig“ versetzt. Begründung der Ver­
setzung ist, daß „einzelne Lehrer Be­
stimmungen der Reifeprüfungsord­
nung verletzt und den Wert des Abi­
turs ... herabgesetzt haben“. Nach­
dem er mit einzelnen Disziplinarver­
fahren gegen Lehrer bei Personalräten 
und GEW und damit auch nicht bei 
den Verwaltungsgerichten durchkam, 
löst er nun die ganze Dienststelle wegen 
Widerspenstigkeit auf.

Berufsschulen
Kapitalisten sollen 
Unterbringungen zahlen

Seit Jahren ist die baden-württember­
gische Landesregierung bestrebt, das 
Schulwesen zu zentralisieren. Mit Er­
richtung von Berufsschulzentren ab 
Anfang der 70 er Jahre ist ein gewalti­
ger Schritt vorwärts gelungen. Gab es 
1965 noch 762 Berufsschulen (Pflicht­
schulen für Auszubildende), so 1978 
gerade noch 380, etwas weniger als die 
Hälfte. Die Schülerzahl pro Schule ist 
im gleichen Zeitraum von durch­
schnittlich 371,5 Schülern auf 697,1 ge­
stiegen. Verschwunden sind dadurch 
die kleineren Berufsschulen, vor allem 
in den ländlichen Gebieten.

An der Entwicklung des Berufs­
schulwesens in Freiburg (Südbaden) 
wird das gut sichtbar. Die Zahl aller in 
Freiburg unterrichteten Berufsschüler 
stieg von 1968 mit 7141 Schüler auf 
11183 Schüler 1979. Der prozentuale 
Anteil der Schüler, die direkt aus Frei­
burg kommen, sank in dieser Zeit von 
40,5% auf 29,1%, wobei Freiburg aber 
sein Einzugsgebiet durch Eingemein­
dungen noch vergrößert hatte. 70,1% 
der Schüler stammen nicht mehr aus 
Freiburg. 38,7% weder aus Freiburg 
noch dem angrenzenden Bezirk Breis­
gau-Hochschwarzwald, in dem An­
fahrtszeiten über eine Stunde schon 
keine Seltenheit sind.

Zentralisierung der Schulen und um­
fassende Einführung des Blockunter­
richts ermöglichen der Landesregie­
rung bessere Kontrolle und Senkung 
ihrer Kosten. Für die Schüler heißt das 
vor allem erst einmal Mehrkosten - 
Anfahrt, Verpflegung, Unterbringung.

Nach der offiziellen Statistik der Stadt 
Freiburg übernachteten 12% oder 832 
der gewerblichen Berufsschüler in Hei­
men, erfaßt sind hierbei allerdings nur 
Schüler, die in Landesfach-, 
Landesbezirks- und Bezirksklassen 
sind und in den offiziellen Lehrlings­
heimen übernachten. Dort ist der Ta­
gessatz 27 DM, wovon das Oberschul­
amt 12,50 DM zahlt, den Rest von 
14,50 muß erst mal der Lehrling vor­
strecken. Bei 6 Wochen Blockunter­
richt und 5 Übernachtungen die Wo­
che (abzüglich 2 Tage Wochenend­
heimfahrt) muß er also 435 DM zah­
len. In den Berufsausbildungsverträ­
gen der Industrie und Handelskammer 
Südlicher Oberrhein ist die „Wiederer­
stattung der Kosten wie folgt geregelt“ 
§5-3.......... ist eine auswärtige Unter­
bringung erforderlich, so können dem 
Auszubildenden anteilig Kosten für 
Verpflegung in dem Umfang in Rech­
nung gestellt werden, in dem dieser Ko-

Kundgebung der DGB-Jugend Heidel­
berg Mai 1980, Grundsteinlegung für 
eine Berufsschülerkantine.

sten einspart. Die Anrechnung ... 
darf 75% der vereinbarten Bruttover­
gütung nicht übersteigen.“ Die 435 
DM passen da voll in den Rahmen.

Auf einer Podiumsdiskussion der 
SMV, Gewerbeschule IV Freiburg, im 
Juni 1980 beschlossen ca. 80 Schüler 
(bei 3 Enthaltungen) u.a. folgende 
Forderung: ,,.. .Volle Übernahme der 
Unterbringungskosten für die auswär­
tigen Blockschüler durch Betriebe oder 
Schulträger und bessere Unterbrin­
gung.“

Lehrerprüfung NR W
Mit 4,01 bereits 
durchgefallen

Der Kultusminister in Nordrhein- 
Westfalen hat den Entwurf einer neu­
en Lehrerprüfungsordnung für die 
Hochschulen des Landes herausge­
bracht. Darin sind wesentlich höhere 
Prüfungsanforderungen vorgesehen: 
sämtliche Prüfungen sollen zukünftig 
in einem Jahr statt wie bisher zwei Jah­
ren abgelegt werden; die Anzahl der 
Prüfungen wird durch zwei zusätzliche 

Klausuren erhöht; für das Lehramt in 
der Primarstufe beispielsweise sollen in 
sechs Semestern Regelstudienzeit drei 
Fächer und Erziehungswissenschaften 
studiert werden, wobei Deutsch und 
Mathematik vorgeschrieben sind; für 
Leistungsnachweise über die erfolgrei­
che Teilnahme an Lehrveranstaltungen 
wird eine zusätzliche schriftliche Lei­
stung verlangt. Weiter sieht der Ent­
wurf des KuMi eine stärkere Regle­
mentierung der Studieninhalte vor: die 
Möglichkeit, Prüfer und Prüfungsin­
halte selbst zu bestimmen, soll beseitigt 
werden; in der Prüfung geht es ums 
Abfragen von „Grundlagenwissen“, 
das die Studenten entsprechend im 
Laufe des Studiums einpauken müs­
sen. Selbständiges wissenschaftliches 
Arbeiten und die kritische Bewältigung 
von Lehrinhalten soll damit von vorn­
herein verhindert werden. Schließlich 
soll die Konkurrenz unter den Lehrer­
studenten erhöht und die Auslese per­
fektioniert werden: Gruppenprüfun­
gen und Gruppenarbeiten werden ver­
boten; die einzelnen Prüfungsleistun­
gen werden zu einer Endzensur zusam­
mengefaßt, die auf zwei Stellen hinter 
dem Komma berechnet wird - mit 
4,01 ist man bereits durchgefallen.

Die Ausrichtung der Lehrerausbil­
dung hat das Kultusministerium bereits 
im Juli 1980 durch eine per Rechtsver­
ordnung erlassene neue Ausbildungs­
und Prüfungsordnung für Referendare 
eingeleitet. Hier wurde eine „weitere 
schriftliche Arbeit“ in der Prüfung 
eingeführt und wurden zusätzliche 
Fremdprüfer eingesetzt; auch die Be­
rechnung der Endzensur auf zwei Stel­
len hinter dem Komma — mit 4,01 als 
durchgefallen - wurde festgelegt. 
Weiteren Druck auf die Referendare 
übt die Landesregierung aus, indem sie 
Referendare jetzt nicht zum 1. Fe­
bruar, sondern erst zum l.Juli 1981 
einstellt. 3000 Referendare werden da­
mit für ein halbes Jahr arbeitslos. Da 
sie darüber erst im Dezember Bescheid 
bekamen, mußten sie ihre Arbeitsplät­
ze bereits kündigen und stehen nun oh­
ne Sozialversicherung da. Die GEW 
hat diese Maßnahme der Landesregie­
rung scharf verurteilt.

Gegen die Lehrerprüfungsordnung 
demonstrierten am 16.12. 1000 Biele­
felder Studenten im Rahmen eines ein­
tägigen Warnstreiks. Neben der Rück­
nahme des Entwurfs der Lehrerprü­
fungsordnung forderten dazu in einem 
gemeinsamen Aufruf u.a. der AStA, 
die Bezirkschülervertretung und die 
GEW die Einstellung aller Lehrer bei 
gleichzeitiger Arbeitszeitverkürzung. 
Jetzt bereitet der AStA die Urabstim­
mung für Streik am 21./22.1. vor. Am 
21.1. soll ein landesweiter Aktionstag 
stattfinden. Die Landesastenkonferenz 
diskutiert den Vorschlag einer landes­
weiten Demonstration.



Landeshaushalt Hamburg
Stellenstop — Schon jetzt hohe Arbeitsbelastung, 
z.B. im Krankenhaus und Bezirksamt
Mitte Dezember wurde vom Hambur­
ger Finanzsenator Nölling ein Entwurf 
über Sparmaßnahmen für den Ham­
burger öffentlichen Dienst für 1981 
vorgeschlagen. Vorgesehen ist, daß
— bis Ende März dieses Jahres nur 
20% der Kassenmittel ausgegeben wer­
den. Zugleich sollen 5% aller Sach- 
und Fachausgaben für einen unbefri­
steten Zeitraum gesperrt werden,
- alle am 1.1.1981 freien Stellen und 
im ersten Quartal 1981 frei werdenden 
Stellen bis Ende März nicht wieder be­
setzt werden sollen. Die im Etat 1981 
neu bewilligten 700 Stellen sollen bis 
30.6. dieses Jahres ebenfalls unbesetzt 
.bleiben.

Als Ziel wurde die Reduzierung der 
Sach- und Fachausgaben für das Haus­
haltsjahr 1981 um etwa 5%, das sind 
150 Mio. DM, benannt. „Auslösendes 
Moment für den Sparerlaß waren die 
Ergebnisse einer Konferenz von Steu­
erexperten des Bundes, der Länder und 
der Bundesbank, die am 12.12.80 in 
Bonn über die zu erwartenden Steuer­
mindereinnahmen als Folge des Kon­
junkturrückganges und über die drasti­
sche Einschränkung der Bundeszu­
schüsse für die sogenannten Gemein­
schaftsaufgaben beraten haben. Die 
Schätzung der für Hamburg netto im 
Haushalt zu Buch schlagenden Ein­
nahmeverluste in Höhe von mehr als 
450 Mio. DM bestätigte der Finanzse­
nator ...“ („Die Welt“, 15.12.80).

Die neuen Pläne des Senats treffen 
in den staatlichen Krankenhäusern 

»Hamburgs auf eine Lage, in der die Ar­
beitsbelastung des Personals unerträg­
liche Ausmaße angenommen hat: in 
weniger Betten müssen in kürzerer Zeit 
bei gleichbleibendem oder gar redu­
ziertem Personalstand mehr Patienten 
intensiver untersucht, behandelt, ge­
pflegt und überhaupt versorgt werden. 
Im Allgemeinen Krankenhaus Barm­
bek, einem der großen staatlichen 
Krankenhäuser Hamburgs, sah das 
von 1974 bis 1978 z.B. so aus: Planbet­
ten -5,7%; Patienten-Neuaufnahme 
stationär/ambulant +10,9% bzw. 
+18,5%; Verweildauer in Tagen 
-16,4%; Krankenpflegepersonal (ohne 
Funktionsdienst) -9,4%; klinisches 
Hauspersonal -14,4%; Überstunden 
der Ärzte (1977-78) +26,3%; Labor­
leistungen + 36,5%; Spiegelungen in­
nerer Organe +192,6%; große Opera­
tionen + 20,1%; Bäder und Kranken­
gymnastik + 34%; Wäscheverbrauch 
pro Tag +20,7%. Teile des Pflegeper­
sonals, vor allem jüngere Kollegen, 
wollen wegen zu großer Arbeitsbela­

stung einen anaeren ßerut erlernen 
oder sind mit häufigem Arbeitsplatz­
wechsel auf der Suche nach besseren 
Arbeitsbedingungen. Daß es jedoch in 
den anderen staatlichen Krankenhäu­
sern Hamburgs nicht besser aussieht 
und außer dem Pflegepersonal noch 
andere Beschäftigte unter dem Drück 
der Rationalisierungsmaßnahmen des 
Senats stehen, ist in mehreren Kam­
pagnen der ÖTV enthüllt worden. Im 
Rahmen der letzten Aktionswoche zur 
Personalsituation in den Hamburger 
Krankenhäusern im November 80 stell­
te die ÖTV fest: „Nicht nur Ärzte und 
Pfiegekräfte arbeiten rund um die Uhr; 

dies müssen auch die Beschäftigten im 
Telefondienst, an den Pforten, in Kes­
selhäusern und anderswo. Viele leisten 
viel zu viele Überstunden, zusätzliche 
Nachtdienste, Bereitschaftsdienste und 
Rufbereitschaften. Aber auch in der 
Verwaltung der Krankenhäuser und in 
den technischen Bereichen werden 
häufig unzumutbare Leistungen abver­
langt.“ Zur Verbesserung der Arbeits­
bedingungen von Krankenhausbe­
schäftigten hat die ÖTV-Hamburg den 
Senat aufgefordert, mehr Planstellen 
zu schaffen und zu besetzen.

In der ÖTV werden Stimmen laut, 
die mehr staatliche Mittel für die Kran- 



Im September 1974 beschließt der 
Hamburger Senat: „Mit sofortiger 
Wirkung werden gesperrt: Alle freien 
Stellen; ... ein Ausgleich des entste­
henden Arbeitsausfalls durch Über­
stunden, Erteilung von Nebenbe­
schäftigung oder in anderer Weise 
darf nicht gewährt werden.“ Am 
28./30.1.75 folgt der Sparbeschluß 
für den Haushalt 75: 4% des Perso­
nalhaushalts, der auf fast 49% des 
Gesamthaushalts gestiegen ist, sollen 
eingespart werden — bis 1978 1,6 
Mrd. DM; bis 1976 insgesamt 2977 
Stellen, davon 889 im Schulbereich, 
603 bei der Behörde für Inneres (Ra­
tionalisierungsmaßnahmen in den 
Bezirksämtern) und 509 in der Ge­
sundheitsbehörde (Krankenhäuser). 
Zum 1.8.75 sind die ersten 172 Volks­
und Realschullehrer arbeitslos; ein 
halbes Jahr später werden von 331 
Lehrerbewerbern nur 41 auf ganze 
Planstellen eingestellt. An den Schu­
len wirken sich die Sparbeschlüsse in 
der Kürzung der Stundentafel, d.h. 
des zu erteilenden Unterrichts, in 
Klassenzusammenlegungen und 
Schulschließunge i sowie in der Strei­
chung der „kleben Lernmittelfrei­
heit“ aus. Das Ha :shaltsstrukturge- 
setz vom Dezember 75, das Schmidt 
von den Kapitalisten am Brahmsee 
direkt in die Feder diktiert worden 
war, setzt der Senat am 4.5.76 für 
Hamburg um, u.a. durch drastische 
Kürzung der A14-Stellen im Stellen­
kegel; zum 1.8.76 werden die ersten 
146 Lehrer mit Halbjahresverträgen 
im Rahmen der ABM (Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen) mit weniger 
als halber Stundenzahl eingestellt.

Damit lag der Schwerpunkt des 
Sparprogramms für den öffentlichen 
Dienst im Bildungsbereich. Hier ent­
wickelt sich auch am deutlichsten der 
Widerstand: Schon am 8.11.74 
kommt es zur ersten Demonstration 
„gegen die reaktionäre Jugend- und 
Bildungspolitik des Hamburger Se­

kenhäuser fordern und sich gegen eine 
Kostenabwälzung auf die Krankenkas­
sen und somit auf die versicherten Ar­
beiter und Angestellten wenden. Die 
staatlichen Steuereinnahmen müßten 
dann mehr zu Lasten der Arbeitgeber 
denn der Lohnabhängigen gehen, denn 
erstere seien schließlich für das An­
wachsen von Krankheiten durch I 
schlechte Arbeitsbedingungen verant- | 
wörtlich.

In der öffentlichen Verwaltung 
konnte der Senat die Einsparungen 
von 1975 nur durch Rationalisierungs­
maßnahmen, wie z.B. durch das Zu­
sammenlegen von Dienststellen (Stan­
des- und Ausgleichsämter), durch Ra­
tionalisierung des Arbeitsablaufes, der 
Einrichtung Zentraler Schreibdienste 
und dem vermehrten Einsatz techni­

Kämpfe gegen die Sparmaßnahmen 
des Senats in Hamburg 1975/76

nats' ‘, an der 3 000 Menschen teilneh­
men. Der KB-Nord erfaßt mit der 
unter dieser Parole gebildeten Ak­
tionseinheit große Teile der Jugend­
organisationen. Das Nebeneinander 
der politischen Organisationen in die­
ser Bewegung kann er aber nicht 
überwinden. Zunächst demonstriert 
die Aktionseinheit am 17.1.75 noch 
einmal mit' 2500 Teilnehmern, am 
19.2.75 die DGB-Jugend mit rund 
7000 Teilnehmern gegen die Spar­
maßnahmen des Senats. Im Mai und 
Juni werden Schulen in Steilshoop, 
Wandsbek, Eppendorf und Altona 
bestreikt; am 18.6.75 organisiert eine 
Elterninitiative aus über 50 Hambur­
ger Schulen eine Demonstration mit 
knapp 10000 Teilnehmern (siehe 
Bild): für Ausbildung soll keine 
Mark gespart werden, und Lehrer 
sind genügend da, um den Unterricht 
zu verbessern. Eine Schwäche der Be­
wegung zeigt sich darin, daß von Sei­
ten der Gewerkschaft nur die DGB- 
Jugend und die GEW die Aktionen 
direkt unterstützt haben. Die Forde­
rungen nach einer verbesserten Aus­

scher Hilfsmittel einschließlich EDV, 
durchsetzen.

Diese Maßnahmen führten vor allem 
in den publikumsintensivsten Dienst­
stellen, den Einwohner- und Sozialäm­
tern, auch zu Verschlechterungen für 
die Bevölkerung. Obwohl z.B. die Ein­
wohnerzahlen für die Einwohnerämter 
in Hamburg sanken, nahmen andere 
Aufgaben wie die Um-und Abmeldun­
gen, das Austeilen und Ändern von 
Lohnsteuer karten, die Anzahl der 
Wohngeldantragssteller und die Ver­
mittlung von kommunalem Wohn­
raum sowie das Festlegen von Sanie­
rungsgebieten ständig zu. So steigerte 
sich die Zahl der Wohngeldempfänger 
in Hamburg von 42151 Personen 1970 
mit 2,7 Mio. DM auf 68920 1979 mit 
79,1 Mio. DM Gesamtausgabe. Auch 

bildung konnten von der Gewerk­
schaftsjugend unmittelbar verbunden 
werden mit dem Kampf gegen die Ju­
gendarbeitslosigkeit.

Der Hamburger Senat hat sein 
Sparprogramm zwar durchgesetzt, 
aber an einzelnen Punkten mußte er 
zurückstecken. Bürgermeister Klose 
hat Angst vor den arbeitslosen Leh­
rern „auf der Straße“ („Hamburger 
Abendblatt“, 31.12.75): ... „denn 
das Potential an Unruhe, das ich da­
mit auf der Straße habe, das kann ich 
überhaupt nicht aushalten.“ Die 
Lehrer konnten die volle Rückverset­
zung der VR-Kollegen an den Gym­
nasien verhindern, die 2/3-Verträge 
mußten 1978 endgültig zurückge­
nommen werden, 1977 verhinderte 
die Urabstimmung über einen Warn­
streik die geplanten Besoldungsmaß­
nahmen für Hamburg. Gerade weil 
die Bewegung gegen die Sparmaß­
nahmen des Hamburger Senats bis 
heute nicht niedergedrückt ist, ändert 
der Senat jetzt für den nächsten An­
lauf die Taktik und sucht nach Spal­
tungsmöglichkeiten .

in den Sozialämtern konnte eine Stei­
gerung der Sozialhilfeempfänger von 
39884 Personen 1970 auf 69771 Perso­
nen 1978 festgestellt werden. Neben 
Kenntnissen des Bundessozialhilfege­
setzes wird von den Beschäftigten jetzt 
auch verlangt, Auszüge aus anderen 
Gesetzen wie der Reichsversicherungs­
ordnung, dem Arbeitsförderungs-und 
dem Wohngeldgesetz zu wissen. In der 
Beratungszeit können die Beschäftig­
ten höchstens das Notwendigste klä­
ren. Wartezeiten von zwei bis drei 
Stunden sind häufig. Gleich zwei Ziele 
wurden mit der Auflösung von Einzel­
schreibkraftstellen zur Zusammenfas­
sung im Zentralen Schreibdienst er­
reicht: eine Steigerung der Intensität 
bei Schreibarbeiten und auch bei den 
Sachbearbeitern in den Dienststellen.



Stich wort Rationalisierung im ÖD

Der Hamburger Senat hat seine Entscheidung über das neue 
Sparprogramm mit Stellenstopp um 14 Tage verschoben. Die 
Fachbehörden sollen prüfen, der Senat will differenziert zuschla­
gen. - Die Finanzbehörde hat schon Anträge auf Ausnahmege­
nehmigungen im Umfang von 130 Mio. DM vorgelegt. Eine erste 
Ausnahme mußte Finanzsenator Nölling bereits zugestehen: Die 
Schulbehörde kann 216 freiwerdende Lehrerstellen wieder beset­
zen. Es fehlen trotzdem Lehrer, sodaß die seit August 1980 fest­
gelegte Stundenkürzung bei den Klassen 7-10 der Gymnasien, 
Gesamtschulen und Vollzeitklassen der beruflichen Schulen be­
stehen bleibt^ und in den Klassen 8-10 der Haupt- und Real­
schulen 1 Wochenstunde gestrichen werden muß. - 1975/76 gab 
es große Kämpfe gegen die Sparmaßnahmen des Hamburger Se­
nats.

Die Bundesregierung be­
schließt am 10.9.1975 eine 
„Vorlage über Sparmaßnah­
men, Steuererhöhungen und 
Maßnahmen zur Verbesserung 
der Haushaltsstruktur“, insbe­
sondere:

- Einsparungen im öffentli­
chen Dienst (vor allem Hinaus­
schieben von vorgezogenen Al­
tersgrenzen, Streichung der 
Regelbeförderung, Kürzungen 
bei den Ortszuschlägen)
- Änderung des Arbeitsförde­
rungsgesetzes (vor allem Erhö­
hung des Beitragssatzes um 
1%, Einschränkungen bei der 
Umschulung und Erweiterung 
der Zumutbarkeit bei der Stel­
lenvermittlung)
- Änderung des Kranken­
hausfinanzierungsgesetzes
- Änderung des BAFöG (vor 
allem Erhöhung des Darle­
hensanteiles)
- Erhöhung der Mehrwert­
steuer von 11 auf 13%, Erhö­
hung der Tabaksteuer um 18% 
und der Branntweinsteuer um 
20%.

Aus dem Jahres Wirtschaftsgut­
achten 1975/76:
,,213. Der konjunkturpolitisch 
erwünschte überproportionale 
Anstieg der öffentlichen Inve­
stitionsausgaben ist ausgeblie­
ben ... Dabei wurde die 
Chance für eine Ausweitung 
der Investitionsausgaben An­
fang des Jahres 1975 durch die 
Tarifabschlüsse im öffentli­
chen Dienst begünstigt, die 
sich diesmal mit 6% in einem 
wesentlich engeren Rahmen 
hielten als 1974. Darüber hin­
aus war der Staat zunehinend 
bemüht, die Expansion der 
Personalausgaben durch Stel­
leneinsparungen einzudäm­
men. Es wurden zum teil recht 
drastische Maßnahmen ergrif­
fen; ...
339. Die Eindämmung des 
Personalaufwandes ist zwar 
immer gefordert worden, aber 
erst die wachsenden Finanzie­
rungsschwierigkeiten haben 
ernstzunehmende Maßnahmen 
in dieser Richtung erzwungen 
... allerdings nur ein erster 
Schritt. Wenn sie lediglich zu 
einem vorübergehenden Auf­
stauen des Personalbedarfs 
und zu unerwünschten Lei­
stungsausfällen führten, wäre 
auf Dauer nichts gewonnen.

cc

Durchschnittlicher Kranken 
stand im ÖD Hamburg

71/72 5464 6,8%
72/73 5362 6,7%
73/74 5484 6,7%
74/75 5446 6,6%
75/76 5147 6,2%
76/77 5475 6,7%
77/78 5467 7,0%
78/79 5743 7,1%
79/80 5933 7,2%

Ständig steigender Personalbe­
darf für mehr bürokratische 
Bevormundung, Kontrolle und 
Unterdrückung; durch die 
Sparbeschlüsse per Rationali­
sierung unterbrochen. Der An­
teil der Teilzeitbeschäftigten 
stieg von 14,3% im Jahr 1970 
auf 18,3% im Jahr 1979.

Der Krankenstand von Beam­
ten, Angestellten und Arbei­
tern weist auf erhebliche Un­
terschiede in der Intensität der 
Arbeit hin. Zuletzt veröffent­
lichte Zahlen vom Jahres­
durchschnitt 75/76: Beamte 
4,8%, Angestellte 6% und Ar­
beiter 8,4%.

Senatsbericht über Durchführung der Sparbeschlüsse vom Ja­
nuar 1975: . Den Behörden und Ämtern wurde auferlegt, die
Einsparungen bei den Personalausgaben durch Herabsetzung der 
im Personalhaushalt veranschlagten Mittel für Dienstbezüge zu 
erbringen. Grundsätzlich sollen 4% der im Personalhaushalt der 
Behörden veranschlagten Dienstbezüge - Basis 1975 - einge­
spart werden. Mit Rücksicht auf die politischen Prioritäten und 
die unterschiedlichen Realisierungsmöglichkeiten wurde im Spar­
programm vom 28./30. Januar 1975 dieser Prozentsatz bei eini­
gen Behörden und Ämtern über- oder unterschritten ...“

Beamte Angestellte Arbeiter gesamt
Politische Führung und zentrale Verwaltung 

-254/-4,l% -310/-5,4% -78/-9,2% -642/-5,l%
Steuer- und Finanzverwaltung

+ 56/ + l,5% -32/-l,6% +10/4-8,1% +34/ + 5,7%
Öffentliche Sicherheit und Ordnung

-234/-2,3 -135/-5,7% -66/-ll% -435/-3,3%
darunter Polizei

-275/-3,4% -43/-4,2% -61/-13,5% -379/-3,9%
Schulen einschließlich Unterrichtsverwaltung

2866/ + 24,3% +659/ + 20,8% -450/-ll,9% 3075/+16,4%
darunter Grund-, Haupt-, Real- und Sonderschulen 

-3/-0,0% -+195/4-11,7% -454/-12,4% -262/-2,2%
Hochschulen einschl. Fachhochschulen

+ 308/ +16,3% -432/-6,9% -118/-7,8% -242/-2,5%
Krankenanstalten ohne Hochschulkliniken

-10/-8,4% -736/-7,0% -598/-9,9% -1071/-7,7%
Energie- und Wasserwirtsch., Gewerbe, Dienstleistungen

-5/-3,3% -49/-ll,4% -5/-3,9% -59/-8,2%

2: A2 (DM 1480); 3: A3, BAT X (1563); 4: A4, BAT IXb, CI/II 
(1592); 5: A5, BAT IXa, B/BI (1634); 6: A6, BAT VIII, Kr.I, A 
(1699); 7: A7, BAT VII, Kr.II, AI/II (1792); 8: A8, BAT Vla/b, 
Kr.III, AHI/IIIa (1860); 9: A9, BAT Vc, Kr.IV/V, AIV (2046); 
10: A10, BAT Va/b, Kr.VI/VII (2208); 11: All, BAT IVa/b, 
Kr.VIII/IX (2472); 12: A12, BAT Ilb/III, Kr.X (2653); 13: A13, 
BAT Ila, Kr.XI (2997); 14: A14, BAT Ib, Kr.XII (3094); 15: 
A15, BAT la (3408); 16: A16, BAT I (3726); 1: Bl-10 (5322 - 
11768).
A und B: Beamtenbesoldung; BAT: Angestelltengehälter; Kr.: 
Krankenpflegegehälter; A, B, C: Arbeiterlöhne. Die DM-Beträge 
sind jeweils Grundgehälter inclusive Ortszuschlag in der Dienstal­
tersstufe 2 (23. Lebensjahr); die Gleichsetzung der Lohngruppen 
ist nur ungefähr; auch der weitere Anstieg nach Dienstalter ist un­
terschiedlich; Verheirateten- und Kindergeldzuschläge sind nicht 
berücksichtigt. - Das Schaubild zeigt deutliche Veränderungen 
in der Stellenstruktur: von A7 nach A8 und A9 (ohne Schieben 
und Drücken kann das nicht gegangen sein). Die weitere Auf­
splitterung des mittleren Bereichs (A7-A9) erhöht die Spaltung 
unter den Beschäftigten. Deutlich ist z.B. auch der Abbau der 
A14-Stellen, der direkt auf das Haushaltsstrukturgesetz (1975) 
zurückgeht. Die Strukturveränderungen werden in den einzelnen 
Behörden noch einmal unterschiedlich sein,



Internationale Nachrichten

Zimbabwe: Presse in 
afrikanischem Besitz

Die Regierung Zimbabwes hat 
dem südafrikanischen Presse­
konzern Argus 45% der Antei­
le an der Zimbabwe Newspa­
per Ltd., die die fünf größten 
Zeitungen des Landes heraus­
gibt, abgekauft. Über Argus, 
das im November während ei­
nes Streiks sämtliche Redak­
teure der einzigen von Afrika­
nern gelesenen Tageszeitung 
Johannesburgs entlassen hat, 
kontrollierte das südafrikani­
sche Kolonialregime bislang 
auch die Presse Zimbabwes. 
Künftig werden die fünf Zei­
tungen mit afrikanischen Re­
dakteuren vom Mass Media 
Trust herausgegeben, der 1980 
mit nigerianischer Hilfe ge­
gründet worden ist und eine 
Presseagentur aufbaut.

Gewerkschaftsführer 
in Azania „gebannt“

Am 29.12. hat die Stadtverwal­
tung von Pretoria den Journa­
listen Sisulu, Präsident der 
schwarzen J ournalistenge- 
werkschaft und ANC-Mit- 
glied, für drei Jahre 
,,gebannt“. Er steht damit un­
ter Hausarrest, darf seinen Be­
ruf nicht mehr ausüben und an 
keinen Versammlungen teil­
nehmen. Zwei weitere Funk­
tionäre der neugegründeten 
Gewerkschaft, die nach acht 
Wochen Streik im Dezember

Israel: Regierung verliert Mehrheit

Durch das Ausscheiden der 
Splitterpartei des bisherigen 
Finanzministers aus der Koali­
tion hat die Regierung Begin 
ihre parlamentarische Mehr­

EG: Thorn der 
Mann Bonns

Mit dem Amtsantritt von Ga­
ston Thorn (Luxemburg) als 
Präsident der EG-Kommission 
kann die BRD-Bourgeoisie auf 
bessere Vertretung ihrer euro­
päischen Expansionsbestre­
bungen in der EG rechnen. 
Thorn, früher Ministerpräsi­
dent von Luxemburg und als 
Präsident der Liberalen Inter­
nationale mit engen Beziehun­
gen zur FDP, wurde von der 
Bundesregierung für das Amt 
ins Gespräch gebracht. Lu­
xemburg ist als Drehscheibe 
für die internationalen Ge­
schäfte der BRD-Großbanken 
wirtschaftlich und politisch 
eng an die BRD gebunden. -

die Anerkennung durch den 
Argus-Pressekonzern er­
kämpfte, wurden ebenfalls 
,,gebannt“. Seit 1950 hat das 
Rassistenregime 1 370 Schwar­
ze mit dieser Unterdrückupgs- 
maßnahme belegt.

Australien: Streik gegen
Shell-Raffinerie

700 Arbeiter der Clyde-Raffi­
nerie des Shell-Konzerns im 
australischen Bundesstaat New 
South Wales traten Mitte De­
zember in Streik. Sie prote­
stierten damit gegen die An­
stellung von 250 südkoreani­

heit verloren und wird Neu­
wahlen ausschreiben müssen. 
Die Regierungskrise ist Folge 
der Wirtschaftskrise und der 
Zersetzung der zionistischen 
Siedlergesellschaft in Klassen. 
Unmittelbarer Anlaß war ein 
Streit über Gehaltserhöhungen 
für Lehrer. Um den völligen 
Zusammenbruch der nur mit 
laufenden US-Zuschüssen in 
Gang gehaltenen Kolonialöko­
nomie aufzuhalten, hatte Fi- l 
nanzminister Hurwitz u.a. den 
schönen Grundsatz aufgestellt, 
keinerlei Tarifverträge im Öf­
fentlichen Dienst mehr abzu­
schließen. Das ließ sich nicht 
halten. Die Regierung mußte 
der Aufnahme von Verhand­
lungen zustimmen, Hurwitz 
trat zurück. Der Mann hatte 
zu Beginn seiner Amtszeit die 
Subventionen auf die Preise

Die EG-Kommission, ausfüh­
rendes Organ der Konferenz 
der Regierungschefs der EG-

Länder, soll in einem halben 
Jahr einen Plan zur Reform 
des EG-Haushalts und -Agrar- 

schen Leiharbeitern zu Löhnen 
und Arbeitsbedingungen, die 
weit unter Gewerkschaftstarif 
liegen. Drei große australische 
Gewerkschaften (Metallarbei­
ter, Lokomotivführer, Feuer­
wehrleute) unterstützten die 
Aktionen. Nach Angaben der 
Metallarbeitergewerkschaft 
hat der Shell-Konzern 34 Leih­
firmen engagiert, darunter ver­
schiedene südkoreanische Fir­
men, um die Anstellung zu Ge­
werkschaftstarifen zu umge­
hen. Abgeordnete der australi­
schen Labour-Partei haben ge­
fordert, daß die Steuerbehörde 
die ,,illegalen Praktiken“ der 
Leihfirmen untersuchen soll.

von Grundnahrungsmitteln 
aufgehoben und sich damit ge­
rade bei den ärmeren, aus Län­
dern der Dritten Welt stam­
menden Juden verhaßt ge­
macht, die der Likud-Koali- 
tion 1977 zur Stimmenmehr­
heit verhülfen hatten. Jetzt 
wird allgemein mit einem 
Wahlsieg der sozialdemokrati­
schen Arbeiterpartei gerech­
net, die den Siedlerstaat bis 
1977 regiert hat. Der Versuch, 
die wachsenden Klassenwider­
sprüche mit besonders for­
scher Expansionsideologie zu 
übertünchen, ist fehlgeschla­
gen. Die PLO kämpft für ein 
demokratisches Palästina, in 
dem Moslems, Christen und 
Juden Zusammenleben. Von 
einzelnen Episoden abgesehen, 
haben sich die in Israel unter­
drückten jüdischen Massen 
bisher dem Befreiungskampf 
nicht angeschlossen. Aber die 
Bedingungen dafür verbessern 
sich.

markts vorlegen. Von Thorn 
erwarten die EG-Imperialisten 
eine Beschleunigung des Bau­
ernlegens; fehlende Initiative 
dazu wird seinem britischen 
Vorgänger Jenkins angekrei­
det. Außerdem soll Thorn mit 
der nötigen Härte die EG-Bei­
trittsbedingungen für Portugal 
und Spanien diktieren. Neben 
Thorn amtiert Haferkamp 
(BRD) weiter als einer der Vi­
zepräsidenten der EG-Kom­
mission. Die BRD-Bourgeois 
haben sich den nötigen Einfluß 
gesichert, auch wenn der neue 
EG-Kommissar Narjes (CDU) 
nur mit dem Ressort Verbrau­
cherfragen abgefunden wurde, 
statt - wie gewünscht - das 
wichtige Energieressort zu be­
kommen.

GB: Gewerkschaften 
gegen Überstunden

Der Generalrat des britischen 
Gewerkschaftsbundes TUC 
berät über eine geplante Kam­
pagne für die gesetzliche Be­
schränkung der Überstunden­
arbeit. Im neuesten Bericht 
über den Fortschritt der TUC- 
Kampagne für Arbeitszeitver­
kürzung - veröffentlicht am 
29.12. - heißt es nämlich, er­
folgreichen Arbeitszeitverkür­
zungen ständen die weiterhin 
hohen Überstunden gegen­
über. „Die Zahl der Überstun­
den nimmt zwar nicht zu, aber 
auch nicht ab.“ Das Ziel der 
79 begonnenen Kampagne für 
die Arbeitszeitverkürzung ist 
die 35-Stunden-Woche. Den 
bislang größten Fortschritt er­
zielten die Gewerkschaften 
1979, als sie gegen die Metall­
kapitalisten eine Senkung der 
Normalarbeitswoche auf 39 
Stunden 1981 durchsetzten. 
Inzwischen sind für 5 Millio­
nen Arbeiter ähnliche Klauseln 
in den Tarifverträgen erreicht.

Der TUC nennt in seinem Be­
richt Beispiele: Ab Mitte dieses 
Jahres werden 50000 Mechani­
ker bei der Bahn 39 Std. arbei­
ten; 24000 Arbeiter von Uni­
versitäten haben bereits seit 
November 1980 die 39-Stun- 
den-Woche. Bei Philips Indu­
stries tritt die 39-Stunden-Wo- 
che für Arbeiter im November 
1981 in Kraft, die Angestellten 
arbeiten dann 37 Vi Std. an­
statt wie bisher 38. Aber trotz 
aller Erfolge ist nach Angaben 
des TUC die Durchschnittsar­
beitszeit in Großbritannien mit 
42,2 Std. wegen der hohen 
Überstunden immer noch die 
höchste in der EG.
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Indien:
Pachtsystem treibt die Bauern 
massen in Verschuldung
Zum Jahresbeginn hat die Gandhi-Re­
gierung ein neues Programm im Kon­
greß vorgelegt. Es soll offensichtlich 
zur Besänftigung der Opposition die­
nen, die sich immer mehr auf die Seite 
der Landarbeiter und Bauern stellt. 
Die Lage der indischen Landarbeiter 
und kleinen Bauern hat sich in den 
letzten Jahren rapide verschlechtert. 
Deshalb haben auch 15000 Bauern und 
Landarbeiter einen 365 km langen 
Marsch durch den Unionsstaat Maha- 
raschtra durchgeführt. Sie wurden am 
23.12. von Polizei- und Armee- 
Einheiten überfallen. Unter den Ver­
hafteten befanden sich auch die wich­
tigsten Führer der Oppositionsparteien 
gegen die Gandhi-Regierung. Die De­
monstration forderte höhere Erzeuger­
preise und wendete sich gegen die Su­
perprofite der Zwischenhändler.

Nach einer Untersuchung leben fast 
40% aller Haushalte, die Landbesitz 
haben, in ständiger Verschuldung. In 
Indien lebt die übergroße Mehrheit der 
Bevölkerung (70%) von der Landwirt­
schaft, und über 80% der 560 Mio. 
Einwohner leben auf dem Lande. Auf­
grund des Pachtsystems, das von den 
britischen Kolonialisten eingeführt 
wurde, sind die Bauern gezwungen, 
zum großen Teil den Einkauf wie auch 

Betriebsgröße der ges. 
ländl.Haush.

%-Anteil 
an Land

1. unter 5 acres Landbesitz ........ 27,8% 7,4%
2. 5 — 10 acres Landbesitz ........ 29,1% 20,5%
3. 10 — 20 acres Landbesitz.................... . .... 26,6% 30,6%
4. 20 — 30 acres Landbesitz 9,7% 19,0%

6,8% 22,0%

den Verkauf ihrer Waren über die 
Großgrundbesitzer abzuwickeln. Diese 
sind gleichzeitig die wichtigsten Kredit­
quellen der Bauern. 69,7% aller Kredi­
te kommen aus nichtinstitutionellen 
Quellen, d.h. von Großgrundbesit­
zern, Zwischenhändlern u.ä.

Die Landarbeiter sind zum größten 
Teil auf Taglohnarbeit angewiesen. Im 
Durchschnitt haben sie 3 Monate im 
Jahr Arbeit. Industriearbeiter und 
Landarbeiter verdienen am Tag ca. 5 
Rupies, 100% mehr wäre nötig, um 
minimale Existenzbedingungen für die 
Familie zu sichern. Z.B. kostete 1974 
ein Huhn bereits 10 Rupies.

Durch die Korruption innerhalb des 
Beamtenapparates ist es der Grundbe­
sitzerschicht auch .weitgehend gelun­
gen, Reformversuche zur Landneuver­
teilung zu umgehen. Die indischen 
Bundesstaaten haben beispielsweise 
unterschiedlich festgesetzte Größen für 
das Land, das ein einzelner besitzen 
darf. Im Bundesstaat Haryana z.B. 
7,25 ha für bewässertes Land und 21,8 
ha für nicht bewässertes Land. Doch 
die Ausnahmebestimmungen sind 
großzügig. So fallen neben Plantagen 
auch sogenannte „gut geführte Betrie­
be“, deren Aufteilung einen Produk­

tionsrückgang bringen würde, darun­
ter. Durch Scheinverkäufe und Um­
schreibungen auf die Verwandten und 
Familienmitglieder kann der Eigentü­
mer die Größe seines Betriebes unter 
die gesetzlich vorgeschriebenen 
Höchstgrenzen bringen. Es kommt 
hinzu, daß die für die Durchführung 
der Gesetze zuständigen Beamten in 
der Regel selbst der Grundbesitzer­
schicht entstammen.

Es ist den bisherigen indischen Re­
gierungen nicht gelungen, sich aus der 
Verschuldung gegenüber den imperiali­
stischen Ländern zu lösen. Insbesonde­
re die Sowjetunion hat über den Come­
con mit Getreidelieferungen ab 1966 
Indien an sich gebunden. 1966 mußte 
Indien nach Mißernten 10 Mio. Ton­
nen Getreide importieren, wobei die 
Importe in den folgenden Jahren redu­
ziert werden konnten (1970: 446000 
Tonnen). Nach den Mißernten von 
1972 versuchte die Regierung, den Ge­
treidehandel von sich aus zu überneh­
men, um Wucherpreise und das Hor­
ten des Getreides zu vermeiden. 1974 
scheiterte dieses Unterfangen am Wi­
derstand der Grundbesitzer und Groß­
bauern. Sie weigerten sich, die staatlich 
festgesetzten Preise zu zahlen. Das Ge­
treide wurde von ihnen gehortet und zu 
Höchstpreisen weiterverkauft. Die 
Verschuldung des Landes wuchs 1974 
auf 80 Mrd. Rupies.

Die Politik der Gandhi-Regierung 
dient in erster Linie den Interessen der 
Grundbesitzer- und Großbauern­
schicht bei gleichzeitiger Verstärkung 
der Abhängigkeit von der Sowjet­
union. Diese liefert an Indien Waffen 
im Wert von über 1,6 Mrd. US-Dollar. 
Gegen die Anerkennung des Heng Sam 
rin Regimes in Kampuchea haben sich 
die oppositionellen Politiker in Indien 
scharf gewandt, sodaß der Besuch Bre­
schnews im Dezember nicht den ge­
wünschten Erfolg hatte.

Afghanistan
Wachsender Widerstand 
in der Beamtenschaft

Die Rebellionen gegen das von den so­
wjetischen Invasoren eingesetzte Regi­
me Karmal haben zum Jahresende hin 
auch in der Hauptstadt Kabul zuge­
nommen. Erneut haben 100 Polizisten 
am 29.12.1980 gegen die willkürliche 
Verlängerung ihrer zweijährigen 
Dienstzeit protestiert und das Innenmi­
nisterium mit Steinwürfen angegriffen. 
Sie wurden von Feuerwehrleuten un­
terstützt. Am folgenden Tag wurden 
80 Polizisten unter Arrest gestellt. Der 
Polizeichef von Kabul wyrde verhaf­
tet, weil er die Demonstration nicht 
verhindert habe. Er ist nicht der einzige 
Beamte aus den höheren Rängen, der 



sich in bestimmten Fragen gegen das 
Regime stellt. Der Verteidigungsmini­
ster wurde niedergeschossen, weil er 
mehrere Fälle von Vergewaltigung und 
Ermordung afghanischer Frauen durch 
sowjetische Soldaten kritisierte.

In dieser Lage werden von Pakistan 
neue Bemühungen unternommen, zu 
Verhandlungen über eine politische 
Lösung mit dem Ziel des Abzugs der 
sowjetischen Truppen zu kommen. Pa­
kistan, das ebenso wie der Iran erhebli­
chen Belastungen durch die unaufhör­
lichen Flüchtlingsströme ausgesetzt ist, 
wünscht eine solche Zusammensetzung 
der Verhandlungsdelegation, die ihm 
die Anerkennung der Regierung Kar- 
mal erspart. Nach seiner Auffassung 
sollen Vertreter des Iran, Pakistans 
und der Demokratischen Volkspartei 
Afghanistans unter Leitung eines Ver­
treters von UNO-Generalsekretär 
Waldheim zusammentreten. Dies ent­
spräche den Beschlüssen der Konfe­
renz islamischer Staaten vom Januar 
und Mai 1980, die afghanische Regie­
rung nicht anzuerkennen vor Abzug

VR China
Preisstopp, Importdrosselung und 
Stärkung der Planwirtschaft
Einen generellen Preisstopp hat der 
chinesische Staatsrat im Dezember ver­
fügt, um die Inflation einzudämmen, 
die im Sommer mit 5,8% angegeben 
wurde, inzwischen aber eher bei 10% 
liegen dürften. Kontrolliert werden 
auch die Preise auf den freien Märk­
ten, wo die Bauern Produkte ihrer Pri­
vatparzellen und die Produktionsbri­
gaden und -gruppen die Überschüsse 
verkaufen, die ihnen nach Erfüllung 
des Staatsplanes bleiben. In den Städ­
ten sollen Kommissionen aus Werktäti­
gen und Rentnern die Preise auf den 

Außenhandel 1979 (Mio. $/fob)
Export Import i. <7o

Gesamt........ . 13755 14533
Japan ............ . 2793 3673 22,9
Hongkong... . 2985 378 11,6
USA.............. 324 1724 7,2
Kanada ........ 143 507 2,3
BRD.............. 464 1492 6,9
Frankreich .. 284 339 2,2
GB................ 255 453 2,5
UdSSR.......... 241 268 1,8
Osteuropa ... 1131 1264 8,4
3. Welt.......... . 6358 2473 31,2
Quelle: International Trade, Nat. Foreign Assess­
ment Center, Washington 1980 
Schaubilddaten: Stat. Zentralamt der VR China
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Seit der Revolution hat sich die Getreideversorgung der Bevölkerung ständig ver­
bessert. Nur beim großen Sprung (1958 -1960) sank unter den Anstrengungen im 
Investbau die Agrarproduktion. Die VR China importiert zusätzlich, u.a. aus 
den USA, noch Getreide - etwa 10 Mio. t 1979 bei einer Rekordernte von 322 
Mio. t -, weil z.B. Weizen knapp ist und um das Abgabensoll der Bauern nie­
drig zu halten.

der sowjetischen Truppen. Außer auf 
die Festlegungen dieser Konferenz be­
ruft sich Pakistan auf die Resolution 
der letzten UNO-Vollversammlung, 
die den Abzug der sowjetischen Trup­
pen forderte.

Zunächst schien sich Afghanistan 
auf eine Zuziehung der UN einzulas­
sen. Am 8.1.1981 dementierte die Re­
gierung jedoch derartige Äußerungen 
der afghanischen Erziehungsministerin 
bei einem Besuch in Indien. Die Regie­
rung erklärte, sie sei gegen eine „Inter­
vention der Vereinten Nationen“. Of­
fensichtlich möchte die sowjetische 
Führung gern verhindern, daß an den 
Verhandlungen eine Instanz beteiligt 
ist, die sie nicht einfach unter Druck 
setzen kann, wie sie das mit der irani­
schen und pakistanischen Regierung 
dauernd versucht. Vor allem will sie 
keine Truppen von anderer Seite in 
dem Land, das sie mit Gewalt unter 
Kontrolle zu bringen versucht. Afgha­
nistan besteht jetzt darauf, mit dem 
Iran und Pakistan direkt zu verhan­
deln.

Märkten und in den staatlichen Ver­
kaufsstellen überwachen.

In den letzten Jahren hat die VR 
China Maßnahmen ergriffen und mit 
neuen Wirtschaftsmethoden experi­
mentiert, um die sozialistische Moder­
nisierung von Landwirtschaft, Indu­
strie, Wissenschaft und Landesvertei­
digung zu beschleunigen. Der Preis­
stopp deutet darauf hin, daß dabei, 
insbesondere durch Einführung markt­
wirtschaftlicher Elemente in die sozia­
listische Planwirtschaft, Wirtschafts­
störungen aufgetreten sind.

Um das Leben der Landbevölkerung 
von 800 Mio. zu verbessern — 1977 
konnten 40% aller Produktionsbriga­
den weniger als 50 Yüan (67 DM) jähr­
lich an die Arbeitskräfte verteilen —, 
erhöhte der Staatsrat 1979 die 
Ankaufspreise für Agrarprodukte im 
Schnitt um 20% bei Preissenkungen 
für von den Bauern benötigte Indu­
striegüter. Finanziert wurde das z.T. 
aus dem Staatshaushalt, außerdem 
wurden die Verkaufspreise für Agrar­
produkte (Ausnahme: Grundnah­
rungsmittel) erhöht. Eine allgemeine 
Lohnerhöhung von 5 Yüan sollte Ein­
kommensverluste der Stadtbevölke­
rung ausgleichen. Wegen der Bedeu­
tung von Agrarprodukten als Indu­
strierohstoffen zogen diese Beschlüsse 
auch allgemeine Preiserhöhungen nach 
sich.

Seit 1979 haben tausende Staatsbe­
triebe schrittweise mehr Entschei­
dungsbefugnisse bekommen. Bei Plan­
erfüllung können sie einen Teil des Ge­
winns einbehalten und als Prämien an 
die Belegschaften ausschütten, nach 
Erfüllung der Produktionsquoten die 
Produkte — auch Maschinen — zu 
Marktpreisen verkaufen, bei Erfüllung 
der Planauflagen auch andere, profita­
blere Produkte herstellen, von den De­
viseneinnahmen aus Exporten einen 
Teil z.B. für Maschinenimporte einbe­
halten. Doch die offenbar übereilte 
Einführung dieser marktwirtschaftli­
chen Elemente, in deren Zentrum die 
Regulierung der Preise über den Markt 
steht, hat verschiedene negative Folgen 
gebracht: Preise werden willkürlich er­
höht angesichts der Knappheit an Kon­
sum- und Investgütem, die Planvorga­
ben nicht erfüllt und stattdessen profi­
tablere Produkte produziert, Betriebe 
tätigen Investitionen und Maschinen­
importe ohne Abstimmung mit dem 
Staatsplan. Verschiedentlich schließen1 
Betriebe untereinander Lieferverträge 
sogar in Devisen ab. Private Zwischen­
händler machen sich breit.

Inzwischen hat der Staatsrat einen 
Großteil dieser Entscheidungsbefug­
nisse wieder zentralisiert und neben 
dem Preisstopp auch strikte Devisen- 
und Kreditkontrollen verhängt. Das 
soll verhindern, daß das noch im Som­
mer auf 5,2 Mrd. $ bezifferte und in­
zwischen auf über 6,5 Mrd. $ ange­
wachsene Defizit im Staatshaushalt 
noch weiter wächst und daß nicht noch 
mehr importierte Maschinen eingela­
gert werden müssen (gegenwärtig 
schon im Wert von 2 Mrd. $). Nur 
noch Anlagen für die Leichtindustrie, 
das Verkehrswesen und den Energie­
sektor - Bereiche mit chronischen 
Engpässen - dürfen importiert wer­
den. Noch mindestens drei Jahre ver­
anschlagt der Staatsrat für die Konsoli­
dierung der chinesischen Volkswirt­
schaft.



Italien
Gewerkschaften gegen
Lohnsteuerplünderung

Anfang Dezember hat die italienische 
Regierung eine bereits zum Gesetzent­
wurf gediehene Lohnsteuerreform wie­
der abgeblasen und stattdessen u.a. die 
Mineralölsteuer erhöht. Viele Beleg­
schaften antworteten mit Streik. Bei ei­
nem Anstieg der Bruttolöhne um ca. 
21,2% (inflationsbereinigt 0,7%) ist 
das Lohnsteueraufkommen 1980 um 
ca. 46,5% gewachsen. Für 1981 rech­
net das Finanzministerium mit Mehr­
einnahmen von 2800 Mrd. Lire (6 
Mrd. DM), von denen durch die Re­
form 1750 Mrd. ausgefallen wären. 
Die Gewerkschaften halten an der For­
derung nach Senkung der Lohnsteuer 
um die inflationsbedingte Mehrbela­
stung fest.

Wie das Schaubild zeigt (für 1981 
wurden gewerkschaftliche Prognosen 
benutzt), wirkt die Nettolohnsenkung 
über die Steuerprogression rasend. In 
nur drei Jahren wird die Lohnsteuer­
last auf dem Durchschnittslohn für ei­
nen verheirateten Alleinverdiener mit 
zwei Kindern von 8,4 auf 12,6%, also 
um die Hälfte, gestiegen sein, obwohl 
die Gewerkschaften nach einem Gene­
ralstreik im Frühjahr 1980 eine Erhö­
hung der Freibeträge durchsetzen 
konnten. Die Freibeträge werden in 
Italien von der Steuerschuld - nicht, 
wie in der BRD, vom Einkommen - 
abgezogen, eine Erhöhung wirkt also 
wie eine Festgeldsteuersenkung und 
macht die Progression steiler.

Mit der geplanten Reform hatte die 
Regierung gleich mehrere Lumpereien 
verbinden wollen: 1. hätte sie die Pro­
gressionsschraube nicht einmal um 
acht Monate zurückgedreht. 2. wären 
durch die Architektur der Steuersätze 
und die erstmalige Einführung eines 
nach Einkommensklassen gestaffelten 
Freibetrags für nichtmitarbeitende 
Ehefrauen (in der gepunkteten Kurve 
an den „Stufen“ erkennbar) die höhe­
ren Einkommen stärker entlastet wor­
den als die Massen der Lohnabhängi­
gen, wo die Frau ohnehin meist arbei­
ten muß. 3. wären die neuen, ermäßig­
ten Sätze beim Steuerabzug erst im 2. 
Halbjahr praktisch angewandt und erst 
dann der seit Jahresbeginn überzahlte 
Betrag erstattet worden.

In Verhandlungen mit der Regierung 
haben die Gewerkschaften höhere 
Freibeträge - wie 1980 - und Durch­
führung der Steuersatzsenkung in die­
sem Jahr gefordert. Mehreinnahmen 
für den Wiederaufbau der Erdbeben­
gebiete sollten, wenn schon, durch eine 
Ergänzungsabgabe von 4 oder 5% auf 

alle Einkommens- und Vermögenssteu­
ern erzielt werden. Über die weiteren 
Forderungen wird diskutiert. Erhö­
hung der Freibeträge (z.B. regelmäßig 
um die als Festgeldbeträge gezahlten 
Inflationszuschläge) würde alle um 
den gleichen Betrag entlasten. Bei un­
verändert heftiger Progression würde 
die Lohnverteilung aber weiter von 
oben her zusammengedrängt, was den 
Kapitalisten erleichtert, die Angestell­
ten von den gewerkschaftlichen Lohn­
kämpfen abzuspalten. Um im Tarif­
kampf an einigermaßen einheitlichen 
Forderungen festhalten zu können, ha­
ben daher einige Gewerkschafter eine 
Abflachung der Progression vorge­
schlagen. Bei den wirklich hohen Ein­

kommen (Spitzensteuersatz derzeit 
72%) ist das Problem weniger, höhere 
Sätze festzulegen, als die nach gelten­
den Gesetzen geschuldeten Steuern tat­
sächlich beizutreiben.

Schweiz
Sondergesetze nach
BRD-Muster

Der Schweizer Nationalrat hat nach 
zweitägiger Debatte am 18. Dezember 
1980 verschiedene Änderungen des 
Strafgesetzbuches verabschiedet, die 
eine erhebliche Verschärfung des Straf­
rechts nach dem Muster der „Antiter­
rorgesetze“ der Bundesregierung von 
1976/77 bedeuten.

Neben der Anhebung der Strafvor­
schriften für verschiedene Artikel wur­
de der Straftatbestand „Aufforderung 
zur Gewalttätigkeit gegen Menschen 
oder Sachen“ ganz neu in das Strafge­
setzbuch aufgenommen (bisher nur 

„öffentliche Aufforderung zu Verbre­
chen“), das damit z.B. auch die öf­
fentliche Aufforderung zum Kleben 
von Plakaten unter eine Strafandro­
hung von bis zu drei Jahren Zuchthaus 
stellt. Neu ist auch der Artikel 260, 
der „Vorbereitungshandlungen“ zu 
schweren Straftaten mit bis zu fünf 
Jahren Zuchthaus oder mit Gefängnis 
bedroht. Bisher waren bloße Vorberei- 
Zungshandlungen straffrei. Mit dieser 
Vorschrift geht die Schweizer Bourge­
oisie noch über die Bemühungen ihrer 
nördlichen Nachbarn hinaus, die sol­
che Vorbereitungshandlungen (den 
Kauf einer Kerze z.B. „zwecks Brand­
stiftung“) nur unter die Knute des 
Strafrechts pressen können, wenn sich 
zumindest zwei zusammentun und da­
mit eine „kriminelle Vereinigung“ bil­
den.

Der Straftatbestand der Begünsti­
gung (= zur Flucht verhelfen oder 
sonstige Hilfe zur Strafvereitelung), 
der jetzt auch unter Strafe stellt, wenn 
der Begünstigte seine Straftat im Aus­
land begangen hat und in der Schweiz 
(wegen deren wohlgehütetem „Neutra­
litätsstatus“) weder verfolgt noch aus­
geliefert werden kann, wurde ebenfalls 
— „im Interesse besserer internationa­
ler Zusammenarbeit“ - verschärft.

Die während der Zeit des deutschen 
Faschismus von den Schweizer Behör­
den geübte, damals rechtswidrige Pra­
xis, Leute, die auf den Fahndungslisten 
der GeStaPo standen, an Deutschland 
auszuliefem, wäre damit zwar auch 
noch nicht Gesetz; zumindest soll aber 
derjenige, der in Zukunft solcherma­
ßen Gesuchte in der Schweiz versteckt, 
mit Zuchthaus rechnen dürfen.

Die Änderungen, die bereits 1976/77 
in Zusammenhang mit entsprechenden 
Beschlüssen des Deutschen Bundesta­
ges vorbereitet wurden, stießen von 
Anfang an auf Widerstand: Eine von 
der Expertenkommission des Departe­
ments für Inneres 77/78 ausgearbeitete 
Vorlage mußte vom Bundesrat (Regie­
rung) entschärft werden. Die Vorlage 
des Bundesrats enthielt alle oben dar­
gestellten Bestimmungen nicht; sie 
wurden erst jetzt wieder auf Antrag der 
bürgerlich-konservativen Fraktionen 
mit Unterstützung des Bundesrats Fur- 
gler wieder aufgenommen - lediglich 
die Sozialistische Partei hat, im Natio­
nalrat in der Opposition, das Gesetz 
mit der Begründung abgelehnt, daß es 
sich dabei um eine „Lex Züricher Kra­
walle“ handle. Verschiedene Organisa­
tionen, darunter auch Rechtsanwalts­
vereinigungen, haben gegen das Im 
krafttreten der Sondergesetze ein Refe­
rendum angekündigt. 50000 Unter­
schriften sind erforderlich, damit das 
Gesetz einer Volksabstimmung unter­
worfen werden muß.
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US-Geiseln
Das Spionagenest in der Teheraner Botschaft kommt 
die US-Imperialisten teuer zu stehen
Bei den Verhandlungen über die Frei­
lassung der US-Botschaftsangehörigen 
in Teheran schien es letzte Woche nur 
noch darum zu gehen, wie die Rück­
führung des iranischen Vermögens in 
den USA und bei US-Auslandsbanken 
garantiert wird. Iran hatte die Hinter­
legung einer Garantiesumme von 23 
Mrd. $ bei der algerischen Zentralbank 
gefordert und angeboten, seinerseits 

In der Botschaft gefundene Waffen und Dokumente werden vorgeführt.

als Sicherheit für US-Forderungen 2 
Mrd. $ zu hinterlegen. Die iranische 
Regierung ist auch zur Annahme ande­
rer Garantien bereit, wenn das vermit­
telnde Algerien sie für ausreichend 
hält. Könnte die Geiselfrage auf dieser 
Grundlage gelöst werden, hätte Iran - 
und mit ihm die Dritte Welt - einen 
bedeutenden Erfolg gegen die Super­
macht erzielt.

Die Bedingungen des iranischen Par­
laments für die Freilassung der Geiseln 
sind: 1. eine Erklärung, daß sich die 
USA von jetzt an nicht mehr im Iran 
einmischen würden; 2. Freigabe der 
eingefrorenen iranischen Guthaben; 3. 
Annullierung der US-Ansprüche gegen 
Iran, auf Grund derer US-Gerichte 
Milliarden gepfändet haben; 4. Rück­
gabe des Schahvermögens. Carter hat­

te die Bedingungen in zwei Noten ,,im 
Prinzip“ akzeptiert, um im einzelnen 
um ihre Erfüllung herumzukommen. 
In der Erklärung über Nichteinmi­
schung fehlten die entscheidenden 
Worte „von jetzt an“. Die iranischen 
Guthaben wurden niedriger beziffert, 
als sie — auch nach Angaben der US- 
Presse - sind. Für die Pfändungsbe­
schlüsse wurde nur eine vage „Rege­

lungsprozedur“ in Aussicht gestellt. 
Der Transfer von Schahvermögen in 
Drittländer sollte verboten, Iran im 
übrigen aber auf die Klage vor US-Ge- 
richten verwiesen werden.

Die Anmaßung der Supermacht, 
über die Freigabe des Guthabens eines 
OPEC-Landes nach Gutdünken, d.h. 
nach den Interessen der New Yorker 
Banken, zu entscheiden, wäre damit 
sanktioniert worden. Noch vor zwei 
Monaten hat David Rockefeiler von 
der Chase Manhattan Bank frech er­
klärt: „Wenn die Iraner meinen, sie 
würden alle Anlagen, die sie hier ha­
ben, sofort kriegen, werden sie ent­
täuscht werden.“ Außerdem: Von je­
her haben die USA die Anhänglichkeit 
ihrer Kompradoren dadurch „gefe­
stigt“, daß sie sich als gepanzerte Spar­
kasse für Leute wie den Schah oder So- 
moza betätigten. Ob diese Sparkasse 
vom US-Präsidenten oder vom US- 
Richterstand bewacht wird, läuft für 
die Völker der Dritten Welt, die das ge­
plünderte und beiseitegeschaffte Geld 
zurückhaben wollen, auf das gleiche 
hinaus.

Es sieht nun so aus, daß die USA 
auch in diesen Punkten nachgeben 
müssen. Die Alternative, eine neue mi­
litärische Aggression, könnte sich für 
die Supermacht leicht als Bumerang er­
weisen, und zwar nicht nur militärisch. 
Zudem hat Iran angekündigt, bei wei­
terem Verzug würden die Spione vor 
Gericht gestellt. Dabei würden Tatsa­
chen aufkommen, die die Verwendung 
von Botschaften als Subversionszen-j 
traten künftig erheblich erschweren

OPEC-Finanzanlagen im Ausland

1979 hatten alte OPEC-Länder zu­
sammengenommen rund 222 Mrd. $ 
im Ausland angelegt, davon die Hälf­
te, je etwa 55 Mrd. $, in den USA 
und Großbritannien. Von den Anla­
gen in Großbritannien entfielen wie­
derum 80% auf Dollar-Bankeinla­
gen, während in den USA je ein Vier­
tel des Vermögens in Aktien, Grund­
besitz und Staatspapieren bestand. 
Der größte Teil der „Petrodollars“ 
steht faktisch imperialistischen Kon­
zernen und Banken zur Verfügung, 
nur Kuweit hält schon mehr als die 
Hälfte seiner Auslandsmittel über ei­
gene Banken und Finanzinstitutio­
nen. Die Dollaraggression untergrub 

nicht nur die Kaufkraft der in Dollar 
berechneten Ölpreise, sondern ent­
wertete auch die Reservefonds. Über­
dies setzt die Anlage großer Mittel in 
den USA selbst die OPEC-Länder al­
lerlei Erpressungen und Übergriffen 
wie der „Einfrierung“ des iranischen 
Vermögens aus. 1980 sind daher weit 
mehr neue Mittel in London als in 
New York investiert worden.

In bevölkerungsarmen Ländern 
wie den Emiraten oder Libyen hat die 
Korrektur des Ölpreises zunächst zur 
Ansammlung großer Geldmittel ge­
führt. Die überall aufgestellten Indu­
strialisierungsprogramme können 
nicht auf einen Schlag durchgeführt 

werden, soll nicht imperialistischen 
Lieferanten das Geld in den Rachen 
geworfen werden. Nur rund 15% der 
Gesamtsumme entfalten auf „private 
Investoren“. Hier wird es sich meist 
um die persönliche Versicherung von 
Feudalen und Kompradoren gegen 
die Revolution ihrer Völker handeln. 
Das US-Vermögen des gestürzten 
Schah (mind. 10 Mrd. $) ist dafür ein 
Beispiel.

In rasch wachsendem Maß legen 
OPEC-Staaten ihre Geldmittel nicht 
mehr bei den Imperialisten an, son­
dern unterstützen durch Kredite zu 
günstigen Bedingungen den Aufbau 
der nationalen Wirtschaft in anderen 
Entwicklungsländern. 1978 wurde 
ein Drittel der Neuverschuldung ara­
bischer Länder in der Region aufge­
nommen.



würden. Die islamischen Studenten ha­
ben u.a. Dokumente über die Ausspio- 
nierung der Revolutionsgarden und 
Versuche, mit Falschgeld die iranische 
Währung zu unterhöhlen, veröffent­
licht. Vermutlich ist auch die direkte 
Beteiligung der US-Botschaft an kon­
terrevolutionären Putschvorbereitun­
gen hieb- und stichfest nachzuweisen.

Gegen solche Völkerrechtsverstöße 
haben die betroffenen Staaten das 
Recht auf Retorsion (völkerrechtlich 
erlaubte, aber unfreundliche Handlun­
gen, z.B. Abbruch der Beziehungen), 
Repressalien (sonst verbotene Hand­
lungen) und Selbsthilfe. In einem gän­
gigen Lehrbuch des Völkerrechts heißt

es dazu: „Das allgemeine Völkerge­
wohnheitsrecht gibt dem zu Repressa­
lien aktiv legitimierten ... die Befug­
nis, irgendwelche anderen Verpflich­
tungen (also auch den in der Diploma­
tenkonvention festgelegten Schutz von 
Botschaften vor Massenaktionen, d. 
Verf.) ... zum Zweck der Repressalie 
zeitweise nicht mehr zu erfüllen.“ Als 
^Repressalien verboten sind nur der 
Bruch humanitärer Übereinkommen, 
wie z.B. Mißhandlung von Kriegsge­
fangenen, und - gewaltsame Aktio­
nen, wie sie die US-Imperialisten im 
April unternommen haben.

Mit der Botschaftsbesetzung ist klar­
gestellt worden, daß kein Land unver­
schämte Verletzungen seiner Souverä­
nität hinter dem Botschaftsschild ein­
fach hinnehmen muß. Daher haben die
US-Imperialisten Iran in der Dritten 
Welt nicht diplomatisch isolieren kön­
nen. Wenn sie jetzt die iranischen Be­
dingungen tatsächlich erfüllen sollten 
und damit implizit anerkennen, daß 
die Subversion gegen andere Länder im 
Völkerrecht keine Stütze findet und
Iran im Recht war, haben sich die 
Kräfteverhältnisse in den internationa­
len Beziehungen ein Stück weit zugun­
sten der Völker verschoben. Was die is­
lamischen Studenten in der Teheraner 
Botschaft gefunden haben, zwingt 
schon jetzt die Supermächte zu größe­
rer Vorsicht.

Osttimor
Schwierige Kampfbedin­
gungen für Fretilin

Die internationalen Hilfsorganisatio­
nen, die seit letztem Jahr in Osttimor 
Hungerhilfe verteilt haben, werden 
vorraussichtlich ihre Hilfsoperationen 
dieses Jahr einstellen. Die indonesische 
Regierung hat dies angekündigt und 
damit begründet, daß „das Schlimmste 
vorbei sei“. Indonesien besetzte und 
annektierte Osttimor am 7. Dezember 
1975. Mit dieser Aggression, die von 
den meisten UNO-Mitgliedern verur­
teilt wurde, während sich die USA auf 
die Seite Indonesiens stellte, begann 
der Kampf der Fretilin gegen die indo­
nesischen Invasoren. Die Folgen der 
Invasion waren, daß Osttimors Bevöl­
kerung von 650 000 im Jahr 1975 auf 
550 000 bis 600 000 nach vorsichtigen 
Schätzungen gefallen ist. Mit der Indo- 
nesianisierungskampagne - indonesi­
sche Lehrer wurden ins Land gebracht 
- hat der Widerstand gegen die An­
nektion zugenommen. Hinzu kommt, 
daß korrupte Armeeoffiziere ihre Ta­
schen mit Geldern und Hilfsgütern ge­
füllt haben.
Die Fretilin, Osttimors Unabhängig­
keitsbewegung, konnte den Guerilla­
kampf gegen die indonesische Armee 
verstärken und vom Ostteil der Insel 
nach Westen bis in die Hauptstadt Dili 
ausdehnen. Die indonesische Armee 
versucht mit Terror gegen die Einwoh­
ner der Berggebiete, wo Fretilin ihre 
Basen hat, die Unabhängigkeitsbewe­
gung zu ersticken. Der indonesische 
Präsident Suharto hat jetzt bekanntge­
geben, daß der Verteidigungshaushalt 
1981/82 von 408 Mio. Dollar auf 800 
Mio. Dollar erhöht wird. Gegen die 
Absetzung der Nahrungsmittel- und 
Medikamentenhilfe fordern die Timo- 
resen, daß die ausländischen Hilfsor­
ganisationen dauernd in Osttimor blei­
ben sollten.

Eritrea
Äthiopische Offensive 
Friedensplan der EPLF

Ende Dezember haben die äthiopi­
schen Kolonialtruppen in Eritrea ihre 
alljährliche und jedesmal als ,,endgül­
tig“ angekündigte Winteroffensive ge­
gen die Befreiungsbewegungen einge­
leitet. Mehrere zehntausend Mann, un­
ter Führung sowjetischer Offiziere, 
sind zusammengezogen worden. Er­
neut richtet sich der Angriff von ver­
schiedenen Seiten gegen die Stadt Nak­
fa, in Norderitrea, den Hauptort des 
zentralen Stützpunktgebietes der Eri­

treischen Volksbefreiungsfront EPLF. 
Im letzten Jahr hatte die Befreiungsar­
mee kurz nach Beginn der Offensive 
die äthiopischen Truppen teils aufrei­
ben, teils bis in ihre Garnisonen in Zen­
traleritrea zurücktreiben können. Da­
mit schien - nach den strategischen 
Rückzügen 1978 und der anschließen­
den Konsolidierungsphase - ein Wen­
depunkt im Befreiungskrieg erreicht. 
Die Befreiungsbewegungen haben aber 
im Verlauf des letzten Jahres nicht zu 
strategischen Angriffen übergehen 
können.

Zum Teil liegt das an der andauern­
den massiven Einmischung der Sozial­
imperialisten, die Äthiopien in kaum 
fünf Jahren einen Schuldenberg von 6 
Mrd. $ aufgehalst hat. Die sowjeti­
schen Waffenlieferungen sind alle in 
harter Währung oder mit dem Haupt­
exportprodukt Äthiopiens, Kaffee, zu 
bezahlen. 1 200 Mann sowjetisches Mi­
litärpersonal stehen in Äthiopien und 
Eritrea. Auf der anderen Seite kam es 
zu heftigen Differenzen zwischen den 
beiden Befreiungsbewegungen EPLF 
und ELF, die teilweise zu bewaffneten 
Auseinandersetzungen führten. Einer 
der Gründe dafür war, daß die ELF ei­
ne ,,rasche Lösung“ auf eigene Faust 
durch Annäherung an die Sozialimpe­
rialisten anstrebte. Ende November 
konnte auf Vermittlung Sudans wenig­
stens ein Waffenstillstand vereinbart 
werden.

Eine politische Einigung ist damit 
noch längst nicht erreicht. So hat die 
ELF den Sieben-Punkte-Friedensplan, 
den die EPLF ebenfalls Ende Novem­
ber über die sudanesische Regierung 
dem äthiopischen Militärregime vorge­
schlagen hat, abgelehnt. Der Plan sieht 
einen Waffenstillstand unter Kontrolle 
einer beiden Seiten genehmen interna­
tionalen Organisation wie der UNO, 
der OAU oder der Arabischen Liga 
vor. Sodann soll eine Volksabstim­
mung entscheiden, ob Eritrea unab­
hängig wird, wieder (wie zwangsweise 
schon 1952-61) eine ,»Föderation“ 
mit Äthiopien bildet oder eine autono­
me Provinz im äthiopischen Staatsver­
band wird. Anschließende Wahlen sol­
len je nach Ausgang des Referendums 
zur Bildung einer Regierung oder nur 
zu demokratischen Lokalverwaltungen 
führen.

Äthiopien hat auf den Plan bisher 
nicht öffentlich reagiert. Mit Sicherheit 
drängen die Sozialimperialisten auf ei­
ne militärische ,,Lösung“, um ihre 
Flottenstützpunkte am Roten Meer, in 
Massawa und auf den Dahlak-Inseln, 
die beide auf eritreischem Boden lie­
gen, zu halten. Eine Niederlage der 
jetzt begonnenen äthiopischen Offen­
sive könnte für das äthiopische Militär­
regime ein Anstoß sein, sich von der 
drückenden sowjetischen Vormund­
schaft zu lösen und Verhandlungen 
aufzunehmen.
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Aus Kultur und Wissenschaft

Die blaue Lagune
Zum Träumen von „Freiheit“ — Robinson 
jetzt neu und gleich zu zweit
Wie Robinson in Defoes Ro­
man die Produktionsprobleme 
auf seiner Insel mit den Kennt­
nissen (und Vorurteilen) eines 
Durchschnittsengländers zur 
Not auch allein, mangels Ko­
operation freilich mit sehr nie­
driger Produktivkraft, bewäl­
tigt, ist interessant. Von der 
Robinsonade, die unter dem 
Titel „Die blaue Lagune“ jetzt 
in Westdeutschland anläuft, 
kann man das nicht sagen. In 
den USA sollen sich 10 Mio. 
den Film angeguckt haben. 
„Bravo“ hat die Handlung in 
einem „Film-Foto-Roman“ 
vorweg dargestellt.

Zwei schiffbrüchige Kinder 
(um spätere Komplikationen 
mit dem Inzesttabu zu vermei­
den, keine Geschwister), wer­
den auf eine Insel verschlagen. 
Zur Lösung aller praktischen 
Probleme der Produktion lie­
fert das Drehbuch einen 
Schiffskoch mit, der nach Ab­
schluß der Instruktion prompt 
ertrinkt. So können sich die 
beiden, einmal geschlechtsreif, 
ganz ihrer Zweisamkeit wid­
men. Sie kriegen denn auch ein 
Kind (ohne zu verstehen, wie 
es dazu gekommen ist). Be­
merkenswert, wie der Regis­
seur verstanden hat, farben­
frohe „Natürlichkeit“ (die 
Darsteller sind gewöhnlich al- 
lerhöchstens mit einem Len­
denschurz, sie außerdem mit 
langen Haaren bekleidet) mit 
der kitschigsten Verhimmelung 
bürgerlicher Rechts- und spe­
ziell Familienverhältnisse zu 
verbinden. So verspüren die 
beiden das Bedürfnis, ord­
nungsgemäß zu heiraten, sie 
dazu ausnahmsweise im langen 
Abendkleid. Zum Weihnachts­
fest gibts Perlen. Die Freude 
des Vaters des Jungen, der den 
Erben schließlich im trauten

Familienkreis wiederfindet, 
kann so ganz ungetrübt von al­
ler - eigentlich ja naheliegen­
den - „Verwilderung“ der 
Sitten bleiben.

Die Jugendzeitschrift
,, POP/Rocky‘ ‘ kennzeichnet 
das Strickmuster: „Woran je­
der schon einmal dachte, ein 
Leben auf einer einsamen In­
sel, ohne Zwang, Schule und 
Lehre wird in diesem Film 
wahr.“ Damit so richtig schön 
- nach Feierabend - ge­
träumt werden kann, hat der 
Regisseur, aus dem Travolta- 
Zweitfilm „Grease“ einschlä­
gig erfahren, keinen Aufwand 

gescheut. Unter 4000 Bewer­
bern für die männliche Haupt­
rolle wurde der schönste, je­
denfalls aber blondeste ausge-r 
sucht, unter 322 Fidschi-Inseln 
die mit der blauesten Lagune 
für die Dreharbeiten gewählt 
und, um einen künstlichen 
Wasserfall mit viel Beton und 
Wasserpumpe bereichert. Mit 
Robinsonaden haben bürgerli­
che Ideologen schon immer 
„beweisen“ wollen, daß sich 
„ganz natürlich“ alles so ent­
wickelt, wie es in der kapitali­
stischen Gesellschaft dann 
auch ist. Jetzt ist das Thema 
auch für Sex-Kitsch „ent­
deckt“.

Schöpfungsbericht 
des Dogonvolkes 

Während des zweiten Welt­
krieges zog sich der französi­
sche Ethnologe Marcel Griaule 
immer wieder zu den Dogon 
zurück, einem afrikanischen 
Volk von Bauern, das im Ge­
biet des Nigerbogens am läng­
sten Widerstand gegen das 
Eindringen der französischen 
Kolonialisten geleistet hatte. 
Nach Jahren wurde er in einem 
langen Vortrag über ihre My­
thologie belehrt, die er 1948 in 
möglichst unverfälschter und 
faßlicher Form niederlegte. 
Der Schöpfungsbericht, der 
den der Bibel an Kompliziert­
heit weit übertrifft, legt die 
Entwicklung der menschlichen 
Gesellschaft dar. Göttliche 
Wesen haben schlangemäßige 
Glieder, aber die Menschen er­
halten Gelenke, damit sie ar­
beiten ,können. Die Entwick­
lung der grundlegenden Tech-k 
niken, Weben, Spinnen, 
Ackerbau, Eisengewinnung
und Schmieden bringt Umbrü­
che in der Organisation des so­
zialen Lebens hervor und wälzt 
jedesmal die religiösen Vorstel­
lungen um. Verständlich wird, 
daß die rituellen Gebräuche 
und die Kunst Hilfen für die 
Menschen darstellen, ihre Ar­
beit zu ordnen und ihre Bezie­
hungen untereinander zu orga­
nisieren. Der Bericht ist ein 
Beispiel für die Traditionen, 
auf die die afrikanischen Völ­
ker sich bei ihrer Emanzipa­
tion von Naturgewalten und 
Unterdrückung durch den Ko­
lonialismus stützen können, 
obwohl die Neuauflage für 
deutsche Entwicklungshelfer 
und Händler gedacht ist. 
Marcel Griaule, Schwarze GenesisJ 
Suhrkamp TB 624, Baden-Baden 1980. 
8,00 DM

Die Räuber vom Liang 
Schan Moor

Die „Räuber vom Liang Schan 
Moor“, in dieser nach und 
nach mehrere hundert Köpfe 
zählenden Bande finden sich 
unter anderem zusammen: 
„Pantherschädel“, der ehema­
lige Waffenmeister der kaiser­
lichen Leibgarde, von seinem 
Vorgesetzten verbannt, damit 
dessen Sohn seiner Frau hab­
haft werden kann; gemeinsam 
haben der Dorfmagister Wuy- 
ung, genannt „Listenstern“, 
der Dorfschulze Pschao, die 
drei Fischer und Brüder Yüan, 
der Waldläufer „Rothaarteu­
fel“ und der Tao-Mönch 
„Wolkendrache“ den Geburts­
tagstribut ihres Präfekten an 
len Kanzler geraubt. Ihre Tä- 
erschaft kommt heraus, und 
nit ihrer Beute flüchten sie ins



Liang Schan Moor. Ihre recht­
zeitige Flucht verdanken sie 
dem Amtsschreiber Sung Kung 
Ming, wegen seiner Hilfsbe­
reitschaft gegenüber der Be­
völkerung auch „Regenspen­
der von Schan Tung“ genannt. 
Der Bewacher des überfallenen 
Transports, der kaiserliche Pa­
lastwächter Yan Tschi, geht 
übrigens auch gleich unter die 
Räuber. Wegen seiner Bezie­
hung zu den Räubern und Er- 
dolchung seiner Frau gerät der 
„Regenspender von Schan 
Tung“ selbst unter Verfolgung 
und wird später das eigentliche 
Oberhaupt der Bande. Alle 
Häuptlinge sind ehemalige, in 
Ungnade gefallene Amtsträ­
ger. Die Truppen, die gegen sie 
ausgesandt werden, schlagen 
sie mit List und gut durch­
dachten Taktiken.

Die Bande ist auch deshalb 
stark, weil sie Fachmänner der 
Verschiedensten Sorte verei­
nigt, z.B. den ehemaligen Fe­
stungskommandanten und 
meisterhaften Bogenschützen 
Hua Yung, den schnellsten Eil­
kurier „Geisterläufer“, „Greif- 
armaffee“, Meister der Näh­
kunst, den „Weißen Aal“, 
ehemaliger Fischmakler.

Weil sie nicht besiegt werden 
können, werden sie am Ende 
des Romans vom Kaiser be­
gnadigt und wieder in Amt 
und Würde gesetzt.

Der Roman spielt in China 
Anfang des 12. Jahrhunderts. 
Seine schlechte und nicht 
wahrheitsgetreue japanische 
Verfilmung läuft gerade im 
Fernsehen. Die „Räuber vom 
Liang Schan Moor“ kann man 
getrost zur klassischen Litera­
tur zählen, die Erzählung ist 
.spannend, witzig und beein­
druckt durch ihren Wortreich­
tum.

Heyne wärmt HJ-Lek- 
türe auf

Der Heyne-Verlag hat eine re­
lativ breit vorgesehene 
Neuauflage von Hans Domi­
nik, geb. 1872 in Zwickau, 
gest. 1945 in Berlin, angefan­
gen. Dominik war seinerzeit 
vielgelesener Jugendautor und 
Begründer der Science Fiction 
deutscher Zunge. Das techni­
sche Szenario seiner Geschich­
ten ist heute überholt, und nur 
eine matte Spannung entsteht 
aus dem Vergleich, wie man 
sich damals die technische Ent­
wicklung dachte und wie sie 
dann eintrat. Die politische 
Szenerie in Hans Dominiks 
Zukunftswelt ist fast immer 
dieselbe und der Roman „Die 
Spur des Dschingis Khan“ kei­
ne Ausnahme.

Zwei große Kräfte wirken da

auf der - durch moderne 
Kommunikationsmittel und 
schnelle Transportwege - 
klein gewordenen Welt. Das 
europäisch-amerikanische 
Abendland, dessen großer 
Machtblock in Europa ruht, 
stellt das Salz in der brodeln­
den Menschheitssuppe. Pfle­
ger der Wissenschaft und Hü­
ter der Kultur. Motor der 
Technik, Bewahrer der Zivili­
sation. Und: zivilisatorisch tä­
tig! Am meisten als deutscher 
Mensch, in dem wissenschaftli­
ches Genie mit tiefstem Gemüt 
und äußerst redlicher Ord­
nungsliebe sich verbindet. Die 
blühende europäisch-amerika­
nische Kultur würde unzwei­
felhaft den ganzen Erdball er­
greifen und die minder beseel­
ten farbigen Nationen minde­
stens auf die Stufe von Hilfsar­
beitern des abendländischen 
Genies emporheben. Vortreff­
liche Ansätze sind bereits ge­
macht; in Afrika blüht deut­
sches Kulturwerk und in Ostsi­
birien sind große agrarische 
Kolonien angelegt, technisch 
ermöglicht durch ein Pülver­
chen, das man aufs Gletscher­
eis des Himalaya schüttet, wo­
durch dies dann verdampft 
und auf die durstende Erde 
herniederregnet.

Alles wär wunderbar, hätte 
sich nicht in Asien die gelbe 
Rasse zusammengeballt, die 
neidisch aufs europäische Kul­
turwerk schielt und die Farbi­
gen in aller Welt aufhetzt, z.B. 
in den USA, um die weiße Ras­
se zurückzuwerfen, wo nicht 
gar zu vernichten. Da die Asia­
ten Erfindungen sich durch 
Spionage und schmutzige Um­
triebe angeeignet haben und 
zudem über unerschöpfliches 
Menschenmaterial despotisch 
verfügen, kann niemand gewiß 
sein, wies ausgeht. Bloß gut, 
daß deutsche Ingenieurskunst 
ein Kraut erfunden hat, das 
den Asiaten zu beißen gibt.

Ein zweites Pülverchen: ins 
Wasser gestreut, erzeugt es sub­
polare Kälte, und so erfrieren 
die Millionenhorden kläglich, 
und die Zivilisation hat ge­
siegt.

Homo futurus
Stammeskultur — alternative 
Lebensform oder Zuchthaus?
„Unsere Zukunft ruht in der Vergangenheit, die wir in uns tra­
gen.“ Mit dieser simplen Weisheit schließt eine Sendereihe des 
Bayerischen Rundfunks, die unter dem Titel „Homo futurus“ 
die „möglichen Wege unendlicher Entwicklung“ aufspüren will 
und bis Ende November ausgestrahlt worden ist. In der letzten 
Sendung spekuliert der Autor, ein Psychologe, über die Frage, 
wie der Mensch und die Kultur der Zukunft beschaffen sein müs­
sen, damit die Menschheit die prognostizierten welterschüttem- 
den Krisen überleben kann. Das Interessante ist seine Lösung: ein 
kollektivistisches Gesellschaftsmodell entsprechend den Stam- 
meskulturen der Jäger und Sammler, nur in moderner Form.

Zu Anfang malt der Autor ein düsteres Zukunftsszenario aus: 
Der zur Sicherung der Energieversorgung aufgebaute „Atom­
staat“ gefährdet das Leben seiner Bewohner. Der Dritte Welt­
krieg bricht aus, weil die Mächte aus dem Plutonium der Kern­
kraftwerke Atombomben herstellen oder weil womöglich die 
Computer in den Kommandozentralen der Supermächte versagen 
und die Atomraketen in Marsch setzen. Der „totale Überwa­
chungsstaat“, gegenüber dem das Dritte Reich eine „Wohltat“ 
gewesen ist, kontrolliert jede Regung seiner Bürger. Die Biotech­
nik eröffnet demnächst skrupellosen Elementen die Möglichkeit, 
neben Dubletten von Nobelpreisträgern auch „primitive Tier­
menschen (zu) züchten oder roboterhafte Sklavengeschöpfe“.

Über das technisch Machbare dieses Szenarios mag man strei­
ten. Doch es findet sich in den Spekulationen keine Spur des Ge­
dankens, daß der Klassenkampf darüber entscheidet, ob es zum 
Dritten Weltkrieg kommt oder ob die Imperialisten die Unter­
drückung der Arbeiterklasse und der Völker der dritten Welt ver­
schärfen können.

Denn der Autor sieht die Ursachen der „existenziellen Bedro­
hung“ der Menschheit in Fehlentwicklungen in der Menschheits­
geschichte. Die haben mit dem Übergang von den Stammeskultu- 
ren der Jäger und Sammler zu seßhaften Ackerbauern begonnen. 
Die damit einhergehende Entstehung des Patriarchats hat die 
„Menschen von der Natur getrennt“. Dabei hat sich das „Be­
wußtsein aus dem gesamten Körper in den Kopf, speziell ins Neu­
hirn verschoben ... losgelöst vom natürlichen weiblichen Füh­
len, hat der männliche Intellekt Geister heraufbeschworen, die 
uns alle zu vernichten drohen.“ Nur ein neuer Menschentyp, der 
„aktive Metaphysiker“, kann mit den Problemen der Zukunft 
fertigwerden. Er soll „die aktiv-zupackende Seite des Technokra­
ten wie die des spirituell-meditativen Intellektuellen in sich verei­
nigen ... Aber ich wünsche mir, daß diese Kopfmenschen er­
gänzt werden durch die Möglichkeiten, die der übrige Körper bie­
tet. Denn außer dem Kopf sind da ja auch noch das „Herz“, also 
der Gefühlsbereich, und die Geschlechtsorgane.“

Diese biologistische Geschichtsauffassung paßt zu den vulgär­
materialistischen Spekulationen über zukünftige Entwicklungen. 
Aber wie soll der beschriebene neue Menschentyp entstehen, wie 
soll er seine gesellschaftlichen Beziehungen gestalten? Für den 
Vulgärmaterialisten nichts einfacher als das: Die Rückkehr zur 
„Dorf- und Stammeskultur ... in entsprechend moderner 
Form“ ist nämlich biologisch angelegt, „weil diese Art der Exi­
stenz unser Fühlen und Erleben und unsere gesamten Bedürfnisse 
Über Hunderttausende von Jahren zutiefst geprägt hat. Die ein 
bis zwei Jahrhunderte industrieller Stadtzivilisation und auch die 
drei bis vier Jahrtausende städtischer Zivilisation überhaupt sind 
damit verglichen nur ein dünner Lack ... In Lebensgemeinschaf­
ten von 25-50 Mitgliedern könnten Grundbedürfnisse nach 
menschlicher Nähe, nach Kontakt, nach Zwiesprache, nach Wär­
me erfüllt werden ... könnte eine solche Gemeinschaft von 
25 - 50 Erwachsenen, die in einem großen Haus oder auch einem 
ganzen Häuserblock lebt, einige Arbeitslose eine Weile mittra­
gen. Sie könnte sich ... weitgehend medizinisch Selbstversorger 
könnte neue Formen des Lehrens und Lernens entwickeln.“

Damit ist zwar nichts dafür gewonnen, daß die anarchischen 
kapitalistischen Produktionsverhältnisse aufgehoben werden, da­
mit die gesellschaftlichen Produzenten die Produktivkräfte plan­
voll entwickeln können. Doch die vorgeschlagene kollektivisti­
sche Reproduktion eröffnet beachtliche Möglichkeiten der Öko­
nomisierung, der Zerstörung des Versicherungsschutzes, der Auf-



hebung des gesellschaftlichen Bildungswesens. Auf gesellschaftli­
cher Stufenleiter können solche Zwangskollektive nur Zuchthäu­
ser sein, in denen die persönlichen Freiheiten des Lohnarbeiters 
beseitigt sind. Solche! Gemeinschaften haben nichts zu tun mit 
den in der Sendung herausgestellten alternativen Cafes, Kneipen 
etc., dafür umso mehr mit dem Blockwartsystem, das die Faschi­
sten auch zu Zeiten „existenzieller Bedrohung“ eingeführt ha­
ben.

Den Anstoß dafür, damit der „dünne Lack“ abgeht und zur 
„Stammeskultur“ zurückgekehrt werden kann, soll eine „Wen­
dung nach innen und damit hin zu dem - wie ich meine - We­
sentlichen“ liefern. „Ob man den Himmel nicht auch - oder viel 
sinnvoller - in sich selbst finden kann“, rät der Autor. Damit ist 
Gott nicht mehr fern und der Vulgärmaterialismus, der die Ursa­
chen gesellschaftlicher Entwicklungen nicht in der Gesellschaft 
sucht, in der Metaphysik gelandet.
Jürgen vom Scheidt: Homo futurus, Sendungsmanuskript über: Bayerischer Rund­
funk, Postfach 200508, 8000 München 2

Fußball
Mini-WM: Nichts mit der 
„Ehre des Vaterlandes“

aber auch nicht, denn ihre Arbeitskraft ist in aller Regel nach 
zehn bis zwölf Arbeitsjahren zerschlissen. Dies allein ist schon 
Grund genug, mit den Kräften zu haushalten. Überdies fällt das 
Turnier in die Winterpause zwischen zwei Bundesliga-Halbzeiten, 
nachdem die meisten auch schon im Sommer notwendige Erho­
lungszeit durch.die Europameisterschaft verloren hatten. Hätten 
sie sich etwa wie Dackel für die „Ehre des Vaterlandes“ übers 
Spielfeld jagen lassen sollen?

„Eine andere Rechnung“ präsentiert der „Kölner Stadtanzei­
ger“: „Die Blamierten stecken pro Mann 7000 Mark ein.“ Ließe 
sich die „Krise des deutschen Fußballs“ vielleicht zur Senkung 
der Spielerlöhne nutzen? Kurzum, es ist die Lambsdorffsche Wei­
se, die hier angestimmt wird und die sich Millionen ins Ohr fest­
setzen soll, unmerklich sozusagen.

Woran aber liegt es, daß die imperialistische Bourgeoisie das 
Fußballspiel dermaßen zu Konkurrenzpropaganda und Chauvi­
nismus nutzen kann?

Wie alle anderen enthält auch dieses Mannschaftsspiel zwei 
Elemente. Das eine ist der Kampf mit der Natur, der Versuch, 
den Zufall weitestmöglich auszuschalten, was vollständig selbst 
unter optimalen Umständen - ebene Spielfläche, totale Wind­
stille - niemals möglich ist: „Der Ball ist rund“, und deshalb 
bleibt in der Ball-Behandlung stets ein nicht auszuschaltender 
Unsicherheitsfaktor, der das Spiel für Spieler und Zuschauer im­
mer wieder spannend macht.

Das Ereignis: Eine Fußball-Mannschaft spielt gegen zwei andere 
Mannschaften und verliert; die beiden anderen Mannschaften 
spielten offensichtlich besser. Alles in allem standen die Spiele 
auf relativ hohem Niveau, die Zuschauer konnten sich über Ball­
beherrschung, technische Fertigkeiten, gekonnte Spielzüge und 
täktisches^KöiiTien der Spieler und Mannschaften freuen. Für 
Spannung war auch gesorgt. Soweit so gut, 
Von wegen!

Es ging um die sog. „Mini-WM“ in Uru)

Löchte man meinen.

Es ging um die sog. „Mini-WM“ in Uruguay, ein Turnier von 
Nationalmannschaften, die bisher schon einmal den Weltmeister 
gestellt haben, an dem folglich auch die Westdeutsche Mann­
schaft teilnahm und eben zweimal verlor, zuerst gegen die argen­
tinische, dann gegen die brasilianische Mannschaft. Man verfolge 
dieses Ereignisjiun^durch die Schlagzeilen der „Bildzeitung“: 

"7’11 L ’4n: „Von Verlieren

„So ein Pech und diese Hitze“

1
„Derwall: Wie wir

^Orl^T-vör^denf^SprelgegenArgentinien : 
spricht keiner“
2.1., nach dem Spiel:
3.1., vor dem Spiel Argentinien-Brasilien:!
noch ins Endspiel kommen“ .
6.1., nach diesem Spiel, das 1:1 endete unp alle Endspielerwar­
tungen der westdeutschen Mannschaft endgültig zerschlug: „Die­
ser Mann (der österreichische Schiedsrichte*r.
nicht mag“) pfiff uns das Finale weg“
7.1., vor dem Spiel gegen Brasilien
WM-Spiel“
8.1., nach dem Spiel: „Von Brasilien ausj 
schön blamiert“
9.1.: „

, der „die Deutschen

„Heute schönstes

getanzt! Ihr habt uns

1:4-Katastrophe - Derwall: Jetzt rollen Köpfe“
Was also heißt hier Spiel? „Wir“ konnien uns gegenüber den 

und das, nachdem 
wir“ auch schon weitgehend aus den Europapokal-Wettbewer- 

Eine ^„Katastrophe“, die

anderen „Nationen“ nicht durchsetzen

ben herausgeflogen waren.
„Schuldige“ verlangt.

„Deutsche Spieler fielen auf - durch Barbesuch“ (Bild 9.1.) 
Jedes Fußball-Lehrbuch widmet der „gesunden Lebensweise“ 
und ihrem Zusammenhang mit „Leistungsvermögen“ und „Lei­
stungsbereitschaft “ em eigenes Kapitel, 
ternehmen kontrollieren nach wTe~Vör v 
denen erst noch beigebracht werden mi ß, ihren Lebenswandel 
den Geschäftserfordernissen des Vereins 
tatsächlich um 22.30 Uhr im Bett liegen.
mehrere Spieler, „zwei Tage vor einem \wichtigen Spiel“ nach 

. .Mittemachr no'clfeiTrpaaFBie
tungen widmen dem „süßen Leben“ ganze Seiten. Aber mit die­
ser Zersetzung der Arbeitsmoral nicht genug.

„Was mich besonders ärgerte“, ließ „Bild“ einen Trainer zu 
Wort kommen, „war dieses verdammte ,Profi-Verhalten‘ - mit 
dem geringsten Aufwand ein Ergebnis über die Zeit zu retten.“ 
Niemand kann behaupten, die westdeutschen Spieler hätten sich 
gegen die brasilianische Mannschaft ein Bein ausgerissen. Sie ver­
kaufen ihre Arbeitskraft als Fußballer. Zwar ist ihr Lohn im Ver­
hältnis zum Durchschnittslohn hoch; so hoch ist er wiederum

*

;es

Bundesliga-Vereinsun-
a. bei jungen Spielern,

unterzuordnen, ob sie 
nd dann wagen es also

n iisw. Verschiedene Zei-

Das zweite ist der Kampf mit dem „Gegner“. Im Mittelalter, 
wo das Fußballspiel seine erste größere Verbreitung in Europa 
fand, war es das Spiel der aufkommenden Bourgeoisie. Die Tore 
repräsentierten feindliche Stadttore, die es unter Einsatz aller 
Mittel - gespielt wurde noch mit allen Körperteilen - zu erstür­
men galt, Tote und Schwerverletzte waren an der Tagesordnung. 
Diese ungehemmte Konkurrenz setzt sich heute am krassesten et­
wa in der stehenden Redensart „Hauptsache gewonnen, egal 
wie“ fort, mit denen Trainer und Vereinsführungen schlechte* 
Spiele kommentieren, oder auch im K.O.-System der Pokalspiel 
le, wo herausfliegt, wer verliert. Da der unmittelbare Spielzweck 
Sieg und Ausschaltung des „Gegners“ ist, findet die imperialisti­
sche Konkurrenzpropaganda im Fußballspiel selbst ihren Nähr­
boden.

Trotz aller Erscheinungen von Lokal,,Patriotismus“ und auch 
Nationalismus im Zusammenhang mit Fußballwettkämpfen ist 
das jedoch nur die halbe Wahrheit. - Mit der Durchsetzung der 
kapitalistischen Produktionsweise wurde Fußball im 19. Jh. zum 
Massensport: Die in den Fabriken zusammengepferchten, durch 
schwere Arbeit und einseitige Belastung halbverkrüppelten Lohn­
abhängigen brauchten vielseitigen Bewegungsausgleich; Fußball 
ist leicht zu lernen, ohne großen Aufwand zu spielen, macht an­
ders als z.B. Handball, wo bestimmte Fertigkeiten Voraussetzung 
sind, auf jedem Spielniveau Spaß und bezieht zugleich zahlreiche 
Teilnehmer ein. Die Entwicklung einfacher Regeln trug ihrem In­
teresse an spielerischer Auseinandersetzung, Entfaltung der 
Spielkombinationen und des Zusammenspiels ohne gegenseitiges 
Abschlachten Rechnung. Wenn heute jeder vierte männliche Ju­
gendliche aktiv Fußball spielt, der DFB mit über 3,5 Mio. Mit­
gliedern und rund 17000 angeschlossenen Vereinen eine der größ­
ten Massenorganisationen in der BRD ist, jedes Wochenende 
Millionen als Zuschauer auf die Fußballplätze strömen, dann be­
stimmt nicht, weil die Massen die Konkurrenz so lieben. Im Ge­
genteil, sie sorgen eher dafür, daß das Prinzip „Hauptsache ge­
wonnen“ sich nicht durchsetzt, indem sie schlechtes, aber mehr 
noch überhebliches Spiel - „den Gegner vorführen“ - entspre- 

I chend quittieren.



Inzwischen mußte die Bourgeoisie auch die Erfahrung machen, 
daß die „Professionalisierung“ des Fußballs die Konkurrenz 
nicht so gefördert hat, wie sie dies erhofft hatte. Zwar, die Bun­
desliga- und Regionalliga-Vereine sind nichts weiter als kapitali­
stische Unternehmen, die nach denselben Gesetzen handeln wie 
jeder andere Konzern und die sich im Konkurrenzkampf entwe­
der durchsetzen oder von Vernichtung bedroht sind, wie jetzt 
z.B. Schalke 04. Entsprechend werden die Profi,,Spieler“ durch 
ein ausgeklügeltes Prämiensystem zu höchster Verausgabung ih­
rer Arbeitskraft angestachelt. Doch zugleich hat die Bourgeoisie 
damit ihrem liebsten Kind, dem Spieler nämlich, der sich für die 
„Ehre“ des Vereins oder des „Vaterlandes“ zerreißt, den Boden 
unter den Füßen entzogen. Allmählich entwickelt sich unter den 
Fußballspielern (eine gewerkschaftliche Bewegung, die sich vor­
erst weniger in dbr gewerkschaftlichen Organisation ausdrückt als 
vielmehr in dem, was die Antreiber als „verdammtes Profi-Ver­
halten“ bezeichnen.

Schachrechner
Eine spannende Entwicklung, 
die etwas langweilig beginnt

<bie Schachrechner, in der Vorweihnachtszeit mit großen Stück- 
zahlen auf den Markt geworfen, stauben bereits jetzt in Schrank­
ecken ein. War das Ganze bloß eine kurzlebige Mode? Kaum, 
bloß hat die jetzige Generation von Schachrechnern noch syste­
matische Mängel.

Beim gewöhnlichen Spiel von zwei Leuten miteinander verglei­
chen sich unterschiedene Auffassungen des mathematischen Pro­
blems Schach. Die zweckmäßige Richtigkeit wird auf dem Spiel­
feld festgestellt. Der Reiz des Spiels liegt in der Vertiefung der 
Auffassung des überaus komplexen mathematischen Problems 
Schach, nicht im Sieg (denn wer liebt schon das Spiel mit einem 
leicht und sicher zu schlagenden Partner), sondern im Lernen.

Beim Einsatz der gegenwärtigen Rechnergeneration ist dieser 
Lernprozeß bestenfalls einseitig. Die Schwachpunkte des Pro­
gramms werden von den geübten Spielern nach relativ kurzer Zeit 
aufgefunden. Bis dahin lernt der Spieler, ab dato lernt er nicht 
mehr viel. Nun spielt man ja nicht mit dem Rechner, sondern mit 
dem Programm auf dem Rechner. Ein solches Programm stellt 
eine wissenschaftlich eindeutig fixierte Auffassung des Schach­
problems dar. Die wird kollektiv, unter Mitwirkung erfahrener 
Schachspieler, Mathematiker, Ingenieure gewonnen. Die Auffas­
sung dieser Leute vertritt der Rechner im Spiel. Freilich mit einer 
stur dogmatischen Starrheit, die der wirklichen Tätigkeit des Pro­
grammiererteams (das zur gleichen Zeit an der Herstellung ver­
besserter Programme sitzt) blechern Hohn lacht.

Um die dogmatische Starre aufzulockern (praktisch, um zu 
verhindern, daß eine einmal gespielte Partie sich exakt wiederho­
len ließe), ist in den meisten Programmen ein Zufallselement ein­
gebaut. Wenn im Spielverlauf sich verschiedene Entwicklungs­
möglichkeiten mit ungefähr gleichen Aussichten ergeben, wirkt 
der Zufall. So steht denn auf der einen Seite der menschliche 
Spieler, geplagt von den quasi technischen Unzulänglichkeiten 
menschlichen Denkens, stets in Gefahr, irgendwas zu übersehen, 
zu vergessen usw., auf der anderen Seite der programmierte 
Rechner, der dogmatisch stur und technisch perfekt die Schach­
auffassung des Programmiererteams vertritt. Der Spieler ver­
sucht, gerade dort zu lernen, wo die ungeheure Zahl der Entwick­
lungsmöglichkeiten jede Spielsystematik im Nebel des Zufalls zu 
verschlingen droht. Gerade da indessen würfelt der Rechner. Die 
Verärgerung ist vorprogrammiert.

Eine Änderung wird eintreten, sobald frei programmierbare 
Schachrechner verwendbar werden. Das Spielvergnügen, die 
durch Überlegung gewonnene Ansicht des Schachproblems durch 
praktischen Vergleich zu prüfen, bliebe erhalten. Eine systemati­
schere Durchdringung der Sache wäre möglich, ja erforderlich. 
Korrekturen könnten entwickelt werden, ebenso Erweiterungen. 
Den extrem individualisierten Charakter würde das Schachspiel 
dabei allerdings einbüßen. Die Korrektur, Erweiterung usw. der­
artiger Programme gelingt einem Kollektiv immer besser als Ein­
zelnen. Vielleicht tritt ein kräftiger ideologischer Nebeneffekt 
ein, zeichnet sich doch ab, daß die Entwicklung der Produktiv­
kräfte die Individualisierung der Kopfarbeit abzulösen beginnt.

Bürgerliche Geldtheorie
Friedmans Handreichungen 
für Thatcher, Reagan und andere
Ein Helikopter flappert übers Land. Die Luke geht auf und her­
aus kommen schön gleichmäßig übers Land verteilt 1000 Dollar 
in Banknoten. Alles grabscht danach und erhöht seine Kassenhal­
tung ... Um es kurz zu machen, die Geschichte endet so, daß alle 
ihr zusätzliches Geld ausgeben und das Preisniveau steigt, denn es 
sind ja nur Banknoten aus dem Hubschrauber gekommen und 
keine Produkte. So beginnt Milton Friedmans Darstellung über 
die „optimale Geldmenge“. Friedman, Nobelpreisträger, 
Reagan-Berater, wissenschaftlicher Pate der Thatcherschen Wirt­
schaftspolitik in Britannien ist Oberhaupt der sogenannten 
Chicago-Schule in der bürgerlichen Ökonomie.

Sich selbst hat er den Titel des Anführers der „Konterrevolu­
tion der Geldtheorie“ (so der Titel einer seiner Schriften) zuge­
legt. Der simple wie falsche Grundgedanke seiner „theoretischen 
Konterrevolution“ geht zurück auf die bürgerlich-neoklassische 
Vulgärökonomie der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts mit ih­
ren „Voraussetzungen“ der Preisbestimmung durch den „indivi­
duellen Nutzen“ einer Ware und des wirtschaftlichen Gleichge­
wichts bei vollständiger Konkurrenz, bewirkt durch Angebot und 
Nachfrage.

Bei einer gegebenen Warenmasse ist die zu ihrer Zirkulation er­
forderliche Menge an Banknoten und Münzen sowie sonstigen 
Zahlungsmitteln bestimmt durch die Preissumme der Waren und 
die Umlaufgeschwindigkeit des Geldes. Diese schlichte Feststel­
lung hatte auch bereits Marx getroffen. Mit dieser Feststellung 
könnte aber weder erklärt werden, was den Wert der Waren be­
stimmt, wie ihr Produktionspreis entsteht und wie ihr Markt­
preis, noch woher Differenzen zwischen Wert und Preis resultie­
ren. Schon gar nicht kann damit die Entstehung des Geldes als 
vergegenständlichte menschliche Arbeit noch eine Wertverände­
rung des Geldes oder der Geldware z.B. „Gold“ erklärt werden. 
Ergänzt durch die Vorstellung, das Geld hätte sowieso nichts mit 
der Entwicklung der Produktion zu tun, kommen die bürgerli­
chen Theoretiker aber zu dem Schluß, die Preise seien durch die 
Geldmenge bestimmt. Weiter ergänzt durch empirische Feststel­
lungen, daß bei steigenden Preisen immer auch eine gestiegene 
Geldmenge festgestellt werden kann, kommt Friedman zu dem 
Schluß, daß also nur die Geldmenge genausoviel und nicht mehr 
erhöht werden müßte wie die Zunahme der Produktion, und das 
Preisniveau bliebe stabil. Gekrönt durch das Postulat, daß die 
Zentralbank das bewerkstelligen kann, ergibt sich für Friedman 
und seine Jünger schlüssig, daß das Finanzkapital direkt die 
Wirtschaftspolitik in den Griff nehmen muß, damit das freie 
Spiel der segensreichen und ausgleichenden Kräfte des Kapitalis­
mus endlich wieder zum Zuge kommt.

Offensichtlich erklärt sich die Bedeutung Friedmans für die 
Bourgeoisie nicht aus theoretisch aufklärender Wirkung, sondern 
aus der praktischen Anwendbarkeit für eine liberal-reaktionäre 
und demagogische Kritik an der Ausdehnung des imperialisti­
schen Unterdrückungsapparates. Seit den 30er Jahren hatte das 
Konzept von Keynes dazu gedient, die Ausweitung der Staatsaus­
gaben und vor allem deren Einnahmen durch Steuerplünderung 
wirtschaftlich zu begründen. Keynes mußte, anders als seine neo­
klassischen Vorgänger, die Tatsache der Krise des Imperialismus 
akzeptieren, um der Bourgeoisie Vorschläge zu deren Behand­
lung zu liefern, kurz gefaßt: Ausdehnung der Staatsausgaben zur 
Schaffung von Nachfrage und Belebung der Akkumulation. In­
sofern dient er auch den verschiedensten sozialdemokratischen 
Wirtschaftskonzepten zur Vorlage. Friedmans „Gegenrevolu­
tion“ soll die theoretische Fahne sein, hinter der sich die gegen­
wärtige liberale und Konservative Mobilisierung sammeln kann, 
und mit Reagen ist auch der Standartenträger zur Stelle: Senkung 
der Staatsausgaben vor allem für Sozialversicherungen, denn das 
erhöht nur das Preisniveau, Frontalangriff gegen die Gewerk­
schaften, denn sie sind eine schädliche Monopolbildung auf dem 
Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosigkeit nämlich, die sich bei einem 
stabilen Preisniveau ergibt, ist die „natürliche“. „Unfreiwillige“ 
Arbeitslosigkeit besteht dann nicht mehr, Angebot und Nachfra­
ge sind ausgeglichen. Es gibt nur noch „freiwillige“ Arbeitslosig­
keit.
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IN DER HITLER JUGEND

Faschistische Jugend Werbung: 
für Kolonialsoldaten

1914—1918. 1. Weltkrieg: Der 
imperialistische Kapitalismus 
während des 1. Weltkrieges 
wird innerhalb kurzer Zeit 
zum vollständigen Militär­
zuchthaus für die Arbeiter. 
Gewerkschaftliche Rechte sind 
aufgehoben, wer nicht zur 
Front eingezogen ist, muß 
nach dem Gesetz von 1916 
,,vaterländischen Hilfsdienst“ 
(Arbeitsdienst) leisten; die ge­
samte Versorgung mit alltägli­
chen Lebensmitteln wird ratio­
niert und besteht ohne „Zu­
satzversorgung“ (Schwarz­
markt) im wesentlichen 
1916/17 aus Kohlrüben, u.a. 
Kohlrübensuppe, Kohlrüben­
marmelade, Kohlrübenkaffee. 
- Die Geburtenrate sinkt von 
27,5 Lebendgeborenen je Tsd. 
Einwohner 1913 auf die Hälfte 
ab (13,9 je Tsd. E. 1917). 1,8 
Mio. Kriegstote und 4,2 Mio. 
Kriegsverwundete weist die 
Statistik für Deutschland aus.| 

1932. Weltwirtschaftskrise: 
Der Zusammenbruch der Ka­
pitalverwertung in den impe­
rialistischen Staaten führt in 
Deutschland zu Hungersnot in 
der Arbeiterbevölkerung. 
Durch Notverordnungen wer­
den Löhne und Renten ge­
kürzt, die Arbeitslosenzahl 
wird 1932 mit 5,5 Mio. angege­
ben. Familien, die vom Ar­
beitslosengeld leben mußten, 
hatten einmal in der Woche 
Wurst, sonst Brot und Kartof­
feln und nicht selten die letzten 
zwei Wochentage gar nichts 
mehr. - Die Geburtenrate er­
reichte mit 14,7 je Tsd. Ein­
wohner ihren tiefsten Stand
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Die Reaktion hat verschärfte 
Ehrenberg-Gesetze im Auge

„Die Rentenversicherung be­
findet sich derzeit dank der 
Konsolidierungsmaßnahmen 
im Gleichgewicht“, verkündet 
Helmut Schmidt in der Regie­
rungserklärung. Das „Gleich­
gewicht“ ist hergestellt worden 
vor allem durch:

- eine Kürzung der Renten­
ansprüche zum 1. Juli 1981 um 
13,6%; die nach der Gesetzes­
lage Anfang 1977 berechnete 
Rente bei 40 Versicherungsjah­
ren zum Durchschnittslohn 
würde am 1. Juli 81 auf 1318 
DM erhöht, nach den Ehren­
berggesetzen beträgt die Rente 
im Juli 81 1139 DM (vergl. Po­
litische Berichte 4/80).

- die Festsetzung der Ko­
stenerstattung der Rentenver­
sicherung für die Krankenver­
sicherung der Rentner auf die 
durchschnittliche Beitragshöhe

der Krankenversicherung (am 
1.1.80 11,36%); 1977 geschätz­
te „Ausgabenerspamis“ bis 
1980: 32 Mrd. DM.

- die Erhöhung des Ge­
samtbeitrags auf den Brutto­
lohn ab 1.1.81 von 18% auf 
18,5%.

- Abbau des Vermögens 
(„Deckungsrücklage“) von 
47,3 Mrd. 1974 auf 20,2 Mrd. 
DM Ende 1979 (vergl. Darstel­
lungen in Nr. 1/81).

Seit der direkten Verschie­
bung der Rentenanpassung 
1957 um ein Jahr und der im 
Finanzänderungsgesetz 1968 
u.a. beschlossenen und vorü­
bergehend praktizierten Bei­
tragshebung für die Kranken­
versicherung der Rentner wa­
ren diese Ehrenberggesetze die 
erste umfangreiche „Anpas­
sung“ des ,,Generationenver-

jö



„Natürliche Bevölkerungsbewegung“ im Impe 
rialismus — einige Daten

zwischen den beiden imperiali­
stischen Kriegen.

1933—1940. Die zielgerichte­
te faschistische Mobilmachung 
für den imperialistischen 
Raubkrieg tritt gegenüber dem 
Zusammenbruch in der Welt­
wirtschaftskrise als wirtschaft­
liches Aufblühen in Erschei­
nung. Was aufblüht, sind die 
Profite: die „unverteilten Ge­
winne“ nehmen um mehr als 
das Fünffache von 1929 bis 
1939 zu, die Einkünfte aus Un­
ternehmen und Vermögen in 
Industrie, Handwerk und 
Handel um die Hälfte. Auch 
die verschiedenen „Führer“ 
werden gut bestellt: 1938 ver­
diente 1 % der Steuerzahler 
3)ber 50000 RM im Jahr und 
öezog damit 21% der Gesamt­
einkommen. Zerschlagung der 
Gewerkschaften und Parteien 
der Arbeiter, Entrechtung und 
Arbeitsdienst sorgen für eine 
entsprechende Ausgestaltung 
der Lohnskala nach unten: 
Der Hilfsarbeitertarif sinkt 
von 79,4 Pf/Std. 1929 auf 62,8 
Pf/Std. 1939, während der 
Angestellte 1929 das l,8fache 
des Industriearbeiters brutto 
verdiente, hat er 1939 das 
2,1 fache.' Die in diesen Daten 
zum Ausdruck kommende er­
hebliche Spreizung der Löhne 
und Einkommen muß man für 
die Beurteilung der Geburten­
zunahme in diesem Zeitraum

beachten. Ebenso die ganz ver­
schiedenen Aussichten:
Zwangsunterwerfung der Ar­
beiterbevölkerung unter die fa­
schistische „völkische Ge­
meinschaft“, verbunden mit 
umfangreichen Versprechun­
gen, Erweiterung der Bereiche­
rungsmöglichkeiten durch im­
perialistischen Raub und Kolo­
nien für die besseren Einkom­
mensklassen: Die Geburtenra­
te erreichte mit 20,4 1939 den 
höchsten Wert seit 1925.

1946. Mit Versprechungen, 
berechnet auf Wirkung bis 
hinein in die Facharbeiter­
schichten, hatte die faschisti­
sche Diktatur der Bourgeoisie 
nicht gespart. Mit dem Eintritt 
in den imperialistischen Krieg 
schiebt die Bourgeoisie diese 
Versprechungen zur Seite. Das 
Militärzuchthaus für Arbeiter 
des 1. Weltkrieges ist nach al­
len Seiten ausgebaut. Seit 
Kriegseintritt sinkt die Gebur­
tenrate. - 1946 werden auf 
1000 Einwohner 16,1 Lebend­
geburten registriert. Auf 1000 
Frauen zwischen 15 und 45 
Jahren kommen 65 Lebendge­
burten (Fruchtbarkeitsziffer). 
Auf 3,5 Mio. getötete Soldaten 
und weitere 3 Mio. getötete Zi­
vilisten wird der Kriegsverlust 
in Deutschland geschätzt. - 
Die vollständige Auspowerung 
der Arbeiterbevölkerung 
durch die faschistische Dikta­

tur und die auf Basis eines 
Hungerstandards durchgesetz­
te erneute Machterrichtung der 
imperialistischen Bourgeoisie 
verhindern auf Jahre einen 
auch nur langsamen Erholung­
sprozeß. - Erst ab 1956 be­
ginnt die Geburtenrate etwas 
gegenüber dem Niveau von 
1946 zu steigen.

1964/64. Die Geburtenrate 
mit 18,3 bzw. 18,2 und die ( 
Fruchtbarkeitsziffer mit 87 er­
reichen den höchsten Wert seit 
1946. Beschleunigt durch die j 
erste größere Wirtschaftskrise 
66/67 sinkt seitdem die Gebur­
tenrate. Die Fruchtbarkeitszif­
fer hat sich mit heute etwa 45 j 
fast halbiert. - Nicht wenige , 
Pfaffen und reaktionäre Ideo- ! 
logen sehen darin einen beson- j 
deren Beweis für heutigen i 
Wohlstand und „irdische ! 
„Genußsucht“. Haben sich 1 
die Gesetzmäßigkeiten der, ' 
„natürlichen Bevölkerungsbe­
wegung“ unter imperialisti- j 
scher Herrschaft vielleicht um­
gekehrt? Dafür spricht nichts, 
insbesondere spricht dafür , 
nicht, daß die Statistik den 
Lohnabhängigen am unteren 
Ende der Einkommensskala ei­
ne Fortpflanzungsrate von 
Null bescheinigt, während die 
oberen Einkommensklassen ei­
ne erheblich über dem Durch- ' 
schnitt liegende Fortpflanzung 
aufweisen. I

Nach Luftangriff in Mann­
heim Ende des 2. Weltkrieges

Kieler Howaldtswerke 1954: 
gegen Pariser Verträge

Stahlarbeiter im Streik 
1978/79

träges“: 1. zu Lasten der Rent­
ier, 2. zu Lasten der Beitrags- 
Cahier durch direkte Anhe­
bung der Beiträge, indirekt 
wurde die Erhöhung der Kran­
kenversicherungsbeiträge wei­
ter beschleunigt.

Arendt, der die bevorstehen­
de Pleite des „Generationen­
vertrages“ in früherer Version 
nicht als zu lösendes Problem 
der letzten Bundesregierung 
präsentieren mochte, wurde 
in die Wüste geschickt. Ehren­
bergs Kostendämpfungsrech­
nung ging in dieser Hinsicht 
auf, er wurde neuerlich für die 
Geschäfte der herrschenden 
Klasse vereidigt.

Indessen ist sich die Bourge­
oisie über den Wert des von 
Schmidt bekundeten „derzeiti­
gen Gleichgewichts“ vollstän­
dig im klaren, wie nebenste­
hende Darstellungen (Bilder 04 
und 05) sowie die Äußerungen 
ihrer Experten - vergl. die Zi­
tate - ausdrücken. Der „Al- 
terslastquotient“ - ein grober 
Ausdruck für das Verhältnis

von Rentenansprüchen zu Bei­
tragsleistungen - wird bis 
Mitte der 80er Jahre fortwäh­
rend „günstiger“ im Sinne der 
Umlagenfinanzierung des 
,, Generationen Vertrages* ‘. In 
den folgenden Jahren steigen 
die Rentenansprüche im Ver­
hältnis zum Beitragseingang 
sprunghaft - und zwar nicht, 
weil etwa die Rentner zuneh­
men würden, wie das Märchen 
vom „Rentenberg“ behauptet, 
sondern wegen der durch den 
Geburtenrückgang schrump­
fenden Zahl der beitragspflich­
tigen Lohnabhängigen. - Die 
drei großen bürgerlichen Par­
teien haben Fortsetzung der 
Ehrenberg-Methode im Auge: 
Rentenkürzung, Beitragsanhe­
bung zu Lasten der Lohnab­
hängigen. Die Durchsetzung 
entgegengesetzter Forderun­
gen : Zahlungsverpflichtung
der Kapitalisten, Selbstverwal­
tung durch die Versicherten, 
ist für die Gewerkschaften und 
die Arbeiterbewegung aktuell 
und eine dringliche Aufgabe.

„Generationenvertrag“ in Fortentwicklung 
CDU: „... So wie wir sie konstruiert haben, ist unsere soziale 
Rentenversicherung eine ungeheuerliche Prämierung der Kinder­
losigkeit. Sie kann gar nicht höher prämiert werden, als es hier 
geschehen ist ... Die Rente, die sie (die heutigen Beitragszahler) 
selber beziehen wollen, die erdienen sie sich durch die Aufzucht 
des Nachwuchses. Wer dazu nichts beiträgt, ist in einem unge­
heuren Manko, Wer viel dazu beiträgt, der hat vielleicht soviel 
geleistet, daß er nicht nur keinen Beitrag mehr zu zahlen braucht, 
sondern daß ihm noch etwas herauszuzahlen wäre ... “ (Oswald 
v. Nell-Breuning auf dem Seniorenkongreß der CDU am 19.8.80)

FDP: ... Damit genügend (Geld) da ist, wird man rechtzeitig 
daran denken müssen, die Reserven aufzufüllen. Das wäre z.B. 
so möglich, daß der Anpassungssatz gekürzt wird, wenn die Re­
serve eine bestimmte Schranke nicht erreicht: z.B. um 20%, 
40%, 60%, 80%, 100%, wenn die Reserve niedriger ist als 12 
bzw. 9, 6, 3, 1 Monatsausgaben - bei Reserve von weniger als ei­
ner Monatsausgabe also keine Rentenerhöhung! ... “ (Prof. Dr. 
H. Härlen, FDP-Veranstaltung „Probleme liberaler Altenpolitik 
und Alterssicherung“ am 19.9.80)

SPD: „Die SPD will die Renten und die Beiträge der Renten­
versicherung grundlegend neu und so regeln, daß sich die Höhe 
der Renten und der Beitragssatz künftig ,nach einer im Voraus 
festgelegten Formel aufeinander einpendeln‘. Diese Forderung 
hat der Obmann der SPD-Bundestagsfraktion im sozialpoliti­
schen Ausschuß des Bundestages, Jürgen Egert, im Pressedienst 
seiner Partei erhoben.“ (Handelsblatt v. 11.12.80)



Im nächsten Heft

Sowjetunion
KPdSU steckt die Ziele ab für das kommende Planjahrfünft

Vor dem 26. Parteitag der 
KPdSU Ende Februar ist deut­
lich, daß die Vorgaben des 10. 
Fünfjahresplans (1976 1980) 
nicht erfüllt wurden. Das Un­
gleichgewicht zwischen den 
verschiedenen Abteilungen der 
Produktion verschärfte sich 
weiter. Zwar konnten die 
Lohnabhängigen überplanmä­
ßige Lohnerhöhungen durch­
setzen, aber es fehlt an den 
notwendigen Reproduktions­
mitteln, die sie kaufen können. 
Die Bourgeoisie rüstet sich für 
kommende Klassenschlachten.

BRD
Regierungssozialdemokratie, Vor­
kämpfer der Politik der Lohnsenkung?
Die erste offene Krise des 
BRD-Kapitalismus im
Jahr 1966/67 brachte zuerst die 
,,große Koalition“ aus SPD 
und CDU/CSU und dann die 
sozialliberale Koalition ans 
Ruder. Sie trat mit einer Fülle 
politischer und sozialer Ver­
sprechungen auf. Sie zog gro­
ße politische Hoffnungen auf 

sich. In dem Aufsatz soll un­
tersucht werden, welche Fol­
gen die gesetzgeberische Tätig­
keit der sozialliberalen Koali­
tion auf die Entwicklung des 
Lebensstandards in der Bun­
desrepublik Deutschland und 
Westberlin gehabt hat und 
welche Perspektiven sich für 
die nächste Zukunft ergeben.

Baden- Württemberg
,,

Durch eine ganze Serie von 
Verschärfungen des Asylrechts 
und seiner Handhabung im 
Verlaufe des letzten Jahres ist 
dieses Recht faktisch außer 
Kraft gesetzt, soweit es nicht 
mit den Interessen der herr­
schenden Klasse in Einklang 
steht. Das tut es z.B. nicht ge­
genüber Asylsuchenden, Ver­
folgten und Vertriebenen aus

Grenzrichter“ gegen Asylsuchende?

den i Ländern, in denen die 
westdeutschen Imperialisten 
selbst direkt an der Ausbeu­
tung und Unterdrückung des 
Volkes beteiligt sind, wie z.B. 
der Türkei.
Dem baden-württembergi­
schen Justizminister Eyrich 
reicht die rechtlose Zusam- 
menpferchung der Asylsu­
chenden in Lagern nicht aus.

Großbritannien
Thatcher-Radikalkur will nicht richtig anschlagen
Vor eineinhalb Jahren ist die 
Thatcher-Regierung mit dem­
selben Programm angetreten 
wie jetzt Reagan in den USA.

Dife' zur Sanierung der briti­
schen Wirtschaft verordnete 
Radikalkur ist nicht angeschla­
gen. Unter den Kapitalisten 
mehren sich die Stimmen für 
einen Kurswechsel. Thatchers 
Lohnpolitik ist teilweise an der 
britischen Arbeiterbewegung 
gescheitert. Wie sind die Be­
dingungen für 1981?


